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207. Sitzung

Bonn, den 19. Méarz 1980

Beginn:

Prasident Stiicklen: Die Sitzung ist erdffnet.

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung

Der Parlamentarische Staatssekretdr beim Bundesminister fiir Wirt-
schaft hat mit Schreiben vom 5. Méarz 1980 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Hauser (Krefeld), Dr. Zeitel, Pieroth, Engelsberger, Lampers-
bach, Schrdder (Liineburg), Sched), Landré, Pohlmann, Sick, Dr. Schwd-
rer, Frau Hoffmann (Hoya), Frau Will-Feld, Dr. Bétsch, Dr. Waigel, Dr:
Kohler (Duisburg), Dr. Jobst, Miiller (Wadern), Kolb, Niegel, Dr. Walfen-
schmidt, Susset, Sauter (Epfendorf), Neuhaus, von der %leydt Freiherr
von Massenbach, Dr. Jenninger, Dr. Laufs, Dr. George, Dr. Jahn (Miin-
ster), Haase (Kassel) und der Fraktion der CDU/CSU betr. Eigenkapital-
hilfeprogramm der Bundesregierung — Drucksache 8/3677 — beant-
wortet. gein Schreiben ist als Drucksache 8/3782 verteilt.

Der Staatssekretdr im Bundesministerium fiir innerdeutsche Bezie-
hungen hat mit Schreiben vom 12. Mérz 1980 im Einvernehmen mit dem
Auswirtigen Amt und dem Bundesminister fiir Wirtschaft die Kleine
Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, Dr. Hafele, Haase (Kassel), Spil-
ker, Seiters, Niegel, von der Heydt Freiherr von Massenbach, Dr. Kéhler
(Duisburg), Dr. Riedl (Miinchen), Dr. Voss, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Horn-
hues und der Fraktion der CDU/CSU betr. Zahlungen an die DDR und
die anderen Ostblockstaaten sowie Warenaustausch mit der DDR und
den anderen Ostblockstaaten in den Jahren 1970 bis 1979 einschlieBlich
— Drucksache 8/3676 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache
8/3790 verteilt.

Der Parlamentarische Staatssekretir beim Bundesminister fiir Bil-
dung und Wissenschaft hat mit Schreiben vom 10, Mérz 1980 im Einver-
nehmen mit den Bundesministern fiir Wirtschaft, fiir Arbeit und Sozial-
ordnung und fiir Jugend, Familie und Gesundheit die Kleine Anfrage
der Abgeordneten Vogelsang, Lattmann, Dr. Meinecke (Hamburg),
‘Weisskirchen (Wiesloch), Frau Schuchardt, Dr. Dr. h. c. Maihofer, Dr.-
Ing. Laermann und der Fraktionen der SPD und FDP betr. Zur Situation
und Weiterentwicklung der beruflichen Bildung — Drucksache 8/3669
— beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/3791 verteilt.

Der Parlamentarische Staatssekretdr beim Bundesminister fiir For-
schung und Technologie hat mit Schreiben vom 18. Mirz 1980 die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Dr. Probst, Pfeifer, Benz, En-

elsberger, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Riesenhuber, Dr. Freiherr Spies von
%ﬁllesheim, Dr. Laufs, Dr. Kunz (Weiden), Pfeffermann, Dr. Stavenhagen,
Frau Dr. Walz, Frau Fischer, Spilker, Niegel, Réhner, Biihler (Bruchsal)
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Férderung von Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet der photoelektrischen und photochemi-
schen Umwandlung der Solarenergie — Drucksache 8/3732 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/3799 verteilt.

Die in Drucksache 8/3670 unter Nr. 27 aufgefiihrte EG-Vorlage

Vorschlag fiir ein meh.rjihri‘ges Forschungs- und Entwicklungspro-
ramm der Gemeinschaft auf dem Gebiet der molekularbiologischen
‘echnologie (indirekte Aktion 1981 bis 1985)

wird als Drucksache 8/3796 verteilt.

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom
11. Mérz 1980 mitgeteilt, daB der Ausschuf die nachstehende EG-Vor-
lage zur Kenntnis genommen hat:

Vorschlag einer Entscheidung des Rates tiber Fluorchlorkohlenwas-
serstoffe in der Umwelt

— Drucksache 8/3025 Nrr. 8, berichtigt in Drucksache 8/3161 —

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom
6. Marz 1980 mitgeteilt, daB der AusschuB die nachstehenden EG-Vorla-
gen zur Kenntnis genommen hat:

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG, Euratom, EGKS) zur
Anpassung der in Artikel 13 Abs, 9 des Anhangs VII zum Statut der
Beamten der Europdischen Gemeinschaft vorgesehenen Sitze der
Tagegelder fiir Dienstreisen

— Drucksache 8/3339 Nr. 17 —

12.00 Uhr

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Anpassung der im Statut
der Beamten der Europdischen Gemeinschaften vorgesehenen Sétze
der Tagegelder fiir Dienstreisen

— Drucksache 8/3509 Nr. 18 —

Der Vorsitzende des Ausschusses fiir Arbeit und Sozialordnung hat
mit Schreiben vom 4. Marz 1980 mitgeteilt, daB der AusschuB die nach-
stehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat:

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Anderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 574/72 {iber die Durchfilhrung der Verordnung
(E\NEG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der Sozialen Sicher-
heit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Ge-
meinschaft zu- und abwandern

— Drucksache 8/3161 Nr. 68 —

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom
27. Februar 1980 mitgeteilt, daB der AusschuB die nachstehenden EG-
Vorlagen zur Kenntnis genommen hat:

Vorschlag einer Elften Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Umsatzsteuern —
AusschluB der franzésischen {iberseeischen Departements vom An-
wendungsbereich der Richtlinie 77/388/EWG

— Drucksache 8/3567 Nr. 27 —

Vorschlag einer Richtlinie des Rates, mit der die Franz&sische Repu-
blik erméachtigt wird, die Bestimmungen der Richtlinie 72/464/EWG
und der Richtlinie 79/32/EWG iiber die anderen Verbrauchsteuern
auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer in den franzésischen liberseei-
schen Departements nicht anzuwenden

— Drucksache 8/3670 Nr. 28 —

Punkt 1 der Tagesordnung:

Fragestunde
— Drucksache 8/3792 —

Ich rufe den Geschéftsbereich des Bundesmini-
sters fiir innerdeutsche Beziehungen auf. Zu den
Fragen 3 und 4 hat der Fragesteller, Herr Abgeord-
neter StraBmeir, um schriftliche Beantwortung ge-
beten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt.

Ich rufe den Geschéftsbereich des Bundesmini-
sters fiir Forschung und Technologie auf. Auch hier
hat der Fragesteller, Herr Abgeordneter Ey, um
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort
wird als Anlage abgedruckt.

Wir kommen zum Geschéftsbereich des Bundes-
ministers der Justiz. Zu der Frage 8 hat der Frage-
steller, Herr Abgeordneter Dr. Jahn (Miinster), um
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort
wird als Anlage abgedruckt.

Die Fragen 6 und 7 sind vom Fragesteller, Herrn
Abgeordneten Dr. Voss, zuriickgezogen.

©

(D)
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Prisident Stiicklen

Ich rufe den Geschéftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der
Fragen steht uns der Herr Parlamentarische Staats-
sekretdr von Biillow zur Verfiigung.

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten
Wiirtz auf:

Sind dem Bundesverteidigungsminister Klagen des Verbands der
Fahrlehrer iiber erteilte Genehmigungen auf Nebentatigkeit zur Aus-
ibung des Fahrlehrerberufs — zum Teil als selbstdandige Unternehmer
— durch Berufs- und Zeitsoldaten der Bundeswehr bekannt, und wie
vereinbaren sich diese Genehmigungen mit der dienstlichen Belastung
der betreffenden Soldaten?

Bitte schon.

Dr. von Biilow, Parl. Staatssekretiar beim Bundes-
minister der Verteidigung: Gestatten Sie, daB ich
beide Fragen im Zusammenhang beantworte?

Prasident Stiicklen: Der Fragesteller ist einver-
standen? — Dann rufe ich auch die Frage 10 des
Herrn Abgeordneten Wiirtz auf:

Gedenkt der Bundesverteidigungsminister in diesem Zusammenhang
Einschrankungen vorzusehen?

Dr. von Bilow, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
die Fahrlehrerverbinde haben sich bereits mehrfach
mit Eingaben an den Bundesminister der Verteidi-
gung gewandt und sowohl tiber die Nebentitigkeit
der Soldaten als Fahrlehrer in Fahrschulen wie
iiber das vereinzelte Betreiben von Fahrschulbe-
trieben durch Soldaten Klage gefiihrt. Ziel dieser
Eingaben war stets der Wunsch, die Nebentétigkeit
der Bundeswehr-Fahrlehrer zu unterbinden.

Nach den Bestimmungen der Verordnung iiber
die Nebentatigkeit der Bundesbeamten, Berufssol-
daten und Soldaten auf Zeit kann die Genehmigung
einer Nebentitigkeit nur abgelehnt werden, wenn
gesetzliche Versagungsgriinde vorliegen. Dies ist in
der Regel nicht der Fall. Werden durch die Nebenta-
tigkeit die dienstlichen Leistungen oder andere
dienstliche Belange beeintrdchtigt, ist die Genehmi-
gung zu entziehen. Da jedoch die Soldaten ihrer Ne-
bentdtigkeit meist an den Wochenenden nachge-
hen, werden die dienstlichen Belange nicht betrof-
fen.

Auf Grund der Bestimmungen der Verordnung
iiber die Nebentédtigkeit der Bundesbeamten, Be-
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit ist es dem Bun-

desminister der Verteidigung nicht méglich, die Ne- .

bentdtigkeit der Bundeswehr-Fahrlehrer zu unter-
binden oder einzuschrinken.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte.

Wiirtz (SPD): Herr Staatssekretdr, habe ich richtig
verstanden, daB Sie auf meine zweite Frage mit Nein
antworten, d. h. keine Einschriankungen fiir Soldaten
bei Ausiibung eines Zweitberufs vorsehen wollen?

Dr. von Billow, Parl. Staatssekretir: Da der Bun-
desminister der Verteidigung der loyale Gesetzes-
vollzieher dessen ist, was das Bundeskabinett, insbe-
sondere der Verordnungsgeber in der Person des
Bundesinnenministers, erlassen hat, sehen wir
keine Méglichkeit, davon aus der Sicht unseres
Hauses abzuweichen.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Wiirtz (SPD): Herr Staatssekretdr, halten Sie es fiir
dienstlich vertretbar, daB ein Offizier in einem Fla-
Raketenverband mit bekanntlich erheblicher zeitli-
cher Belastung selbstédndig eine eigene Fahrschule
fihrt?

Dr. von Biilow, Parl. Staatssekretédr: Das hingt da-
von ab, ob er z. B. dem Schichtdienst unterworfen ist
oder eine Kraftfahrzeugstaffel fiihrt, die zu norma-
len Dienstzeiten arbeitet. Das hdngt vom Einzelfall
ab und muB entsprechend gepriift werden.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Wiirtz (SPD): Herr Staatssekretdr, nach dieser Ant-
wort mochte ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist,
daB die gesetzlichen Bestimmungen fiir die Flihrung
einer Fahrschule erheblich hdhere Zeitanforderun-
gen gegeniiber der nur aushilfsweise geleisteten Ta-
tigkeit als Fahrlehrer stellen, und sind Sie in diesem
Zusammenhang zur Uberpriifung Ihrer bisherigen
Entscheidungen bereit?

Dr. von Biilow, Parl. Staatssekretar: Der Bundesmi-
nister der Verteidigung und die nachgeordneten Be-
hérden kénnen lediglich priifen, ob die gesetzlichen
Voraussetzungen fiir das Versagen der Nebenbe-
schiftigung gegeben sind. Darin heiBt es, daB zu prii-
fen ist, ob die Arbeitskraft des Beamten so stark in
Anspruch genommen wird, daB die ordnungsge-
maéBe Erfiillung seiner dienstlichen Pflichten beein-
fluBt wird oder die Nebenbeschiftigung den Beam-
ten in einen Widerspruch zu seinen dienstlichen
Pflichten bringen kann. Dies muB im Einzelfall ge-
priift werden. Dazu kann man keine generelle Aus-
sage machen.

Prasident Stiicklen: Eine letzte Zusatzfrage.

Wiirtz (SPD): Herr Staatssekretdr, glauben Sie
nicht, daB das Bundesministerium der Verteidigung
bei dieser Praxis, die Sie beziiglich der Nebentitig-
keit von Soldaten jetzt haben, in Gefahr gerét, sich
bei Haushaltsberatungen, gerade im kommenden
Jahr, den Vorwurf gefallen lassen zu miissen, daB
Soldaten geniigend Zeit haben, neben ihrer doch
sehr verantwortungsvollen Té&tigkeit auch noch ei-
nen vollen Zweitberuf auszutiben?

Dr. von Biilow, Parl. Staatssekretér: Ich bin mir der
Objektivitit des Haushaltsausschusses allzeit be-

1 wuBt und gehe deshalb davon aus, daB die Aus-

gangslage jeweils Person fiir Person sehr differen-
ziert gesehen wird und daB ein Soldat, der einen
achtstiindigen Dienst hat, natiirlich in der Lage ist,
in gré6Berem Umfang Nebentitigkeiten aufzuneh-
men, als einer im Schichtdienst. Ich glaube, daB die-
ser Sachverhalt im HaushaltsausschuBl gewiirdigt
werden wird. )

Préasident Stiicklen: Keine weitere Zusatzfrage.

Die Fragen 11 und 12 des Abgeordneten Engels-
berger sollen auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet werden. Die Antworten werden als
Anlagen abgedruckt.

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretdr.
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Ich rufe den Geschéftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen
steht uns der Herr Parlamentarische Staatssekretar
von Schoeler zur Verfiigung.

Die Frage 26 des Abgeordneten Dr. Schweitzer
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt.

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten Dr.
Steger auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort
wird als Anlage abgedruckt.

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten
Hoélscher auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal.
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort
wird als Anlage abgedruckt.

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten Dr.
Diederich (Berlin) auf. — Der Abgeordnete ist nicht
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die
Antwort wird als Anlage abgedruckt.

Ich rufe die Fragen 16 und 17 des Herrn Abgeord-
neten Lattmann auf. — Der Abgeordnete ist nicht im
Saal. Die Fragen werden schriftlich beantwortet. Die
Antworten werden als Anlagen abgedruckt.

Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten
Miiller (Wadern) auf:

Bis zu welchem Zeitpunkt erwartet die Bundesregiemng endgiiltige
Ergebnisse in Sachen Interessenvertretung der deutschen Bevélkerung
beim Bau des Kernkraftwerks Cattenom, inshesondere weil beim letz-
ten deutsch-franzdsischen Gipfel keine Vereinbarungen getroffen wur-
den (Antwort auf die Frage des Abgeordneten Conrad in der 203. Sit-
zung) und die Bundesregierung in dieser Antwort auf die Fachgremien
hinweist, wie die deutsch-franzésische Kommission fiir die Sicherheit
kerntechnischer Einrichtungen (DFK) und der internationalen Saar-Mo-
sel-Kommission?

Nun haben wir wieder einen Abgeordneten, der
eine Frage gestellt hat und auch im Saal ist.

Herr Parlamentarischer Staatssekretdr, bitte.

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, ich wére Ihnen
dankbar, wenn ich Ihre Fragen 18 und 19 zusammen
beantworten diirfte.

(Miiller [Wadern] [CDU/CSU]J: Bittel)

Prasident Stiicklen: Ich rufe daher jetzt auch die
Frage 19 des Herrn Abgeordneten Miiller (Wadern)
auf:

Welchen Grad der Verbindlichkeit haben die Ergebnisse dieser Fach-

gremien, bzw. wie kann die Bundesregierung die Durchsetzung der Er-
gebnisse dieser Gremien gewdhrleisten?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Der Bau von
Kernkraftwerken und die Beachtung der hierfur
maBgebenden nationalen und internationalen Vor-
schriften und Bestimmungen ist nach der bisherigen
Rechtslage eine Angelegenheit der in ihrem Ho-
heitsgebiet souverdnen Staaten. Zur Wahrung der
Schutzinteressen der deutschen Bevolkerung im
Grenzgebiet, z.B. hinsichtlich des franzdsischen
Kernkraftwerks Cattenom, hat die Bundesregie-
rung auf der Basis der Gegenseitigkeit Gremien mit
Frankreich vereinbart, wie Sie wissen, in denen alle
interessierenden Fragen erdrtert werden. An diesen
Kontakten nehmen auf beiden Seiten Vertreter der
fiir Entscheidungen zustdndigen Behorden teil. Die
intensive Auseinandersetzung mit der Fachmaterie

versetzt damit die jeweiligen Entscheidungstrdger
in die Lage, die Vorstellungen des Nachbarlandes
bei den Festlegungen, Entscheidungen und Geneh-
migungen zu beriicksichtigen. Diese Verhandlun-
gen beinhalten keinen verbindlichen Rechtsan-
spruch. Die Bundesregierung hat jedoch keinen An-
laB zu Befiirchtungen, daB berechtigte Anliegen und
Sorgen auf deutscher Seite von der franzésischen
Regierung etwa miBachtet wiirden oder unbertick-
sichtigt blieben.

Die Frage nach dem Zeitpunkt endgiiltiger Er-
gebnisse 138t sich derzeit noch nicht umfassend be-
antworten, da die Kontakte zahlreiche Teilfragen
umfassen. So werden in der deutsch-franzdsischen
Kommission fiir die Sicherheit kerntechnischer An-
lagen zur Zeit in mehreren Arbeitsgruppen z. B. fol-
gende Fragen beantwortet: Ableitung radioaktiver
Stoffe beim Betrieb und Strahlenbelastung in der
Umgebung; Umgebungsiiberwachung; Auslegung
von Kernkraftwerken gegen Stérfélle; Qualitatsge-
wihrleistung und Priifumfang; Konsequenzen in
Frankreich und in Deutschland aus dem Stérfall im
amerikanischen Kernkraftwerk Harrisburg; grenz-
iiberschreitende Abstimmung der Notfallplanung;
Haftungs- und Deckungsfragen.

Im Rahmen der deutsch-franzésischen Kommis-
sion finden auch Sitzungen zwischen Vertretern der
deutschen Reaktorsicherheitskommission und den
entsprechenden franzosischen Beratungsgremien
statt.

In der Saar-Mosel-Kommission stehen die Fragen
der Wérmebelastung der Mosel durch die Ent-
nahme von Kiihlwasser und die Einleitung-von Ab-
wirme sowie Auswirkungen auf die Wasserfithrung
und die Schiffahrt im Vordergrund.

In der trilateralen Arbeitsgruppe fiir Standortfra-

gen einschlieBlich Luxemburgs schlieBlich werden

raumordnungspolitische Fragen beantwortet.

Die franzésische Regierung hat in diesen Gre-
mien ihre Bereitschaft zu Gesprachen iiber alle von
der Bundesregierung und den beteiligten Landesre-
gierungen von Rheinland-Pfalz und Saarland vorge-
brachten Fragen bestitigt und zugesichert, dafl die
Fragen vor einer Inbetriebnahme von Cattenom ge-
kldart werden kénnen. Die deutsche Seite wird sich
bemiihen, die Verhandlungen, so rasch, wie es die
umfangreichen Sachkomplexe zulassen, zu einem
AbschluB zu bringen. Uber wichtige Zwischenergeb-
nisse werden Bundes- und Landesregierung die Par-
lamente und die Bevilkerung jeweils unterrichten.

AuBerdem priift die Bundesregierung, wie bei
grenznahen Genehmigungsverfahren die Rolle der
betroffenen Biirger im jeweils anderen Staat den
Rechten der Angehérigen des eigenen Staates bei
Beachtung der Gegenseitigkeit angeglichen werden
kann.

SchlieBlich ist darauf hinzuweisen, daB die Mit-
gliedstaaten des EURATOM-Vertrages geméB8
Art. 37 verpilichtet sind, der Kommission der Euro-
pdischen Gemeinschaft tiber den Plan zur Ableitung
radioaktiver Stoffe die allgemeinen Angaben zu
libermitteln, auf Grund derer festgestellt werden
kann, ob die Durchfiihrung des Plans eine radioak-
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tive Verseuchung des Wassers, des Bodens oder des

_Luftraumes eines anderen Mitgliedstaates verursa-

chen kann. Die Kommission wird hierzu nach Anhé-
rung einer Sachverstindigengruppe ihre Stellung-
nahme abgeben. Bisher liegt eine solche Stellung-
nahme der Kommission noch nicht vor.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte.

Miiller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretir,
beinhaltet die soeben von Ihnen vorgenommene
Auflistung der behandelten Themen in den entspre-
chenden Fachgremien auch die Problematik der
Haftung fiir nichtnukleare Schéden, beispielsweise
fiir eine eventuelle Schadigung des Weinbaus an der
Obermosel, und sind Sie gegebenenfalls bereit, auch
dieses Problem mit in die Auflistung einzubezie-
hen?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
es miissen die gesamten Skologischen Auswirkun-
gen mit in die Priifungen und Uberlegungen einbe-
zogen werden. Ich gehe davon aus, daB das von unse-
rer Seite aus geschieht. Ich werde Thre Frage zum
AnlaBl nehmen, das noch einmal nachzupriifen.

Prasident Stiicklen: Bitte sehr.

Miiller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
ist der Bundesregierung ein Rechtsgutachten des
Trierer Rechtsgelehrten Professor Klépfer bekannt,
das einerseits von der Stadt Trier, den Verbandsge-
meinden Saarburg und Gonz und andererseits vom
Landkreis Merzig-Wadern im Saarland in Auftrag
gegeben worden ist, der die Méglichkeiten der In-

‘teressensvertretung der deutschen Bevdlkerung un-

tersucht hat, und teilt die Bundesregierung die darin
geduBerte Auffassung, daB ein Handeln im volker-
rechtlichen Sinne allein der Bundesregierung zuste-
he?

von Schoeler, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege,
es ist sicherlich so, da8 die Genehmigungsverfahren
jeweils in alleiniger und ausschlieflich nationaler
Verantwortung von dem Staat durchgefiihrt werden
miissen und auch werden, auf dessen Gebiet ein
Kernkraftwerk errichtet wird.

Die Kommissionen, die ich genannt habe, dienen
dem Ziel, jeweils die Fragen und Sorgen der deut-
schen Seite in die Genehmigungsverfahren einzu-
bringen und zu kldren, bevor es zu einer Inbetrieb-
nahme kommt.

Losgel6st von den Gesprachen auf Regierungs- .

ebene mufl man, glaube ich, die Unterrichtung der
Bevolkerung sehen. Das, was wir in der Hinsicht
vorhaben, habe ich in meiner Antwort gesagt. Losge-
16st von Gesprachen auf Regierungsebene ist auch
die Beteiligung der Biirger am Verfahren zu sehen.
Hier priift die Bundesregierung, ob wir — ich wiirde
das begriien — zu einer Regelung auf Gegenseitig-
keit kommen kénnen; wonach jeweils auch die Ver-
treter der Biirger des Grenzgebietes des jeweils an-
deren Staates beteiligt werden kénnen.

Prasident Stiicklen: Weitere Zusatzfrage.

Miiller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
darf ich angesichts der hier von Ihnen gegebenen
Antwort Thre Beurteilung bzw. die Beurteilung der
Bundesregierung hinsichtlich der AuBerungen des
Saarbriicker Oberbiirgermeisters erbitten, der
schriftlich und miindlich wiederholt gesagt hat, die
saarldndische Landesregierung trage eine erhebli-
che Mitverantwortung an der Dimensionierung des
Kernkraftwerks Cattenom?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
ich bin nicht in der Lage — es ist auch nicht meine
Aufgabe —, AuBerungen von Reprisentanten ande-
rer Gebietskorperschaften im Namen der Bundesre-
gierung zu bewerten. Sie wissen, da8 das in der Fra-
gestunde aus guten Griinden generell nicht tiblich
ist.

Prasident Stiicklen: Herr Abgeordneter, ich
stimme diesen Ausfiihrungen voll zu. Eine Beurtei-
lung eines Staatssekretdrs oder eines anderen Ver-
treters der Bundesregierung gegeniiber einem ande-
ren Amtstriager, der nicht in unmittelbarer Verant-
wortung gegeniiber der Bundesregierung steht, ist
nicht zuldssig.

Eine weitere Zusatzfrage.

Miiller (Wadern) (CDU/CSU): Wire die Bundesre-
gierung bereit, Uberlegungen dahin anzustellen, ob
eine sogenannte Clearing-Stelle eingerichtet wer-
den kann — denn im Klagefall miiten deutsche
Biirger ja franzdsische Gerichte anrufen, mit all den
Schwierigkeiten, die eine solche Anrufung mit sich
bringt —, in der die sich fiir die betroffenen deut-
schen Biirger ergebenden Fragen zusammengefaBt
und von der die notwendigen Schritte eingeleitet
werden konnten?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
ich kann IThnen den Stand der Uberlegungen zu die-
ser Frage im Augenblick nicht mitteilen. Ich bin
aber gern bereit, Ihnen diese Frage schriftlich zu be-
antworten.

(Miller [Wadern] [CDU/CSU}:

Dank})

Vielen

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.

Bevor wir zur nichsten Frage kommen, teile ich
Ihnen mit, Herr Staatssekretdr, daB die Frage 23 des
Herrn Abgeordneten Spranger schriftlich beantwor-
tet werden soll. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt.

Ich rufe nun die Frage 20 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Laufs auf: :

Wie begriindet die Bundesregierung das am 1. Oktober 1981 geltende
Verbot der Altdlverbrennung in Kleinanlagen laut Vorschrift des § 4 a
der Anderungsverordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz in den
Fallen, in denen durch Bauart der Verbrennungséfen oder Einsatz von
Filteranlagen die Art und Menge der Schadstoffemissionen die der
Hausfeuerungsanlagen fiir Heizol nicht Giberschreiten, und ist die Bun-
desregierung bereit, die tatsichliche Umweltbelastung zum Mafistab
von Verboten der Altslverbrennung zu machen?

Bitte.

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Dr. Laufs, die Auswertung der mir zur Verfiigung
stehenden Untersuchungsergebnisse {iber das Emis-
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sionsverhalten von Altélverbrennungséfen belegt
eindeutig, dafl die Altélverbrennung in Kleinéfen
zu erheblichen Mehremissionen im Vergleich mit
der Verbrennung von Heizo6l EL fiihrt. Dabei handelt
es sich insbesondere um Staubemissionen mit An-
teilen an toxischen Inhaltsstoffen sowie um die
Emissionen gasférmiger Schadstoffe wie Chlor und
Fluorwasserstoff. Da diese Schadstoffe zudem im un-
mittelbaren Lebensbereich der Bevolkerung emit-
tiert werden und damit Auswirkungen auf die Um-
welt, insbesondere Gesundheitsgefahren, nicht
mehr ausgeschlossen werden konnen, war das Ver-
bot der Verbrennung von Altdl zum Zwecke der
‘Wiarmegewinnung in Kleinéfen unumgénglich.

Im Rahmen einer Fragestunde muB ich mich auf
diese grundsétzlichen Ausfiihrungen beschréanken.
Ich bin aber gerne bereit, Ihnen weitergehendes
Zahlenmaterial {iber die Auswirkungen dieser
Emissionen zur Verfiigung zu stellen.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage, die tatsdchliche
Umweltbelastung zum Mafstab von Verboten zu
machen, darf ich feststellen, daf es bisher Grundsatz
einer von allen Parteien getragenen Umweltpolitik
war, Umweltbelastungen nicht erst entstehen zu las-
sen. Meines Erachtens ist es mit diesem Vorsorge-
grundsatz nicht vereinbar, erst die jeweils tatséchli-
che Umweltbelastung zum Mafistab von Geboten
oder Verboten zu machen. Bei der Altélverbrennung
kommt hinzuy, da8 die tatsdchliche Umweltbelastung
bei jeder Tankfiillung neu beurteilt werden miifite,
da Alt6l keine definierte Zusammensetzung hat.

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, trifft es
zu, dafl die zuldssige Verbrennung von Altdlen in
GroBanlagen zu Emissionen fiihrt, welche die Um-
welt zumindest so schwer belasten wie die Emissio-
nen aus Kleinanlagen, und falls ja, wie rechtfertigen
Sie das einseitige Verbot von Kleinanlagen?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Weil wir bei
den Kleinanlagen, Herr Kollege Dr. Laufs, der Auf-
fassung sind, daB hier eine ohne weiteres vermeid-
bare Umweltbelastung vorliegt. Hinzu kommt nach
unserer Beurteilung, daBl Altsl so und so nicht ver-
brannt werden sollte, weil es ein Rohstoff ist, der
wieder aufgearbeitet werden kann. Im Zeichen der
Ressourcenschonung ist das ein umweltpolitisch
wichtiger Gesichtspunkt.

Was den ersten Teil Ihrer Frage betrifft, kann ich
Thnen im Augenblick keine Zahlenangaben geben.

Prasident Sticklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, im
Hinblick auf die Forderungen des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes: Kann ich Ihrer Antwort ent-
nehmen, daB der Betrieb von Kleinanlagen auch
dann verboten werden soll, wenn durch entspre-
chende technische MafBnahmen verhindert wird,
daB die tatsdchlichen Emissionen die von anderen
Feuerungsanlagen, z. B. von Heizéfen, die mit nor-
malem Heizdl betrieben werden, {iberschreiten?

von Schoeler, Parl. Staatssekretér: Ja, das ist rich-
tig, Herr Kollege Laufs. Das wird die Wirkung des
am 1. Oktober 1981 in Kraft tretenden Verbotes sein.
Dieses Verbot ist von Bund und Landern einmiitig
so verabschiedet worden, und zwar aus den Griin-
den, die ich bereits dargestellt habe. '

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. .

Ich rufe Frage 21 des Herrn Abgeordneten Dr.
Linde auf:

Welches Ergebnis hatte das Gesprach des Bundesinnenministers mit
der niedersidchsischen Landesregierung iiber die Immissionsbelastung
im Raum Oker/Harlingerode am 7. Marz 19807

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
ich wére Ihnen dankbar, wenn ich die beiden Fragen
zusammenfassend beantworten diirfte.

(Dr. Linde [SPD]: Gernel)

Prasident Sticklen: Ich rufe auch noch Frage 22
des Abgeordneten Dr. Linde auf:

Ist die niedersdchsische Landesregierung jetzt bereit, an dem umfas-
senden von der Bundesregierung angebotenen 5kologischen Verbesse-
rungsprogramm fiir den betroffenen Raum mitzuarbeiten, und wenn ja,
wie lautet das vereinbarte Arbeitsprogramm?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Als Ergebnis
der Besprechung des Bundesministers des Innern
mit dem Niedersdchsischen Sozialminister am
7. Mérz 1980, an der auch Vertreter des Umweltbun-
desamtes und des Bundesgesundheitsamtes teilnah-
men, bestand Einvernehmen dariiber, daB zum Ab-
bau der Belastungen im Raum Oker/Harlinge-
rode auf drei verschiedenen Planungsebenen vorge-
gangen werden muBf.

Erstens. Im Rahmen des ,Altanlagenprogamms"
sollen technische Sofortmafinahmen zur weiteren
Einddmmung der Emmissionsquellen der Preussag
erfolgen. Die niedersédchsische Seite hat eine Aui-
stellung der Preussag tiber Investitionen fiir Emis-
sionsminderungsmafinahmen in Hoéhe von 15775
Millionen DM iibergeben, die im einzelnen noch ei-
ner Priifung durch die niedersdchsischen Behorden
und den Bundesminister des Innern bediirfen. Das
Land Niedersachsen wird die Preussag und gegebe-
nenfalls andere Emittenten veranlassen, baldmog-
lichst Antrége zur Forderung aus dem Altanlagen-
programm zu stellen.

Zweitens. Die gesundheitlichen Auswirkungen
der Blei- und Cadmiumbelastungen werden in Zu-

| sammenarbeit mit der értlichen Arzteschaft festge-

stellt. Daneben wird die niederséchsische Landesre-
gierung in einem MefBprogramm die Auswirkungen
der Verbesserung der Anlagen auf der Immissions-
seite kontrollieren.

Das Bundesgesundheitsamt fiihrt seit dem
13. Mérz 1980 ein Untersuchungsprogramm durch,
um der betroffenen Bevolkerung kurzfristig Vor-
schldge unterbreiten zu kénnen, wie sie die Bleibe-
lastung in ihrem Lebensbereich unbeschadet der
vom Land Niedersachsen zu treffenden MafSnahmen
zusdtzlich vermindern kann.

Drittens. Als Bestandteil des Forschungsteils des
Aktionsprogramms Ukologie soll bis etwa Frithjahr
1981 ein langfristiges 6kologisches Sanierungspro-
gramm ausgearbeitet werden. Hierzu geh6ren Ma8-
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Parl. Staatssekretir von Schoeler
nahmen der Landschaftssanierung und -gestaltung
sowie der Stadtplanung und der Flichennutzung.

Allerdings kann die Bundesregierung, worauf ich
bereits in der letzten Fragestunde hingewiesen
habe, auf allen drei Planungsebenen nur unterstiit-
zend tétig werden. Die Zustindigkeit fiir alle MaB-
nahmen, die hier mdoglich sind, liegt allein bei den
niedersdchsischen Behérden. Dagegen hilt die
Bundesregierung an ihrem Angebot fest, dem Land
und damit letztlich den Menschen, die sich in dieser
Problemregion aufhalten oder dort leben, mit allen
ihr zur Verfiigung stehenden Mdglichkeiten zu hel-
fen. '

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte.

Dr. Linde (SPD): Vielen Dank, Herr Staatssekretir,
fiir diese umfassende Information!

Meine erste Zusatzfrage bezieht sich darauf, ob
der Bund, wenn er ein Modellvorhaben anbietet,
dieses Modellvorhaben nicht skizzenhaft darstellen
kénnte und es den beteiligten Planungstragern im
Land und vielleicht auch bei den Kommunen so zu-
leiten kénnte, daB sie wenigstens eine Richtlinie
hétten, die ihnen zeigte, liber was sie in welchem
Zeitraum zu diskutieren hétten.

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Unbeschadet
der Zustdndigkeitsregelungen, auf die ich hingewie-
sen habe, beschranken wir uns nicht darauf, zu er-
klaren, daB wir gemachte Vorschldge aufgreifen,
sondern beteiligen uns von uns aus aktiv an den Ge-
sprdchen, indem wir Anregungen an die zustdndi-
gen niedersdchsischen Behorden geben und z. B. da-
bei behilflich sind, ein solches langfristiges Sanie-
rungsprogramm mit zu entwicklen. Insofern verfah-
ren wir so, wie Ihre Anregung es beinhaltet.

Préasident Stiicklen: Noch eine Zusatzfrage? —
Bitte.

Dr. Linde (SPD): Herr Staatssekretdr, kann die
Bundesregierung auch daran mitwirken, daB die Be-
volkerung — wahrscheinlich nicht nur im Raum
Oker/Harlingerode — einmal umfassend iiber die
Wirkung, die Bedeutung und die gesundheitlichen
Schédden von Blei und dhnlichen Stoffen aufgeklért
wird, weil es da noch sehr groBe Unsicherheiten
gibt?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Dr. Linde, ich halte die Unterrichtung der Bevélke-
rung fiir eine sehr wichtige Frage, aber das ist in die-
sem konkreten Fall wirklich eine Sache, die in den
ausschlieBlichen Zusténdigkeitsbereich der nieder-
sdchsischen Behorden fallt. Wir konnen auch hier
nur das, was wir an Forschungsergebnissen sowie an
sonstigen wissenschaftlichen Unterlagen und Er-
kenntnissen haben, den Niedersachsen zur Verfi-
gung stellen.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte.

Dr. Linde (SPD): Herr Staatssekretir, ist in dem
Gesprédch auch iiber die Méoglichkeit gesprochen

worden, die niedersdchsischen Kommunalbehérden
dieses Raumes — Stddte und Landkreis — in das
Planungsverfahren mit einzubeziehen, und, wenn ja,
welche zeitlichen Vorstellungen bestehen da?

von Schoeler, Parl. Staatssekretir: Herr Kollege,
ich miiBte Thnen diese Frage schriftlich beantwor-
ten. Ich bin im Augenblick nicht dariiber informiert,

wie die Einzelheiten dieses Gesprédchs in diesem

Punkt aussahen. Allerdings haben Sie vollig recht:

Eine Reihe der Mafilnahmen, die unbedingt notwen- .

dig sind, kann nur dann durchgefiihrt werden, wenn
die kommunalen Gebietskorperschaften mitziehen.

Prasident Stiicklen: Noch eine Zusatzfrage? —
Bitte. :

Dr. Linde (SPD): Herr Staatssekretdr, eine Zusatz-
frage, von der ich offen sage, daB sie nicht in unmit-
telbarem Zusammenhang mit der Ausgangsfrage
steht, aber konnten Sie — —

Prasident Stiicklen: Sie sollten darauf nicht so auf-
merksam machen, daB ich die Zusatzfrage nicht zu-
lassen kann.

Dr. Linde (SPD): Herr Président, lassen Sie mich
bitte die Frage einmal stellen; dann kénnen Sie ent-
scheiden.

Ich wollte gern wissen, ob Sie, Herr Staatssekre-
tdr, Informationen dariiber haben, wer eigentlich
dieses Uko-Institut ist und ob dieses Institut, das
dieses Problem ja dargestellt hat, eventuell sogar
aus staatlichen Mitteln geférdert wird.

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
auch diese Frage miiBte ich Ihnen schriftlich beant-
worten.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Franke.

Franke (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, seit wie
vielen Jahrzehnten oder gar Jahrhunderten findet
eine Immissionsbelastung dieses Raumes statt?

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, ich habe bereits in der letzten Fragestunde
darauf hingewiesen, daB die Bundesregierung
erstmals Kenntnis von den besonderen Belastungen
erlangt hat, als es im Zusammenhang mit der Dis-
kussion iiber neue, schirfere Werte bei der Novel-
lierung der Technischen Anleitung Luft Proteste des
in diesem Gebiet tdtigen Unternehmens, der Preus-
sag, gegeben hat, und da8 wir, unmittelbar nachdem
wir diese Kenntnis hatten, versucht haben, in Kon-
takt mit den niedersdchsischen Behérden die not-
wendigen Mafilnahmen mit anzuregen.

Wie lange die Bleibelastung in dem betreffenden
Gebiet schon vorhanden ist, kann ich — wie wahr-
scheinlich viele andere auch — Ihnen nicht mit Zah-
lenangaben belegen, aber daB sie schon sehr lange
vorhanden ist, ist offensichtlich.

Prasident Stiicklen: Keine weitere Zusatzfrage.
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Prasident Stiicklen
Dann rufe ich Frage 24 des Herrn Abgeordneten
Dr. Langguth auf:

Wenn die Visumpflicht bei der Einreise in die Bundesrepublik
Deutschland dadurch umgangen werden kann, dafl an der Grenze ein
Asylantrag gestellt wird, mit welchen Griinden glaubt dann die Bundes-
regierung, durch die Einfithrung des Visumzwangs einen wichtigen
Schritt zur spiirbaren Verringerung der Zahl unbegriindeter Asylan-
trige getan zu haben?

von Schoeler, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege,
Thre Frage betrifft zwei verschiedene Probleme: zum
einen die Frage der Sichtvermerkspflicht im Reise-
verkehr zwischen Staaten, zum anderen das Recht
eines Ausldnders, in der Bundesrepublik Deutsch-
land oder an ihren Grenzen Asyl zu beantragen.
Zwischen beiden Fragen besteht ein rechtllcher Zu-
sammenhang nicht.

Sinn und Zweck der Befreiung vom Sichtvermerk
ist es, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Er-
leichterungen im internationalen Reiseverkehr zu
schaffen. Die Festlegung einer Sichtvermerkspilicht
fiir Angehorige eines bestimmten Staates bedeutet
eine Einschrankung dieser Reiseerleichterung. Sie
schréankt das grundrechtlich verbiirgte Asylrecht
nicht ein.

Allerdings besteht ein mittelbarer Zusammen-
hang. Je leichter die Einreise in die Bundesrepublik
Deutschland ist, desto leichter kann diese Einreise
auch benutzt werden, um nach erlangtem Aufent-
halt in der Bundesrepublik Deutschland spater auch
Asyl zu beantragen. Mit der Einschréankung der Rei-
seerleichterung durch die Einfiihrung der Sichtver-
merkspflicht wird damit auch diese Mbglichkeit
nicht rechtlich, aber tatsdchlich eingeschrédnkt.

In den hier vorliegenden Fallen geht die Bundes-
regierung davon aus, da — worauf ich in diesem
Zusammenhang hinweisen muBl — es sich praktisch
um einen Personenkreis handelt, der den Verfoiger-
staat bereits verlassen konnte. Da die Bundesregie-
rung jedoch auch nach Einfiihrung der Sichtver-
merkspflicht ihre humanitidre Verpilichtung gegen-
tiber Fliichtlingen aus Krisengebieten nicht einstel-
len will, werden unsere Botschaften in den betroffe-
nen Landern — wie Bundesminister Baum in der
Debatte des Deutschen Bundestages am 6. Méarz
1980 angekiindigt hat — angewiesen werden, vor al-
lem in bezug auf Afghanistan und Eritrea in begriin-
deten Féllen Visa zu erteilen. Die Kriterien hierfir
werden zur Zeit im Auswdrtigen Amt aufgestellt.

Im iibrigen weise ich darauf hin, daB nach meiner
Kenntnis tiber die Einfiihrung der Sichtvermerks-
pflicht Ubereinstimmung zwischen der Mehrheit
der Bundeslander und der Bundesreglerung be-
steht.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage.

Dr. Langguth (CDU/CDU): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretar, ich stelle die Frage, ob die Bun-
desregierung mit den entsprechenden Fluggesell-
schaften Kontakt mit der Zielsetzung aufgenommen
hat, daB aus den entsprechenden Landern nur dieje-
nigen Personen beférdert werden, die schon beim
Abflug einen entsprechende Sichtvermerk in ihren
Passen aufweisen kénnen.’

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Dazu besteht
nach der praktischen Erfahrung der Bundesregle-
rung keine Notwendigkeit.

Prasident Stiickien: Eine weitere Zusatzfrage.

Dr. Langguth (CDU/CSU): Darf ich fragen, warum
hierzu nach den Erfahrungen der Bundesregierung
kein AnlaB besteht, zumal das in anderen Landern
gang und gébe ist?

von Schoeler, Parl. Staatssekretér: Weil die Luft-
verkehrsgesellschaften nach unserer Erfahrung so
verfahren, Herr Kollege.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Holscher. ‘

Holscher (FDP): Herr Staatssekretdr, teilt die Bun-
desregierung meine Befiirchtung, daB durch das
Hochspielen der Asylantenfrage in Baden-Wiirt-
temberg durch den dortigen Ministerprasidenten,
aber auch durch den Landesinnenminister Palm —
im Grunde wird das auch durch diese Frage besta-
tigt — bei uns ausldnderfeindliche Stimmungen er-
zeugt werden, die nicht nur fiir unsere Gesellschaft
eine Schande sind, sondern unserem internatio-
nalen Ansehen auch betrachtlichen Schaden zufii-
gen miissen?

(Zuruf von der CDU/CSU)

Prasident Stiicklen: Einen Augenblick. Das ist
eine Frage, die in dieselbe Kategorie gehort wie die
Frage, von der ich vorher gesagt habe, daB es der
Bundesregierung nicht anstehe, eine Beurteilung
abzugeben. Ich bitte um Versténdnis, Herr Abgeord-
neter.

Keine weiteren Zusatziragen.

Dann rufe ich die Frage 25 des Herrn Abgeordne-
ten Regenspurger auf:
Trifft es zu, daB in den Monaten Januar/Februar 1980 mehr als das

vierfache an Asylantriagen gestellt wurde als in den Vergleichsmonaten
des Vorjahrs?

von Schoeler, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege,

die Zahl der Asylantrige betrug im Januar des Jah-

res 9991; im Februar waren es 11 747: Die Ver-
gleichszahlen fiir dieselben Monate des Vorjahres
betragen 1 951 und 2 272.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage, bitte.

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretar, wie erklart sich die Bundesre-
gierung diesen sagenhaften Anstieg?

von Schoeler, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege,
der Anstieg ist ganz liberwiegend darauf zuriickzu-
fiihren, daB die Zahl der tiirkischen Asylbewerber
erheblich ansteigt. Das ist zahlenmé&Big gesehen die
Hauptgruppe.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretdr, was gedenkt die Bundesregie-
rung zu tun, um diesen Anstieg wieder auf ein nor-
males, ertrdgliches MaB zuriickzuschrauben?
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von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
es gibt, wie Sie wissen, eine von den Regierungs-
chefs des Bundes und der Lander vor etwa 14 Tagen
eingesetzte Gruppe, die sich mit der Frage beschéf-
tigt, die Sie angesprochen haben, und die im Juni ei-
nen Bericht vorlegen soll. Die Bundesregierung be-
teiligt sich aktiv an diesen Uberlegungen. Sie wird
allerdings — das habe ich bereits mehrfach betont
— einer Einschrénkung oder Aushéhlung des
Grundrechts auf Asyl nicht zustimmen kénnen.

Prisident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Langguth.

Dr. Langguth (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer
Staatssekretdr, konnen Sie uns mitteilen, wie sich
insbesondere die Steigerungsrate im Bereich des
Flughafens Stuttgart entwickelt hat, da hier in den
letzten Monaten besondere Probleme entstanden?

von Schoeler, Parl. Staatssekretir: Herr Kollege,

ich kann Thnen diese Frage gern beantworten, wenn
ich die entsprechenden Zahlen anfordere. Aber ich
will schon jetzt darauf hinweisen, daB in der Uffent-
lichkeit manchmal sehr falsche Vorstellungen iiber
die Zahlen erweckt werden.

(Dr. Langguth [CDU/CSUJ: Deswegen stelle
ich die Frage))

So sind bis Anfang Mérz dieses Jahres nicht, wie
man meinen kénnte, wenn man die 6ffentliche Dis-
kussion verfolgt, Tausende von Eritrdern eingereist,
sondern es waren bis Anfang Mérz etwa 850 auf den
Flughédfen Stuttgart und Frankfurt in einem Zeit-
raum von einem halben Jahr. Offentlicher Eindruck
und tatsdchliche Gegebenheiten klaffen hier ausein-
ander. Ich bin sehr gerne bereit, Ihnen iiber diese
eine Zahl hinaus weitere Angaben zur Verfiigung zu
stellen.

Im {brigen gibt es, Herr Kollege, zwischen den
Landern ein vereinbartes Verfahren, nach dem die
Verteilung der Lasten durch die Asylbewerber zwi-
schen den Landern geregelt ist. Jedes Land hat die
Méglichkeit, fiir den Fall, daB es sich zu stark mit
Asylbewerbern belastet fiihlt, wenn es glaubt, Asyl-
bewerber {iber seine Quote hinaus untergebracht zu
haben, sich an die anderen Lander mit der Bitte zu
wenden, die iiber die Quote hinausgehenden Asyl-
bewerber aufzunehmen. Es gibt eine entsprechende
Initiative des Landes Baden-Wiirttemberg gegen-
tiber den anderen Bundesldndern in dem dafiir vor-
gesehenen Verfahren. Leider ist diese Initiative erst
sehr viel spater ergriffen worden, als die 6ffentliche
Diskussion begann.

Président Sticklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Jiger (Wangen).

Jager (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafiir, daB
sich unter dieser erheblich erhéhten Zahl von Asyl-
bewerbern das Verhiltnis zwischen voraussichtlich
unberechtigten Asylantrédgen einerseits und berech-
tigten Asylantrdgen andererseits, das nach Aus-
kunft der Bundesregierung etwa 9 : 1 betragt, erheb-
lich zugunsten der berechtigten Asylantrdge ver-
schieben wird?

von Schoeler, Parl. Staatssekretidr: Herr Kollege
Jdger, es ist gar kein Zweifel, daB es einen hohen
Prozentsatz von Asylantrédgen gibt, die im Ergebnis
im Verfahren vor dem Bundesamt fiir die Anerken-
nung ausldndischer Flichtlinge und letztlich vor
den Gerichten nicht anerkannt werden. Die Rela-
tion zwischen solchen anerkannten Asylbewerbern
und abgelehnten Antrégen ist allerdings nicht 9: 1.
Im Jahre 1979 wurden 81,5% der Antrége abgelehnt.
Der Prozentsatz dndert sich von Jahr zu Jahr. Im Au-
genblick ist der Prozentsatz der anerkannten An-
trige im Vergleich zum Vorjahr relativ hoch, weil
die Vietnam-Fliichtlinge mit in diesen Zahlen ent-
halten sind.

Prasident Sticklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Hélscher.

Holscher (FDP): Herr Staatssekretdr, konnen Sie
mir erkldren, warum die Einreise der Vietnam-
Fliichtlinge vor gut einem Jahr nicht zu diesen 6{-
fentlich diskutierten Problemen gefiihrt hat, wohl
dagegen die Einreise von einigen hundert Eritrdern?
Kénnen Sie auch bestétigen, daB nicht diese das Pro-
blem sind, sondern die Tiirken? Kénnen Sie bestdti-
gen, daB hierfiir auch der leergefegte Arbeitsmarkt
in Baden-Wiirttemberg eine Ursache ist? Wiirden
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, da8 die Tiirken, die
hier Asylantrdge stellen, sofort von unserem
Arbeitsmarkt aufgenommen werden, ja sogar zum
Teil schon illegal vermittelte Arbeitsstellen ha-
ben?

(Dr. Langguth [CDU/CSU]: Ist das eine

Frage oder eine Rede? — Haase [Kassel]

[CDU/CSU]: Der miBbraucht wieder die
Fragestunde!)

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
es trifft zu, daB das Problem der steigenden Asylbe-
werberzahlen keineswegs ein Problem der Eritrder
ist. Ich habe vorhin bereits die Zahlen der FEritrder
genannt, die in den letzten sechs Monaten bis An-
fang Marz in die Bundesrepublik Deutschland ein-
gereist sind und Asylantridge gestellt haben. Daraus
ersieht man, daf diese Zahl entgegen dem &6ffentli-
chen Eindruck, der erweckt worden ist, im Vergleich
zur Gesamtzahl der Asylbewerber auBlerordentlich
gering ist.

Es ist auch richtig, daB zahlenmiBig gesehen un-
ser Hauptproblem die tiirkischen Asylbewerber
sind. Es ist auch so, daB ein grofler Teil der tiirki-
schen Asylbewerber — geschitzt wird: zwei Drittel
aller Asylbewerber — in der Bundesrepublik
Deutschland arbeiten, also auf dem Arbeitsmarkt fiir
sie ganz offensichtlich eine Aufnahmeméglichkeit
besteht.

Ich hoffe, daB ich die vielen Fragen wenigstens
zum Teil beantworten konnte.

Président Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Dr. Althammer.

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
nachdem Sie jetzt wiederholt auf die Tiirkei abgeho-
ben haben, mochte ich Sie fragen, ob der Bundesre-
gierung Kenntnisse dariiber vorliegen, da8 tatsdch-
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Dr. Althammer

lich in der Tiirkei Personen aus politischen Griinden
verfolgt werden. Sollte das nicht der Fall sein,
mochte ich Sie fragen, ob die Bundesregierung die
Moglichkeit hat, Personen, die offensichtlich keinen
Verfolgungstatbestand nachweisen kdnnen, wegen
nicht schliissigen Vorbringens sofort zuriickzuwei-
sen. :

von Schoeler, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
Sie wissen, daB nicht die Bundesregierung, sondern
weisungsunabhéngige Ausschiisse beim Bundesamt
fiir die Anerkennung ausldndischer Fliichtlinge dar-
iber entscheiden, ob ein Asylbewerber zu Recht
vortragt, daB er politisch verfolgt sei. Deswegen
kann ich Thnen keine Auskunft dariiber geben, ob
und in welchen Féllen eine politische Verfolgung in
der Tiirkei vorliegt. Die Rechtsprechung bemiiht
sich zur Zeit z. B. um die Kldrung der Frage, inwie-
weit christliche Minderheiten in der Tiirkei bei uns
zu Recht einen Asylanspruch geltend machen koén-
nen. Das ist aber nur eine Detailfrage, die wie alle
anderen Fragen im Zusammenhang mit diesen Ver-
fahren von den unabhdngigen Ausschiissen und von
den Gerichten zu entscheiden ist. Das hat auch sei-
nen guten Grund; denn niemand kann es wollen, daB
es der Entscheidungsbefugnis der jeweiligen Regie-
rung unterliegt festzustellen, wer politisch verfolgt
ist. Das widre mit unserem Grundrecht auf Asyl nicht
vereinbar.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Haase.

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
um das Groteske dieser Situation einmal zu be-
leuchten, mochte ich die Frage an Sie richten, ob es
der Bundesregierung bekannt ist, daB es unter den
tirkischen Asylbewerbern heute noch Tausende
gibt, die darauf abstellen, als Anhénger Demirels
von der Regierung Ecevit verfolgt zu werden. Ist die
Regierung willens, wenigstens bei diesen offensicht-
lich zutage getretenen Miflbréuchen Konsequenzen
ziehen zu lassen?

von Schoeler, Parl. Staatssekretidr: Herr Kollege,
ich finde Thre Frage — wenn ich mir diese Bewer-
tung gestatten darf — auBerordentlich problema-
tisch; denn Sie verlangen im Ergebnis, daB die Bun-
desregierung aus Griinden der politischen Opportu-
nitdt in laufende rechtsstaatliche Verfahren ein-
greift. Genau dies wére ein Punkt, der mit einem
rechtsstaatlichen Verfahren und mit der Grund-
rechtsverbiirgung des Asyls in der Bundesrepubllk
Deutschland nicht vereinbar wiére.

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sind Thnen we-

nigstens die Sachverhalte bekannt? — Frau

Dr. Timm [SPD]: Er hat es immer noch nicht
begriffenl)

Prasident Stiicklen: Einen Moment.

(Haase [Kassel] {CDU/CSU]}: Ich habe ge-
fragt, ob ihm der Sachverhalt bekannt istl)

— Herr Kollege Haase, im Moment fiihren wir keine
Diskussion.

Wir kommen zum Geschiftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Zur Beantwortung steht uns
Herr Parlamentarischer Staatssekretar Haehser zur
Verfligung.

Die Frage 28 des Herrn Abgeordneten Dr. Spori
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. '

Ich rufe die Frage 29 des Herrn Abgeordneten
Haase (Kassel) auf:

Nach welchen Kriterien w1rd die Hohe der Miete und der sonstigen
Nebenleistungen bei bund ‘Woh 1 der gehobenen
Klasse (Wohnflache iiber 156 qm und/oder besondere Ausstattung und/
oder besondere Lage) festgesetzt, und was beabsichtigt die Bundesregie-
rung zu tun, um zu niedrige Mieten solcher Wohnungen gegebenenfalls
auf das Niveau der ortsiiblichen Vergleichsmiete von Wohnungen glei-
cher GrdBe, Ausstattung und/oder Lage anzuheben?

Haehser, Parl. Staatssekretir beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Haase, fiir die Mie-

. ten aller zirka 50 000 bundeseigenen Mietwohnun-

gen, die etwa zur Hélfte an Bundesbedienstete, im
tibrigen zu gleichen Konditionen an Dritte ver-
mietet sind, ist seit 1977 grundsédtzlich die untere
Grenze der ortsiiblichen Vergleichsmieten mafgeb-
lich. Dadurch werden in der Miethdhe sdmtliche
nach dem § 2 des Miethdhengesetzes fiir den Wohn-
wert bestimmende Kriterien bertcksichtigt, ndm-
lich Art, GroBe, Ausstattung, Beschaffenheit und
Lage. Die Mieten wurden, soweit sie die ortstbli-
chen Vergleichsmieten nicht erreichten, dement-
sprechend 1977 um bis zu 30 % und 1979 erneut um
grundsatzlich 20 % erhoht.,

Fir die Mieten der 344 bundeseigenen Einfami-
lienhduser von mehr als 156 qm anrechenbarer
Wohnfliche wurde dabei, zuriickgehend auf eine
Empfehlung des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages, eine Sonderregelung getroffen.
Ziel dieser Sonderregelung war es, diese Objekte an
die untere Grenze der ortsiiblichen Vergleichsmie-
ten schneller heranzufiihren. Wahrend diese Ob-
jekte 1977 ebenfalls eine Mietpreiserh6hung um bis
zu 30 % erfuhren, wurden sie zum 1. Mai 1979 grund-
sdtzlich um weitere 30 %, mindestens aber so stark
erhéht, daB sie 75 % der maBgeblichen Vergleichs-
miete erreichen. Bei Neuvermietungen wird grund-
sdtzlich sofort eine Miete in Héhe der mafBgeblichen
Vergleichsmiete vereinbart.

Inhalt und Umfang der Mietbildung bei diesen
groBen Einfamilienh&usern wurde zuvor inhaltlich
dem HaushaltsausschuBl des Deutschen Bundestags
vorgetragen, und zwar mit meiner Vorlage Nr., 45/78
vom 13.Juni 1978, und wurde vom Haushaltsaus-
schuBl des Deutschen Bundestages in seiner 60. Sit-
zung am 8. November 1978 zur Kenntnis genom-
men.

Die Bundesregierung beabsichtigt, in den Faillen,
in denen die maBgebliche Vergleichsmiete noch
nicht erreicht ist, im Rahmen der rechtlichen Gege-
benheiten die Mieten weiter anzupassen. Gegen-
wartig ist eine weitere Mieterh6hung wegen der so-
genannten Stillhaltefrist des § 2 des Miethéhegeset-
zes nicht zuldssig,

Bei den bundeseigenen Mietwohnungen sind
grundsétzlich sémtliche beim Bund anfallenden Be-
triebskosten im Wege der Betriebskostenvoraus-
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zahlung mit Abrechnung von den Mietern zu tragen.
Bei etwaigen Nebenleistungen wird die Miete um
einen angemessenen Pauschalbetrag erhsht.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage, bitte.

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
da die Unzulédnglichkeit dieser Mietberechnung,
auch was die Resonanz der Uffentlichkeit im Zu-
sammenhang mit den bekanntgewordenen Miet-
preisen betrifft, deutlich wird, méchte ich fragen, ob
die Bundesregierung beabsichtigt, fiir eine weitere,
dem freien Markt Rechnung tragende Mietpreisge-
staltung tiber die dem Haushaltsausschufl mitgeteil-
ten Anpassungen nach oben hinaus Sorge zu tra-
gen?

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Haase,
dem HaushaltsausschuB ist umfangreich vorgetra-
gen worden, nach welchen Kriterien die Bundesre-
gierung Objekte vermietet. Sie ist wie auch private
Wohnungseigentiimer — z.B. Firmen, die Woh-
nungseigentum fiir ihre Mitarbeiter haben — der
Meinung, daB zu gilinstigen Bedingungen angeboten
werden sollte. Deswegen geht die Bundesregierung
grundsétzlich an die untere Grenze der ortsiiblichen
Vergleichsmiete; ich sage: grundsitzlich, denn in ei-
nigen Féllen ist auch davon abgewichen worden.

Die Bundesregierung wird gern iiberlegen, ob sie
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses, der ja
das jetzige Verfahren ausdriicklich gebilligt hat, zu
einem neuen Verfahren kommt.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Wenn man einmal un-
terstellt, daB es bei den durchschnittlich besoldeten
Bundesbeamten gerechtfertigt erscheint, an die un-
tere Grenze der Mietpreisberechnung zu gehen,
warum beharrt die Bundesregierung darauf, auch
die Luxuswohnungen fiir besonders hochverdie-
nende Staatsfunktiondre und Pensionare zu subven-
tionieren, indem man gleichfalls an die untere
Grenze der Mietberechnung geht?

Priasident Stucklen: Herr Abgeordneter Haase,
Staatsfunktiondre" wollen wir streichen.

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Beamte kann
man auch sagen! Ein Funktionér ist doch
nichts Unrechtes, Herr Prasident!)

— Im Zusammenhang mit ,Staatsfunktionaren” ist
das — —

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das lag mir
fern, Herr Prasidentl)

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Haase,
ich kann dies alles natiirlich nicht so bewerten, wie
Sie es vielleicht gern héren wiirden, weil ich sonst
auch dariiber reden miifite, zu welchen Bedingun-
gen Wohnungen an die Herren Kollegen des Deut-
schen Bundestages vermietet werden.

(Haase [Kassel] [CDU/CSU): Sie meinen die
Asyle da driiben, Herr Staatssekretér!)

Ich will Thnen aber gerne sagen, Herr 'Kollege
Haase, daB wir ja einen Unterschied machen. Ich
hatte — —

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist doch

ein starkes Stiick! Wir wohnen und schla-

fen und Kochen in einem Raum! Diese
' Asyle!)

Prasident Sticklen: Herr Abgeordneter Haase,
darf ich bitten, in der Fragestunde nicht eine Diskus-
sion zu fithren. Ich mache Sie darauf aufmerksam, es
gibt die Moglichkeit der Aktuellen Stunde.

(Wehner [SPD]: Das wére ein Ding mit

Herrn Haase! — Heiterkeit bei der SPD —

Franke [CDU/CSU]: Der Mehrfach-Einkom-
mensbezieher Haehser!)

Sie haben noch die Mdéglichkeit, sich zu korrigie-
ren, falls Thre Aulerungen mifiverstanden worden
sind, Herr Parlamentarischer Staatssekretér.

Haehser, Parl. Staatssekretér: Herr Kollege Haase
hat mich in meinen Ausfiithrungen unterbrochen, so
daB ich den Faden verloren habe.

(Wehner [SPD]: Hért! Hértl — Dr. Méller
[CDU/CSU}: Das ist bei der Regierung sehr
oft der Falll)

Préasident Stiicklen: Herr Abgeordneter Haase,
wiederholen Sie ganz kurz Ihre Frage, damit der Fa-
den wieder aufgenommen werden kann. Diese
Frage gilt noch als zweite Zusatzfrage.

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Um dem Herrn Parla-
mentarischen Staatssekretir wieder den Faden zu
vermitteln, mochte ich ihn erneut folgendes fragen.
Herr Staatssekretdr, was veranlat die Bundesregie-
rung — abgesehen davon, daB das Herangehen an
die untere Grenze fiir den normalen Beamten ge-
rechtfertigt ist und es dagegen auch gar nichts ein-
zuwenden gibt —, auch bei der Mietbemessung fiir
héchstverdienende Staatsbeamte und Pensionére an
die untere Grenze der Mietpreisberechnung zu ge-
hen?

Haehser, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Haase,
die Antwort ist ganz einfach. Die Bundesregierung
vermietet nicht nach dem Einkommen.

Prasident Sticklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Westphal.

Westphal (SPD): Herr Staatssekretdr, konnten Sie
in bezug auf die letzte Zusatzifrage des Kollegen
Haase vielleicht sagen, daB der Lésungsvorschlag
des Bundesministeriums der Finanzen, der nun neu
erforderlich ist und tiber den der Haushaltsausschuf
spéter reden muB, eine Lésung vorsehen kénnte, bei
der man eine soziale Staffelung der Mietkosten ein-
fihrt, und erwarten Sie dann, da8 die Opposition zu-
stimmt?

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege West-
phal, ich habe auf eine entsprechende Frage des Kol-+
legen Haase geantwortet, daBl wir gerne iiberlegen,
ob man zusétzliche Elemente bei der Mietpreisge-
staltung zu Hilfe nimmt. Ich will Thnen anbieten, da8
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wir, sobald die Priifung abgeschlossen ist, vor den
HaushaltsausschuB} treten, um mit ihm zu erértern,
ob die von uns eventuell gefundene neue Losung ak-
zeptabel ist.

Das Verhalten der Opposition vorauszusagen fallt
mir nicht nur in diesem Falle schwer.

Prasident Sticklen: Herr Parlamentarischer
Staatssekretér, es geht heute nicht ganz so, daB ich
hier mit aller Ruhe dies hinnehme. Auch die Beur-
teilung iiber die Opposition geht genausowenig wie
die Beurteilung — —

Haehser, Parl. Staatssekretédr: Ich bin danach
gefragt worden, Herr Président!

Prasident Stiicklen: Ja, ja. ‘Aber Sie brauchen nicht
zZu antworten, wenn Herr Westphal die Fragen
stellt.

(Westphal [SPD]: Aber war doch interes-
sant, Herr Prasident?))

— Ja, ich habe schon verstanden.

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter
Besch. :

Besch (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, konnen
Sie mir Objekte nennen, die vergleichsweise an Mit-
glieder des Deutschen Bundestages vergeben wor-
den sind, in Ankniipfung an die Antwort, die Sie
eben dem Kollegen Haase gegeben haben?

Haehser, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege, man
kann nicht ein grofies Einfamilienhaus mit Objekten
vergleichen, die von Kollegen des Deutschen Bun-
destages gemietet worden sind. Ich kann aber natiir-
lich Quadratmeterpreise vergleichen.

(Besch [CDU/CSU]: Ich habe leider keine
Zusatzfrage mehrl)

Présldent Stiicklen: Gut, Sie wollen diese Frage
also nicht weiter ausdiskutieren. Dann sind keine
weiteren Zusatzfragen mehr.

Ich rufe Frage 30 — des Herrn Abgeordneten
Haase (Kassel) — auf:

‘Wie viele amtierende und frihere Bundesminister, Parlamentarische
Staatssekretire, Staatssekretare und Ministerialdirektoren wohnen in
bundeseigenen Wohnungen, die nach GréBe und/oder Ausstattun%
und/oder Lage der gehobenen Klasse zuzurechnen sind, und in wieviel
Féllen werden dabei Mieten gezahlt, die unter der ortsiiblichen Ver-
gleichsmiete von Wohnungen gleicher GroBe, Ausstattung und/oder
Lage liegen?

Bitte, Herr Staatssekretér.

Haehser, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Haase,
bei der Beantwortung Ihrer ersten Frage habe ich
dargelegt, daB von den bundeseigenen Mietwoh-
nungen nur die grofen Einfamilienhduser beson-
ders erfaBit worden sind. Von den insgesamt 344
iiber 156 Quadratmeter groBen bundeseigenen Ein-
familienhdusern sind im Raum Kéln/Bonn sechs an
den in Ihrer Frage angesprochenen Personenkreis
vermietet. Von den sechs Mietverhéltnissen ist zur
Zeit eines an die ortsiibliche Vergleichsmiete her-
angefiihrt worden. Die Heranfiihrung der iibrigen
Mietverhaltnisse ist im Jahr 1977 mit einer 20%igen
Erhdéhung der Miete eingeleitet worden. Zum 1. Mai
1979 erfolgte eine weitere Anpassung in Héhe von

30 v. H, mindestens aber so, daBl 75% der maBgebli-
chen Vergleichsmiete erreicht wurden. Eine weitere
Anpassung ist nach § 2 des Miethdhegesetzes zur
Zeit nicht méglich. Die Bundesregierung hilt aber
selbstverstdndlich an der Absicht fest, die Mieten im
Rahmen der rechtlichen Gegebenheiten anzupas-
sen.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage?

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
sind Sie bereit, mir detaillierte Auskiinfte iiber die
letztgenannten Mietverhéltnisse schriftlich zu tiber-
mitteln?

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Ich bin sehr gerne
bereit, Herr Kollege Haase, IThnen Auskiinfte {iber
diese Mietverhédltnisse zu tibermitteln. Ich will aber
folgendes hinzufiigen. Es ist tiblich, da Unterlagen
iiber das Verhéltnis zwischen den Vertragspartnern,
also Vermietern und Mietern, im Bundesministe-
rium der Finanzen nach zehn Jahren vernichtet wer-
den. Das heifit also, ich kann Thnen iiber Mietver-
héltnisse friiherer Mitglieder der Bundesregierung
keine Auskiinfte geben, weil die Unterlagen ver-
nichtet worden sind. Eine Auskunft allerdings kann
ich Ihnen geben. Sie betrifft den damaligen Mieter
Franz Josef StrauB.

(Dr. Moller [CDU/CSUJ: Uber den haben Sie
noch Unterlagen?)

Er hat 1958 bis 1963 ein Einfamilienhaus im Bereich
Venusberg mit 170,61 qm und einem Mietpreis von
1,89 DM pro gm bewohnt.

(Dr. Moller [CDU/CSU]: Wann war das?)
Préasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage.

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Staatssekretir,
ich stellte auf die von Ihnen genannten gegenwérti-
gen Mietverhidltnisse im Raum Bonn ab. Danach war
gefragt. Ich frage Sie nochmals, ob Sie geneigt sind,
mir detaillierte Auskiinfte dartiber zu vermitteln. Es
ging gar nicht um die Mietverhéltnisse vor zehn

Jahren. Angaben dariiber kénnen Sie ja verdffentli- -

chen, wenn Sie wollen; das steht Ihnen frei. Es geht
mir um die jetzt bestehenden, die aktuellen Mietver-
hé&ltnisse im Raum Bonn, auf die Sie auch abgestellt
haben.

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Haase,
ich hatte Thnen schon zugesagt, Ihnen dariiber
schriftlich und detailliert Auskunft zu geben. Ich
wollte nur einen eventuellen weiteren Wissens-
durst stillen.

(Franke [CDU/CSU]: Auch bei Ehmke und
Bahr)) .

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Czaja.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretér, nach-
dem Sie jetzt in der Beantwortung eine Miete aus
der Zeit vor 20 Jahren genannt haben, mochte ich
Sie fragen, ob Sie &hnliche Vergleichsmieten aus der
Zeit vor 20 Jahren ebenfalls nennen konnen.
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Haehser, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Czaja,
Sie haben keinen AnlaB, mich fiir einfdltig zu hal-
ten.

(Dr. Czaja [CDU/CSU} Ich halte Sie nicht
fiir einfdltig))
Ich habe selbstverstindlich feststellen lassen, wie
hoch die Miete heute wire.

Prasident Sticklen: Einen Moment, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretédr. Auch die Vertreter der
Bundesregierung haben sich an die Spielregeln zu
halten und Bewertungen und &hnliches zu unterlas-
sen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ist die Frage verstanden worden, Herr Staatssekre-
tar?

Haehser, Parl. Staatssekretidr: Ich habe sie ver-
standen, Herr Prédsident. Ich hatte nur den Eindruck,
daB der Herr Kollege Czaja vermutet, ich hitte nicht
den heutigen Mietwert dieser von mir genannten
Wohnung errechnet. Der heutige Mietwert liegt bei
6,56 DM pro qm.

(Dr. Czaja [CDU/CSU}: Ich habe etwas ganz
anderes gefragt, Herr Staatssekretar!)

Présldent Stiicklen: Ich glaube, die Frage ist wirk-
lich nicht verstanden worden. Bitte wiederholen Sie
sie ganz kurz, Herr Abgeordneter Czaja.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, nach-
dem Sie eine Miete aus der Zeit vor 20 Jahren her-
ausgegriffen und dabei auch einen Namen genannt
haben, habe ich Sie gefragt, ob Sie uns aus der glei-
chen Zeit auch vergleichbare Mieten nennen kén-
nen.

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Dazu hatte ich Th-
nen gesagt, Herr Kollege, da8 die Unterlagen nach
zehn Jahren vernichtet werden. Da es sich aber bei
dem damaligen Mieter um den Reprédsentanten des
Eigentiimers, namlich um den spéteren Bundesmini-
ster der Finanzen handelte, ist in diesem Fall offen-
sichtlich eine Aufzeichnung tbriggeblieben. Anders
ist das nicht zu erkléren.

(Miiller [Remscheid} {CDU/CSU]: Ein reiner *
Zufalll — Franke [CDU/CSU]: Also doch
einfaltigl)

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Miiller (Berlin).

Miiiler (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
koénnen Sie Angaben dariiber machen, wie viele Mi-
nisterialdirektoren und in &hnlicher Position befind-
liche Personen, die bei den Bundesdienststellen ta-
tig sind, seit 20 Jahren fiir ihre Wohnungen Mieten
zahlen, die sonst nur mit den im sozialen Woh-
nungsbau gezahlten Mieten vergleichbar sind?

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Miil-
ler, ich hatte Ihnen gesagt, nach welchen Kriterien
die Bundesregierung vermietet. Diese Kriterien sind
lange mit dem HaushaltsausschuB erértert worden
und haben ausdriicklich dessen Billigung gefunden,
so daB ich nicht sehe, daB eine weitere Antwort auf

Ihre Frage nunmehr erforderlich ist, zumal ich hin-
zugefiigt habe, Herr Kollege Miiller, daB die Bundes-
regierung Anregungen, die ich aus den Fragen ent-
nommen habe, nachgehen und auch priifen wird, ob
neue Kriterien aufgestellt werden sollten.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Jager (Wangen).

Jiager (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben Sie vor-
hin geantwortet, daB die Mieten in fiinf der sechs
von Ihnen bezeichneten Féllen in den letzten beiden
Jahren massiv angehoben worden seien, in einem
Fall, so sagten Sie, um 30%. LaBt das nicht den
SchluB zu, daB die Mieten fiir die betreffenden Ob-
jekte bis zu dieser Anhebung wesentlich unter den
Mieten gelegen haben, die nach den Maflstdben ge-
rechtfertigt gewesen wéren,die Sie uns hier selbst
genannt haben?

Haehser, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Jager,
Sie haben mich in einem Fall falsch verstanden.
Diese ziemlich starken Mieterh6hungen sind fir
alle sechs Objekte vorgenommen worden. Nur in ei-
nem Fall hat die Erhéhung dazu gefiihrt, daB die
ortstibliche Vergleichsmiete erreicht wurde. Ich
gebe gern zu — das gilt aber fiir alle 50 000 Wohnun-
gen des Bundes —, dafl mit den Mietanhebungen re-
lativ spdt begonnen woden ist. Ich gebe das gern zu;
dies ist auch vom Rechnungshof einmal aufgegriffen
worden.

Das war uns Veranlassung — Herr Kollege Haase,
Sie werden sich daran erinnern —, in gréBeren
Schritten die Anhebung der Mieten vorzunehmen.
Im Augenblick sind uns Méglichkeiten dazu nicht
gegeben, weil wir die Frist der Stillhalteklausel ab-
warten miissen.

Président Stiicklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Westphal.

Westphal (SPD): Herr Staatssekretdar, um der
Frage von Herrn Czaja noch einmal nachzugehen:
Konnen Sie mir bestétigen, daB das Beispiel, das Sie
aus der Vergangenheit in die Erinnerung gerufen
haben, jedenfalls mit der Miethéhe von etwas liber
1,80 DM, wenn ich Sie richtig verstanden habe, fiir
eine bundeseigene Wohnung des gehobenen Be-
darfs deutlich auch unter der damals vergleichbaren
ortsiiblichen Miete gelegen hat?

Haehser, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege West-
phal, ich kann Ihnen das bestdtigen, allerdings nur
mit der zusdtzlichen Mitteilung, daB ich Beispiele
dieser Art, wie ich Sie nannte, nicht gerne nenne.

(Dr. Moller [CDU/CSU]: Bei Strau natiir-
lich gern! Das ist eine Verlogenheitl)

Die Bundesregierung hat auch eine Verpflichtung
gegentiber ihren fiihrenden Mitgliedern, selbstver-
standlich auch gegeniiber diesem Hohen Haus.

(Franke [CDU/CSU]: Wir wollen wissen,
wie Brandt damals gewohnt hat!)

Ich bin nur deshalb auf dieses Beispiel gekommen,
weil alles Bemiihen und stundenlange Erérterungen
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iiber dieses Thema im Haushaltsausschuf8 nicht
dazu gefiihrt haben, daB geniigend Aufkldrung gege-
ben worden ist, um Fragen in der heutigen Frage-
stunde vermeidbar zu machen.

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das ist doch kein
Grund, einen einzelnen anzuschieflen! —
Dr. Méller [CDU/CSU}]: Ein ganz mieser
Still — Franke [CDU/CSU]: Wir wollen wis-
sen, wie Brandt und Wehner damals ge-
' wohnt habenl)

Président Stiicklen: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Ich rufe den Geschéaftsbereich des Bundesmini-
sters fiir Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht uns
Herr Staatssekretdr Griiner zur Verfiigung.

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Dr.
Diederich (Berlin) auf:

Ist der Bundesregierung bekannt, ob — wie im ,Stern* vom 6. Mérz
1980 (Seite 48) gemeldet — 92 v. H. der in Neufundland erbeuteten Rob-
benfelle an die Kiirschnerindustrie der Bundesrepublik Deutschland ge-
hen bzw. wie hoch der Anteil tatsachlich ist, und was kann im Verant-
wortungsbereich der Bundesregierung getan werden, um den Import
Xon?(unverarbeiteten oder verarbeiteten) Robbenfellen zu unterbin-

en

Griner, Parl. Staatssekretdr beim Bundesminister
fiir Wirtschaft: Die deutschen Einfuhren von Rob-
benfellen aus Kanada betrugen 1976 41300 Stiick,
1977 56200 Stiick, 1978 26650 Stiick, 1979 31700
Stiick. Erlaubt wird in Kanada der Fang von 170000
Tieren pro Saison. Das bedeutet, da8 in den zuriick-
liegenden Jahren zwischen 16 % und 33 % der kana-
dischen Robbenfelle in die Bundesrepublik Deutsch-
land eingefiihrt wurden.

Die erwdahnten 92 % in dem zitierten Artikel des
.Stern" beziehen sich nur auf die Felle der Robbenart
Klappmiitzen", die einen nicht naher bekannten
Teil der Gesamteinfuhren ausmachen. Die Prozent-
zahl ist an Hand der statistischen Einfuhrzahlen
nicht nachpriifbar.

Die Einfuhr international gefdhrdeter Tierarten
und von Teilen davon richtet sich nach dem Wa-
shingtoner Artenschutziibereinkommen von 1973.
Bei den in Rede stehenden Robben handelt es sich
nach Ansicht der aus dem Bereich der Tierwissen-
schaft kommenden Experten des Washingtoner Ar-
tenschutziibereinkommens zur Zeit um keine von
Ausrottung bedrohten oder sonst ernsthaft in ihrem
Bestand gefédhrdeten Arten.

Nach dem deutschen AuBenwirtschaftsrecht
kann zwar vorgeschrieben werden, dafl die Einfuhr
unter bestimmten Voraussetzungen eingeschréankt
oder verboten ist. Dies wiére jedoch im vorliegenden
Fall nur moglich, wenn die Bundesrepublik Deutsch-
land in Form einer zwischenstaatlichen Vereinba-
rung, z. B. auf Grund eines Beschlusses der Verein-
ten Nationen, zur Erfiillung einer derartigen MaB-
nahme verpflichtet wiirde.

Prasident Stiicklen: ‘Wird eine Zusatzfrage ge-
wiinscht? Bitte.

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Halten Sie die Einfuhr
solcher Robbenfelle fiir 6konomisch in irgend einer
Weise unabdingbar und notwendig, und wire die

Bundesregierung gegebenenfalls bereit, von sich aus
— ohne eine solche Anregung von auflen —, ein Ein-
fuhrverbot dieser Art anzustreben?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, dazu
hat die Bundesregierung rechtlich keine Méglich-
keit. Ein solches Vorgehen wiirde auferdem auf vie-
len anderen Gebieten dhnliche Forderungen auslo-
sen konnen und wirtschaftliche Gegenmafnahmen
hervorrufen.

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.

Dann rufe ich die Frage 34 des Herrn Abgeordne-
ten Wolfram (Recklinghausen) auf:

‘Wieviel Fille der Vernichtung kleiner und selbstindiger Existenzen
durch Konzentrationspolitik der Mineralélkonzerne und deren Ver-
dringungswettbewerb (s. Kritik des AuBenhandelsverbands fiir
Mineraldl vom 11. Mérz) sind der Bundesregierung aus 1979 bekannt,
und welche Mafinahmen gedenkt die Bundesregierung zu unterneh-
men, um den Verdringungs- und Konzentrationswettbewerb in diesem
Bereich zu stoppen?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, die
Bundesregierung vermag eine generelle Konzen-
trations- oder Verdriangungspolitik der Mineral-
olkonzerne zur Vernichtung kleiner und selbstin-
diger Existenzen im Mineral6lhandel nicht zu be-
statigen.

1979 wurden in 31 beim Bundeskartellamt anzei-
gepflichtigen Fillen Mineraldlhandlungen von gro-
Ben Mineral6lunternehmen tibernommen. Die Zahl
der Existenzaufgaben insgesamt diirfte wesentlich
grofer gewesen sein. Generell scheint es eher um
einen ldngerfristigen Wandlungsproze8 als um eine
aktuelle Entwicklung zu gehen. Das macht die Zahl
der Betriebsiibernahmen im Jahre 1978 deutlich, die
nicht niedriger als 1979 war und 39 betrug.

Fiir den Heizolbereich wird diese Entwicklung
wie folgt bestdtigt. Von Ende 1969 bis Ende 1978 ist
die Zahl der Unternehmen von 19 658 auf 14 385 zu-
riickgegangen, also pro Jahr um durchschnittlich
580. Zahlen fiir 1979 liegen noch nicht vor. Sie waren
in der Kiirze der Zeit nicht zu beschaffen. Ich werde
sie Thnen gern zuleiten, sobald sie ermittelt sind.

Im Tankstellenbereich sind 1979 rund 300 freie
Tankstellen, ndmlich 20 %, stillgelegt worden. Es ist
jedoch zu beriicksichtigen, daB die Zahl der Unter-
nehmen nicht mit der Zahl der Tankstellen gleich-
gesetzt werden kann. Soweit sich der selbstandige
Handel mit Importmineraldlprodukten versorgt hat
und damit eine wichtige Wettbewerbsfunktion
libernahm, mufBten und miissen immer dann Pro-
bleme auftreten, wenn die Preise am sogenannten
Spotmarkt, also am freien Markt in Rotterdam, hé-
her als die Abgabepreise inldndischer Raffinerien
sind. Die Bundesregierung hat Aktionen gefordert,
solche Durststrecken durch Unterstiitzungsma8-
nahmen grofler Raffineriegesellschaften zugunsten
der selbstdndigen Handler auf dem Treibstoffsektor
zu iiberbriicken.

Im Heizélbereich liegen seit Ende Januar die
Preise auf dem Spotmarkt wieder unter den Preisen
der inldndischen Raffinerien, woraus sich eine Aui-
hebung der Belastung des importabhéngigen Heiz-
6lhandels . ergibt. Sofern diese Entwicklung reale
Marktchancen erkennen 148t und nicht nur voriiber-
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gehender Natur ist, diirfte die Wieder- oder Neu-
-erdffinung selbstdndiger Mineral6lhandlungen kei-
nesfalls ausgeschlossen sein.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage, bitte.

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretdr, stehen Sie nach wie vor zu
der grundsétzlichen Aussage, daB die Marktstruktu-
ren erhalten werden sollen, daB die kleinen und
mittleren Selbstdndigen nicht vom Markt verdrdngt
werden diirfen, reichen nach Ihrem Dafiirhalten die
gesetzlichen Moglichkeiten aus, und sind Sie auch
bereit, diese anzuwenden?

Griiner, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege, wir hal-
ten an dieser Aussage fest. Wir haben ja tiber Jahre
hinweg die auBerordentliche Bedeutung gerade die-
ser kleinen und mittleren Unternehmen und dieser
Importeure fiir den Wettbewerb auf unserem Markt
in den Mittelpunkt vieler 6ffentlicher AuBlerungen
gestellt. Aber wir konnen {iber den gesetzlichen
Rahmen, der uns etwa durch das Kartellrecht zur
Verfligung steht, nicht hinausgehen. Es gibt auch
keine konkreten Vorschldge aus dem betroffenen
Bereich selbst, die iiber das hinausgehen, was wir in
der erwdhnten Stilitzungsaktion von seiten der Bun-
desregierung unternommen haben. Den langfristi-
gen wirtschaftlichen Trend, der schwer vorauszuse-
hen ist, kénnen wir selbstverstdndlich nicht beein-
flussen, auch dann nicht, wenn wir das wollten.

Prasident Sticklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretédr, wiren Sie gegebenenfalls
bereit, in Ihrem Hause die beteiligten und betroffe-
nen Verbdnde zu einer offenen Aussprache iiber
diese Problematik, die offensichtlich fiir Teilberei-
che besorgniserregend ist, zusammenzufithren?

Gruner, Parl. Staatssekretar: Wir stehen in einem
auBerordentlich intensiven stindigen Gedanken-
austausch und sind selbstverstédndlich jederzeit be-
reit, insbesondere wenn es konkrete Anliegen an
die Bundesregierung gibt, dariiber mit den Betroffe-
nen zu sprechen.

Prasident Stiicklen: Keine weitere Zusatzfrage.

Ich rufe Frage 35 des Herrn Abgeordneten Dr.
Czaja auf:

‘Wie hoch und fiir welche Bereiche technologischer und wirtschaftli-
cher Kooperation mit der Volksrepublik Polen soll der Kredit des deut-
schen Bankenkonsortiums sein, Giber dessen Absicherung durch die
Bundesrepublik Deutschland Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff ver-
handelt (NSP/Inland I vom 7. Marz 1980), und welches Biirgschaftsvolu-
men war Gegenstand der Gesprache des polnischen Vizeministers Dlu-
gosz in Bonn?

Griiner, Parl. Staatssekretédr: Bundesminister Graf
Lambsdorff hat bei seiner Reise nach Polen am
7.Maérz 1980 die Bereitschaft der Bundesregierung
bestétigt, fiir Exportlieferungen bei Stahlerzeugnis-
sen, synthetischen Fasern, Chemikalien sowie Er-
satzteilen und Komponenten im Jahre 1980 Her-
mes-Biirgschaften fiir private Exportkredite im
Umfang von 500 Millionen DM zu tibernehmen. Das
grundsétzliche Einverstdndnis der Bundesregierung
zur Ubernahme von Biirgschaften fiir diese Waren

war Polen, bereits Ende 1978 erkldrt worden. Die
Bundesregierung hat sich damit der Praxis anderer
westlicher Liander angepaBt. Weitere, dariiber hin-
ausgehende Zusagen fiir die Absicherung von Bank-
krediten sind nicht erfolgt. Die Gespréache mit Vize-
auBenhandelsminister Dlugosz hatten nur vorberei-
tenden Charakter und gingen iiber die Ergebnisse
von Warschau nicht hinaus.

Prasldent Stiicklen: Zusatzirage? — Bitte.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, ist eine
Biirgschaft fiir einen an bestimmte Lieferungen ge-
bundenen Kredit beabsichtigt, oder steht die Biirg-
schaft teilweise auch im Zusammenhang mit Um-
schuldungsaktionen?

Gruner, Parl. Staatssekretar: Das steht nicht im
Zusammenhang, sondern die gesamte angespro-
chene Hermes-Biirgschaft geht auf polnische Im-
portwiinsche zuriick, die wir in der hier geschilder-
ten Weise beantwortet haben. Die Kontakte, die die
Banken mit Polen in diesen Fragen haben, werden

- von uns begriiit. Aber sie betreffen nicht das Thema,

das Sie hier angesprochen haben.
Prasident Stiicklen: Zusatzfrage. Bitte.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, fiihrt
das groBe wirtschaftliche Entgegenkommen ange-
sichts der sehr hohen polnischen Verschuldung
auch dazu, in Verhandlungen durchzusetzen, was
die Bundesregierung beziiglich der kulturellen Be-
tatigungsmoglichkeiten fiir 1 Million Deutscher in
den Oder-Neifle-Gebieten durchzusetzen verspro-
chen hatte — wofiir nach den Menschenrechtspak-
ten auch Rechtsanspriiche bestehen —?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, die
Bundesregierung ist bereit, zur Uberwindung der
gegenwdrtigen Westhandelsprobleme Polens im
Rahmen des Moglichen beizutragen. Wir sind aber
nicht der Meinung, daB damit andere fiir uns wich-
tige Fragen im Sinn einer Bedingung verkniipft wer-
den sollten.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage? —
Herr Abgeordneter Wolfram, bitte.

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Staatsse-
kretdr, teilen Sie meine Auffassung, daB es im Inter-
esse der deutschen Wirtschaft liegt und der Siche-
rung von Arbeitspldtzen bei uns dient, wenn die
Bundesrepublik mit Polen technisch-wirtschaftliche
Kooperation vor allem auf Drittmérkten durch-
fihrt?

Gruner, Parl. Staatssekretér: Ich teile diese Mei-
nung. Insbesondere sehen wir die kiinftigen wirt-
schaftlichen Moéglichkeiten Polens in einer langer-
fristigen Betrachtungsweise als auBerordentlich in-
teressant an. Wir sind vor allem wegen der Rohstoff-
reserven Polens an der Entwicklung dieser Wirt-
schaftsbeziehungen sehr interessiert.

Prasident Stiicklen: Weitere Zusatzfragen? —
Herr Abgeordneter Becker.
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Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretdr,
nachdem in der Offentlichkeit der Eindruck ent-
standen ist oder erzeugt worden ist, als habe Mini-
ster Lambsdorff den Polen 500 Millionen DM ver-
sprochen, frage ich Sie: Kénnten Sie noch einmal in
wenigen Sdtzen sagen, was die Hermes-Biirgschaft
bedeutet?

Griiner, Parl. Staatssekretédr: Sie bedeutet eine Ab-
sicherung konkreter deutscher Exportgeschéfte, die
ich hier charakterisiert habe und die im Rahmen un-
seres Handels in Ost und West ganz iiblich sind.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Sauer.

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Herr Kollege Grii-
ner, muB ich Threr Antwort an den Kollegen Dr.
Czaja entnehmen, daB die Bundesregierung nicht
bereit ist, auch ihr wirtschaftliches Gewicht einzu-
setzen, um die berechtigten Forderungen unserer
Landsleute — iiber eine Million Deutscher — in
Schlesien, Pommern und dem stidlichen Ostpreuien
durchzusetzen?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Ich glaube, daBl dem
Deutschen Bundestag bekannt ist, mit welchem
Nachdruck und mit welchem Erfolg sich die Bundes-
regierung fiir die Menschen in Polen einsetzt.

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Eben nichtl)

Ich betone aber, dafl wir es als einen Riickschlag un-
serer Moglichkeiten ansehen wiirden, wenn in dem
hier angesprochenen Sinn Fragen verkniipft wir-
den, die wir fiir nicht miteinander verkniipfbar hal-
ten. Das wére unseren wirtschaftlichen und politi-
schen Beziehungen und den Interessen der Men-
schen in diesem Land nach unserer Einschétzung
abtraglich.

Prasident Stiicklen: Keine weitere Zusatzirage.

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten
Czaja auf:

In welchen Landern Nordafrikas werden in Zusammenarbeit zwi-
schen Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland und der
Volksrepublik Polen mit Bundesbiirgschaften Chemieanlagen und
Kraftwerke gebaut, und um welche Chemieanlagen und Kraftwerke
handelt es sich?

Griiner, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege, bei Er-
richtung von GroBanlagen auf Drittmérkten, z.B.
von Chemie- und Kraftwerksanlagen, kommt es
héufig zu einer Zusammenarbeit zwischen verschie-
denen Industrieunternehmen auf nationaler und in-

ternationaler Ebene. Auch polnische Unternehmen

werden in solche Konsortien einbezogen.

Nach Kenntnis der Bundesregierung wirken pol-
nische Unternehmen im Rahmen von Lieferkonsor-
tien bei der Errichtung einer Reihe von Kraft-
werks- und Chemieprojekten in Libyen und Alge-
rien mit. Den hier beteiligten deutschen Unterneh-
men stehen fiir die jeweiligen deutschen Liefer- und
Leistungsanteile Bundesausfuhrbiirgschaften zur
Verfiigung; die anteiligen polnischen Lieferungen
bzw. Leistungen sind dagegen nicht durch Bundes-
biirgschaften erfafit. .

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage? — Bitte.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Wiéren diese Leistungen
von polnischer Seite, die ja fiir die polnische Natio-
nalwirtschaft eine groe Bedeutung haben, méglich,
wenn nicht die Tréger des Vorhabens fiir alle Arbei-
ten und fiir alle Kredite, die fiir diese Arbeiten gege-
ben werden, Bundesbiirgschaften erhielten?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, ich
habe gerade gesagt, daB diese Bundesbiirgschaften
nur fiir den deutschen Lieferanteil gegeben wer-
den.

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das meine ichl)

Es sind wirtschaftliche Interessen, die deutsche Fir-
men veranlassen, hier mit polnischen Firmen zu-
sammenzuarbeiten. Es ist undenkbar, daB solche
Konsortien und Zusammenarbeit auf dritten Mark-
ten zustande kommen, wenn nicht das wirtschaftli-
che Interesse auch der deutschen Firmen an dieser
Zusammenarbeit besteht.

(Beifall bei der SPD)

Insofern ist das ein vollig eigenstandiger polnischer
Beitrag. '
. -
Prasident Stiicklen: Weitere Zusatzfragen? — Bit-
te.

Dr. Czaja (CDU/CSU): Erfolgte hinsichtlich des
Baus dieser Chemieanlagen und Kraftwerke unter
polnischer Mitwirkung die Auswahl der Lénder Li-
byen und Algerien aus besonderen Griinden, und
gibt es entsprechende Antrdge auch anderer nord-
afrikanischer Lander?

Griiner, Parl. Staatssekretdr: Solche Anlagen wer-
den von den Léndern, die ich hier genannt habe, un-
ter hértester internationaler Konkurrenz vergeben.
Es wird jedesmal als ein groBer Erfolg betrachtet,
wenn ein Konsortium zum Zuge kommt, an dem
deutsche Firmen beteiligt sind.

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzira-
gen.

Die Frage 65 soll auf Wunsch des Fragestellers,
des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden), schriftlich be-
antwortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt.

Ich rufe nunmehr den Geschaftsbereich des Bun-
desministers flir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten auf. Zur Beantwortung der Fragen steht uns
der Herr Parlamentarische Staatssekretdr Gallus
zur Verfiigung.

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten
Loffler auf. — Er ist nicht im Saal. Die Frage wird —
ebenso wie die Frage 38 des Abgeordneten Léffer —
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als
Anlage abgedruckt. .

Die Fragen 39 und 40 sollen auf Wunsch des Fra-
gestellers, des Abgeordneten Horstmeier, schriftlich
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lage abgedruckt.

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten Ja-
ger (Wangen) auf:
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Prisident Stiicklen

Ist die Bundesregierung bereit, die Notlage der Obst erzeugenden
Landwirte in der Bundesrepublik Deutschland dadurch zu lindern, da8
sie neben anderen MaBnahmen u. a. der DSG der Deutschen Bundes-
bahn oder den in der Bundesrepublik Deutschland verkehrenden Flug-

esellschaften nahelegt, ihren Fahr- und Fluggisten Frischobst, vor 5-
em Apfel, anzubieten?

Bitte.

Gallus, Parl. Staatssekretdr beim Bundesminister
fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten: Herr
Kollege Jéger, ich begriiie es, daB Abgeordnete des
Deutschen Bundestages Vorschlédge fiir den besse-
ren Absatz von Frischobst machen. Ich selber habe

.schon mit Erfolg angeregt, daB die Bundeswehr als

GroBverbraucher von den giinstigen Einkaufsmég-
lichkeiten fiir frisches Obst verstdarkt Gebrauch
macht.

Esist in erster Linie Aufgabe des Absatzfonds und
der Centralen Marketing-Gesellschaft der deut-
schen Agrarwirtschaft, fiir den Absatz von Frisch-
obst zu sorgen. Die CMA hat mit erheblichen zusétz-
lichen Mitteln mehr als 100 Verkaufsaktionen fiir
deutsche Tafeldpfel durchgefiihrt. Sie hat auBerdem
erhebliche Exportanstrengungen unternommen
und auch eine Reihe von Presseaktionen mit aktuel-
len Hinweisen auf frisches Obst durchgefiihrt. Aus
Erfahrung weiB ich, daB die DSG und die Lufthansa
in ihrem Einkaufsverhalten sehr unabhéngig sind.
Dennoch werde ich Thre Anregungen an den Ab-
satzfonds und an die CMA weiterleiten.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage? — Bitte.

Jager (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
teilen Sie die Auffassung, daB hier etwas Niitzliches
fiir die Landwirtschaft mit etwas Angenehmem fir
die Fahrgéaste verbunden werden kann, denen es
heute praktisch nicht méglich ist, in diesen Ver-
kehrsmitteln frische Apfel zu bekommen, wenn sie
das wiinschen?

Gallus, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege, ich teile
Thre Auffassung.

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten Dr.
Ahrens auf:

Ist der Bundesregierung bekannt, worauf es zuriickzuftihren ist, daf
die Verbraucherpreise fiir Apfel trotz einer fast 30 Prozent grdBeren
Ernte in der Europdischen Gemeinschaft auf derselben Hohe wie im
Vorjahr liegen?

Gallus, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Dr.
Abhrens, es trifft nicht zu, da8 die Apfelernte 1979 in
der Europédischen Gemeinschaft fast 30 % hoher als
im Vorjahr ausgefallen ist. Sie war mit rund 7 Millio-
nen Tonnen nur knapp 2 % hdher als im Vorjahr.

Im iibrigen trifft es nicht allgemein zu, daB die
Verbraucherpreise auf dem Vorjahresniveau lie-
gen. Vielmehr waren die Verbraucherpreise in der
Bundesrepublik Deutschland im bisherigen Verlauf
des Wirtschaftsjahres 1979/80 wesentlich niedriger
als im vergangenen Wirtschaitsjahr.

Prasident Stiicklen: Zusatzfragei— Bitte.

Dr. Ahrens (SPD): Herr Staatssekretér, kénnen Sie
mir mitteilen, um wieviel Prozent die Verbraucher-

preise bei Qualitédtsadpfeln in diesem Jahr niedriger
waren als im Vorjahr?

Gallus, Parl. Staatssekretdr: Ich kann Thnen die
Vergleichszahlen — jeweils bezogen auf ein Kilo —
fiir die Monate August, September, Oktober, No-
vember und Dezember 1978 und 1979 nennen. Au-
gust 1978: 2,08 DM, August 1979: 1,68 DM; Septem-
ber 1978: 1,78 DM, September 1979: 1,48 DM; Okto-
ber 1978: 1,52 DM, Oktober 1979: 1,36 DM; Novem-
ber 1978: 1,42 DM, November 1979: 1,28 DM; Dezem-
ber 1978: 1,43 DM, Dezember 1979: 1,32 DM.

Prasident Stiicklen: Weitere Zusatzfrage.

Dr. Ahrens (SPD): Sind das Durchschnittswerte, die
fiir die gesamte Bundesrepublik gelten?

Gallus, Parl. Staatssekretdr: Die Quelle der Zah-
len, die ich hier vorgelesen habe, Herr Kollege, ist
das Statistische Bundesamt.

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.

Ich rufe Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. Ah-
rens auf:

Trifft es zu, daB in diesem Jahr in der Europdischen Gemeinschaft be-
reits 350 000 Tonnen Qualitdtsipfel ,aus dem Markt genommen" sind,
daB weitere 200 000 Tonnen Qualitétsapfel noch vernichtet werden sol-
len, und welche Kosten verursachen diese Aktionen?

Gallus, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, nach
den bisher vorldufigen Angaben der EG-Mitglied-
staaten wurden bis Februar 1980 rund 340 000 Ton-
nen Apfel zur Marktriicknahme angemeldet. Dabei
ist anzumerken, daB es sich hier hauptsdchlich um
kleinfriichtige Apfel der Giiteklasse II handelt. Uber
den weiteren Verlauf der Interventionsmafnahmen
liegen noch keine Angaben vor. Die Bundesregie-
rung erkldrt erneut, daB die Bestimmungen der ge-
meinsamen Marktorganisation fiir Obst und Ge-
miise eine Intervention mit dem Ziele der Vernich-
tung nicht vorsehen. Intervenierte Erzeugnisse diir-
fen insbesondere folgenden Verwendungszwecken
zugefiihrt werden: Kostenlose Abgabe an karitative
Einrichtungen in Form frischer Apfel bzw. von Saft,
Brennen zu Alkohol oder Verwendung zu Futter-
zwecken. Es handelt sich also ausnahmslos um in
der Landwirtschaft iibliche Verwendungszwecke
und nicht um Vernichtung. Von den 1977/78 in der
Gemeinschait intervenierten Apfel wurden 82% zu
Alkohol verarbeitet, 14% kostenlos an karitative
Verbénde verteilt, 4% verfiittert.

Da das Wirtschaftsjahr 1979/80 noch nicht abge-
schlossen ist, konnen zur Zeit noch keine Angaben
tiber den Umiang der zu erwartenden Kosten fiir die
InterventionsmaBnahmen gemacht werden.

Préasident Stiicklen: Zusatzfrage? — Bitte.

Dr. Ahrens (SPD): Kénnen Sie mir auch nicht sa-
gen, Herr Staatssekretdr, was die bisherige Interven-
tion in bezug auf die 340 000 Tonnen Qualitdtsdpfel
gekostet hat?

Gallus, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege, ich muf}
Sie leider um Verstdndnis bitten. Uns liegen noch
keine abschlieBenden Zahlen vor.
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Président Stiicklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte.

Dr. Ahrens (SPD): Herr Staatssekretér, sind auch in
der Bundesrepublik Deutschland Qualitédtsdpfel, wie
es so schon heiBt, ,aus dem Markt genommen" wor-
den, oder steht eine solche Aktion noch bevor, und
um welche Mengen ging bzw. geht es dabei?

Gallus, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, ich
habe Ihnen gesagt, daB bis zum Februar 340 000 Ton-
nen Apfel zur Marktriicknahme angemeldet worden
sind, und ich glaube, daB dies im groBen und ganzen
auch vollzogen worden ist. Falls das fiir gewisse
Mengen noch nicht geschehen ist, wird es noch ge-
schehen. Wir konnen, nachdem der Absatz relativ
schleppend ist, natiirlich nicht verhindern, daB wei-
tere Mengen, falls sie am Markt nicht abflieBen, zur
Intervention angemeldet werden. Letztlich bleibt
den Erzeugern, die zu hohen Kosten in den CMA.
Lagern eingelagert haben, iiberhaupt nichts anderes
tbrig. Dabei muB man sagen, daB der Interventions-
preis relativ niedrig ist. Ich darf IThnen auch diese
Zahlen einmal nennen, und zwar ausgehend vom
Oktober 1979 pro Kilo Interventionsware: Oktober
1979 18 Pfennig, November 18 Pfennig, Dezember 19
Pfennig, Januar 21 Pfennig und Februar 23 Piennig
pro Kilo.

Prasident Stiickien: Keine weitere Zusatzirage? —
Doch,Herr Klinker, bitte schon.

Klinker (CDU/CSU): Herr Staatssekretar, sind Sie
mit mir der Meinung, dafl bei diesen Preisen, die Sie
eben genannt haben, der deutsche Obstanbau véllig
unrentabel wird?

Gallus, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege, ich muB
Ihnen leider sagen, daB so, wie die Lage auf dem
deutschen Obstmarkt und insgesamt im deutschen
Obstanbau ist, wenn also nicht wieder ein hdherer
Prozentsatz zu einem besseren Preis vermarktet
werden kann, groBe Probleme fiir den deutschen
Obstanbau auftreten werden.

Prasident Stiicklen: Keine weitere Zusatzfrage.

Ich rufe den Geschéftsbereich des Bundesmini-
sters fiir Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretdr Buschfort zur Verfiigung.

Die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Lutz, 56
und 57 der Abgeordneten Frau Ménnle sowie die
Fragen 59 und 60 der Abgeordneten Frau Simonis
sollen auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt.

Ich rufe Frage 44 des Herrn Abgeordneten Gru-
nenberg auf:

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der vielen gleichzeitig
in Betrieb befindlichen TV-Geréte in einem Raum die Strahlenbela-
stung des Personals in groBen Fernsehgeschéften und entsprechenden
Abteilungen von Kaufhdusern?

Buschfort, Parl. Staatssekretir beim Bundesmini-
ster fiir Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege
Grunenberg, wenn es gestattet ist, wiirde ich gern
die Fragen 44 und 45 in Zusammenhang beantwor-
ten. -

Prasident Stiicklen: Der Fragesteller ist einver-
standen; dann rufe ich auch noch Frage 45 des Abge-
ordneten Grunenberg auf:

Sieht die Bundesregiemxﬁdie Notwendigkeit, daB dieses Personal ei-
nen Strahlenpa8 fuhren mufi?

Buschfort, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Gru-
nenberg, Fernsehgerite unterliegen als sogenannte
Storstrahler den strengen Vorschriften der Ront-
genverordnung. In ihr ist vorgeschrieben, daf im
Abstand von 5 cm von der beriihrbaren Oberflache
des Bildschirms die Strahlendosis auf ein ungefahr-
liches MaB herabgesetzt sein muB. Dariiber hinaus
muB jedes Fernsehgerit, bei dem auf Grund der
elektrischen Betriebsdaten Rontgenstrahlung ent-
stehen konnte, von der zustdndigen Landesbehdrde
der Bauart nach zugelassen sein.

Bei den im Rahmen der Zulassungsverfahren
durchgefiihrten Typpriifungen werden bei den heu-
tigen Fernsehgeraten kaum noch mefBbare Strahlen-
abgaben festgestellt.

Ein Strahlenpafl kénnte nur dann sinnvoll sein,
wenn die Strahlen an den Personen laufend, z. B.
durch das Tragen von Filmplaketten, gemessen wer-
den. Da Fernsehgerédte aber kaum noch Rontgen-
strahlen abgeben, treten in Fernsehgeschéften auch
beim gleichzeitigen Betrieb von Gerédten in gréBerer
Stiickzahl keine meBbaren Werte auf.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage.

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretér, kann man
dann davon ausgehen, daB die Aussage, die Strah-
lenbelastung durch ein Kernkraftwerk sei mit der
durch ein Fernsehgerat vergleichbar, nicht ganz zu-
léssig ist?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Das wiirde ich al-
lerdings unterstreichen. Ich will hinzufiigen, daB
auch wir der Auffassung sind, daB man die Rontgen-
verordnung noch einmal iiberpriifen sollte. Wir wiir-
den aber in diesem Zusammenhang gern die Uberar-
beitung der Euratom-Grundnormen abwarten. Viel-
leicht kénnen wir uns danach — in einem oder in
zwei Jahren — erneut iiber die deutsche Rdntgen-
verordnung unterhalten.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage.

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretaér, ist Thnen
bekannt, daB in groBen Kaufhdusern zum Teil in ei-
nem Karree 30 Fernsehapparate gleichzeitig laufen,
damit die Bildqualitdt dargestellt wird, und daB
dementsprechend die Verkdufer in einem Bereich
mit dieser noch nicht sicher einzuschatzenden Aus-
strahlung herumlaufen?

Buschfort, Parl. Staatssekretir: Herr Kollege,
wenn ich noch einmal auf die Hauptantwort zuriick-
greifen darf: Auch bei einer Massierung von Fern-
sehgerdten diirften keine belastenden Strahlen auf-
treten. Ich bin aber gern bereit, diese Frage noch
einmal iiberpriifen zu lassen.

(Grunenberg {SPD]: Schénen Dank!)
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Prasident Sticklen: Keine weitere Zusatzirage.
Dann rufe ich Frage 48 des Herrn Abgeordneten Dr.
Becker (Frankfurt) auf:

‘Welche Griinde haben den Bundesarbeitsminister veranla8t, der vom
BundesausschuB Arzte — Krankenkassen vorgelegten sogenannten Ne-
gativliste nach den Vorschriften des § 368p Abs. 8 RVO nicht zuzustim-
men?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Bek-
ker, auch Thre Fragen wiirde ich wegen des Zusam-
menhangs gern gemeinsam beantworten.

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSUJ: Einver-
standen!)

Prasident Stiicklen: Gut, dann rufe ich zusétzlich
Frage 49 des Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt)
auf: .

Gibt es eigene Vorstellungen seitens des Bundesarbeitsministeriums,
wie nunmehr eine solche sogenannte Negativliste Eiestaltet sein sollte,

und wann ist damit zu rechnen, daB eine derartige Liste vorgelegt wer-
den wird?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Dr.
Becker, der BundesausschuB der Arzte und Kran-
kenkassen hatte Richtlinien iiber Arznei-, Ver-
band- und Heilmittel, die nach § 368p Abs. 8 RVO
in der kassendrztlichen Versorgung nicht oder nur
bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen zu La-
sten der Krankenkassen verordnet werden diirfen,
vorgelegt. Der Bundesminister fiir Arbeit und Sozi-
alordnung hat die gesetzlich vorgeschriebene Zu-
stimmung hierzu nicht erteilen kénnen. Die Griinde
hierfiir, die dem Vorsitzenden des Bundesausschus-
ses der Arzte und Krankenkassen am 20.Februar
1980 mitgeteilt wurden, sind vor allem folgende:

Erstens. An der formellen Rechtmé&Bigkeit des Be-
schlusses des Bundesausschusses bestehen Zweifel,
die aus Griinden der Rechtsklarheit beseitigt wer-
den miissen. :

Zweitens. Ob die vom BundesausschuB gebrauch-
ten Abgrenzungskriterien — ,Publikumswerbung"
und ,Umfang der Selbstmedikation" — hinsichtlich
ihrer Bestimmtheit und ihres Umfangs der gesetzli-
chen Erméchtigung ausreichend Rechnung tragen,
bedarf einer vertieften Priifung. Insbesondere ist im
Richtlinienbeschluf nicht hinreichend erkennbar,
inwieweit hierbei die gesetzliche Vorschrift des
§ 368p Abs. 8 RVO beachtet worden ist.

Drittens. Gegen die vorgelegte Liste bestehen Be-
denken, weil in ihr nach Mitteilung von Herstellern
Arzneimittel enthalten sind, fiir die nicht oder nicht
mehr geworben wird.

Viertens. Ein weiteres Bedenken besteht ange-
sichts der bisher nicht ausreichend begriindeten
Auffassung des Bundesausschusses, die im Gesetz

- ausdriicklich vorgeschriebene Ausnahmeregelung,

daB Arzneimittel ,bei Vorliegen besonderer Voraus-
setzungen" zu Lasten der Krankenkasse verordnet
werden konnen, nicht vollziehen zu miissen.

Der BundesausschuBl ist daher gebeten worden,
seine Beratungen wiederaufzunehmen.

Der Gesetzgeber hat den Bundesausschufi der
Arzte und Krankenkassen beauftragt, eine soge-
nannte § 368 p Abs. 8 RVO-Richtlinie zu beschlieBen.
Der Bundesminister fiir Arbeit und Sozialordnung
sieht daher davon ab, dem BundesausschuB fiir seine

Entscheidung Empfehlungen mit eigenen Vorstel-
lungen zu geben.

Der BundesausschuB hat die erneute Beratung
noch nicht aufgenommen, so daB ich nicht in der
Lage bin, iiber den Zeitpunkt Auskunft zu geben,
wann der BundesausschuBl diese Beratungen ab-
schlieBen und eine entsprechende Richtlinie be-
schlieBen wird.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage, bitte.

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Staatsse-

| kretdr, Sie sprachen davon, da Bedenken hinsicht-

lich der formellen Rechtmé&Bigkeit bestiinden. Bezie-
hen sich diese Bedenken auf das Zustandekommen
des Beschlusses oder auf die Grundlage selbst?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Dr.
Becker, das bezieht sich auf die Abstimmung selbst.

In der Geschéftsordnung steht, daB mit Mehrheit

der Mitglieder abzustimmen ist. Das Abstimmungs-
ergebnis selbst lautete 6:5:3, d. h. sechs Ja-, fiinf
Nein-Stimmen und drei Enthaltungen. Bei dieser
Abstimmungssituation ist in der Tat unklar, ob diese
Richtlinie mit Mehrheit der Mitglieder verabschie-
det worden ist.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage.

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Wird das Mini-
sterium diese rechtliche Unklarheit hinsichtlich der
Form durch entsprechende Vorgaben beseitigen?

Buschfort, Parl. Staatssekretér: Ich bin jetzt {iber-
fragt, Herr Dr. Becker, ob die Regierung hier Mé6g-
lichkeiten hat. Ich werde das iiberpriifen und Ihnen
eine Antwort zukommen lassen.

Préasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage.

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Die Frage der

Kriterien spielte in Ihrer Antwort eine besondere
Rolle, Herr Staatssekretdr. Im Gesetz wird ja davon
gesprochen, daB Arzneimittel, die bei geringfiigigen
Gesundheitsstérungen verordnet werden, nicht von
der Krankenkasse bezahlt werden. Sie sprachen da-
von, daB die Aufstellung dieser Kriterien von Ihnen
nicht beeinflufit werden soll. Bedeutet das nicht ein
Zuriickziehen in einer Situation, in der Sie den Ver-
antwortlichen eigentlich eine Hilfe geben sollten?

Buschfort, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege, ich
glaube nicht, daB man das so werten darf. Wenn wir
darum bitten, diese Richtlinie zu erstellen, ist es,
glaube ich, nicht angebracht, auch gleichzeitig die
Inhalte mit vorzugeben. Ich meine, die Fachleute,
also die Arzte und die Vertreter der Krankenkassen,
miiBten eigenstdndig zu dem Ergebnis kommen. Al-
lerdings miissen die Inhalte, die rechtlich vorgege-
ben sind, beachtet werden. Das gilt wohl insbeson-
dere fiir die Frage der Harteregelung.

Président Stiicklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Egert.

Egert (SPD): Herr Staatssekretir, stimmen Sie mit
mir in der Einschétzung {iberein, daB angesichts der
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Egert

Unitibersichtlichkeit des Arzneimittelmarktes die
Regelung nach § 368p Abs. 8 RVO dringend geboten
wire, und stimmen Sie mir weiterhin in der Feststel-
lung zu, daB der Gesetzgeber, wenn die gesetzliche
Erméchtigung fiir diese Richtlinie als nicht ausrei-
chend anzusehen ist, aufgerufen ist, sie vor dem Hin-
tergrund dieser Notwendigkeit scharfer zu fassen?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Egert, hinsichtlich der Dringlichkeit sehen wir das
genauso. Deshalb hat die Bundesregierung den Aus-
schuB auch so schnell gebeten, die Beratungen er-
neut aufzunehmen.

‘Wir gehen davon aus, daBl die gesetzliche Rege-
lung zu erfiillen ist. Im tibrigen sind auch wir der
Auffassung, daB Eile geboten ist.

Préasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfragen.
— Dann rufe ich die Frage 50 des Herrn Abgeordne-
ten Franke auf:

Stimmt es, daB der Bundesarbeitsminister frithzeitig den Bundeskanz-
ler Schmidt oder das Bundeskanzleramt (1975 oder 1976) schriftlich und
mindlich auf die bedrohliche Finanzentwicklung in der Rentenversi-
cherung hingewiesen hat?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, auch in diesem Fall wiirde ich die beiden
Fragen gern zusammen beantworten, da ein Zusam-
menhang besteht.

Franke (CDU/CSU): Ich méchte sie gern getrennt
beantwortet wissen.

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, selbstverstidndlich hat es in den Jahren 1975
und 1976 — wie in den Jahren vorher und nachher
— wiederholt Unterrichtungen iiber die Finanzsi-

‘tuation und Entwicklung der Rentenversicherung

gegeben; miindlich wie schriftlich, auch persénliche
des Bundesministers fiir Arbeit und Sozialord-
nung gebeniiber dem Herrn Bundeskanzler und
von seiten des Bundesministeriums fiir Arbeit und
Sozialordnung gegeniiber dem Bundeskanzleramt
sowie den iibrigen Ressorts.

Fragen der Altersversorgung im allgemeinen und
stabile Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen
Rentenversicherung im besonderen waren und sind
fir die Bundesregierung der sozialliberalen Koali-
tion stets von zentraler Bedeutung.

Unterrichtet {iber die aktuelle und léngeriristige
Finanzentwicklung der Rentenversicherung wurde
im tibrigen aber auch, wie Sie sich erinnern werden,
der Deutsche Bundestag, z. B. anldBlich der Vorlage
und Beratung des Rentenanpassungsberichts 1976,
der vom Bundeskabinett am 29. Oktober 1975 verab-
schiedet und im Plenum des Deutschen Bundesta-
ges am 20.Februar und am 8. April 1976 beraten
wurde.

Der Rentenanpassungsbericht 1976 bildete, wie
Sie, Herr Kollege Franke, weiter wissen, die Basis,
auf der Koalition und Opposition am 8. April 1976
einmiitig das 19. Rentenanpassungsgesetz verab-
schiedeten und auf der sie gemeinsam zu der Ein-
schitzung kamen, daB eine RentenerhShung um
11 v. H. zum 1. Juli 1976 mit der Finanzlage der Ren-
tenversicherung vereinbar sei.

Im nachhinein wissen wir, daB die Auswirkungen
der Weltwirtschaftsrezession eine kurzfristige
Riickkehr zur Vollbeschéftigung nicht zugelassen
haben. Wir alle wissen, daB die auf diesen wirt-
schaftlichen Prognosen gegriindeten Einsch&atzun-
gen so nicht eingetroffen sind und sich entspre-
chend die Einnahmen und Ausgaben der gesetzli-
chen Rentenversicherung weiterhin ungiinstiger
entwickelten.

Kein anderer — Herr Kollege Franke, gestatten
Sie mir diese persdnliche Bemerkung — hat diese
Fehleinschitzung auch offentlich aufrichtiger be-
dauert als der Herr Bundeskanzler.

Franke (CDU/CSU): Wie kann es, Herr Staatsse-

kretdr, nach Threr Meinung dazu gekommen sein,
daB der Herr Bundeskanzler noch am 8. April 1976
und am 30. Oktober 1976 zu einer so positiven Ein-
schitzung kam, obwohl alle Fachleute Hinweise auf
die bedrohliche Finanzentwicklung gaben — das-
selbe gilt fiir die Debatte zum 19. Rentenanpas-
sungsbericht am 8. April 1976 —, und da8l der Herr
Bundeskanzler ein paar Tage nach der Bundestags-
wahl plétzlich das .dickste Problem” erkannt hat-
te?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, Ihre Feststellung ist falsch. Nicht alle Fach-
leute haben zu diesem Zeitpunkt so gedacht, wie Sie
es gerade vorgetragen haben.

Ich darf noch einmal auf die einzelnen Diagnosen
hinweisen, die damals abgegeben worden sind.

Herbstdiagnose 1975: Bruttosozialprodukt nomi-

nal plus 8 v. H,, Pro-Kopf-Ldhne plus 6,5 v. H.; Frith-

jahrsdiagnose 1976: Impulse fiir konjunkturelle Ent-
wicklung sind relativ stark einzuschétzen; Bruttoso-
zialprodukt nominal plus 9v. H, Pro-Kopf-Lohne
plus 7,5v. H.

DIW und Ifo im Juni 1976: ziigige Entfaltung des
Konjunkturaufschwungs — DIW —, Bruttosozial-
produkt nominal plus 9,5 bis 10 v. H.

Entsprechend wurden auch die Annahmen des in-
terministeriellen Schéatzerkreises angehoben, und
zwar fiir die Léhne pro Kopf von plus 7 v. H. im De-
zember 1975 auf plus 8 v. H. im Mai 1976. Sie mégen
daraus erkennen, daB damals die wesentlichsten
wissenschaftlichen Institute zu anderen Ergebnis-
sen gekommen sind, als Sie es gerade sagten.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage, bitte.

Franke (CDU/CSU): Ist Ihnen bekannt, Herr
Staatssekretdr, daB die zustdndigen Beamten des
Arbeitsministeriums zu diesem Zeitpunkt, iiber den
wir gerade sprechen — Jahreswende 1975/76 bis zur
Mitte des Jahres 1976 — Alternativrechnungen vor-
gelegt haben, die beinhalten, daB mit einer Finanz-
krise in der Rentenversicherung mit einer an Si-
cherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit zu rech-
nen sei?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, auch dies ist falsch. Die Beamten waren be-
auftragt, mehrere Variationen sowohl von der Ein-
kommenserwartung als auch von der Beschafti-
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gungssituation her vorzulegen. Dies haben sie ge-
macht.

Président Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage
Herr Abgeordneter Miiller (Berlin).

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
wiirden Sie mit bestdtigen, daB der Rentenanpas-
sungsbericht, von dem Sie sprachen, hier insbeson-
dere die Vorausschédtzung der Finanzentwicklung,
die Funktion eines Friihwarnsystems hinsichtlich
der Entwicklung der Finanzlage der Rentenversi-
cherung hat? Und wie kam es angesichts dieses
Frithwarnsystems zu der totalen Fehleinschédtzung

-des Bundesarbeitsministeriums, aber auch des Bun-

deskanzlers iiber die Beurteilung der finanziellen
Entwicklung der Rentenversicherung fiir das Jahr
1976 und die folgenden Jahre?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Miil-
ler, dies kann damals nicht eine totale Fehleinschit-
zung allein der Regierung gewesen sein; denn sonst
hétten Sie nicht noch im Laufe des Jahres 1976 eine
Garantie fiir die Rentenerhdhung zum 1. Juli 1977
abgeben konnen,

(Beifall bei der SPD)
die dann mit 10% erfolgte.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage
Herr Abgeordneter Glombig.

Glombig (SPD): Herr Staatssekretdr, ich mochte
auf Thre letzte Antwort zuriickkommen. Sie hatten
vorher festgestellt, es treffe zu, daB in den Jahren
1975 und 1976 auch der Opposition im Deutschen
Bundestag alle wichtigen Zahlen und Berechnungen
zugédnglich waren, die zur Beurteilung der Finanz-
lage der Rentenversicherung notwendig waren.
Wenn der Kanzlerkandidat des Jahres 1976, Herr
Kohl, die Sozialgarantie, wie Sie soeben sagten, fiir
die Rentenerhthung von 10% zum 1. Juli 1977 abge-
geben hat, 148t sich dann daraus schlieBen, daB auch
die Oppsositionsparteien zum damaligen Zeitpunkt
nicht mit groBeren finanziellen Schwierigkeiten der
Rentenversicherung gerechnet haben, oder gibt es
andere Griinde dafiir, daf der damalige Kanzlerkan-
didat der Opposition diese Sozialgarantie abgege-
ben hat?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Glombig, ich mdéchte das wiederholen. Der Renten-
anpassungsbericht ist hier im Hause diskutiert wor-
den.

(Franke [CDU/CSU]: Am 8. Aprill)

Nicht nur die Koalition, sondern auch die Opposi-
tion, also das Haus gemeinsam, haben der Rentener-
hohung zugestimmt. Ich will hinzufligen: Nicht nur
Herr Kohl, sondern auch Herr Straul haben damals
wiederholt erklért, daBl diese Rentenanpassung von
10 bis 11% zu zahlen sei. Dafiir wiirden sie gerade-
stehen.

(Franke [CDU/CSU]: Das ist bruttolohnbe-
zogene Rente!)

‘Wenn das also so war, konnte die Opposition damals
nicht von anderen Zahlen und Einschdtzungen als
die Regierung und die Koalition ausgehen.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Miiller (Remscheid).

Miiller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Kollege
Buschfort, diese Fragen sind nur vor dem Hinter-
grund verschiedener Reden aus dem Friihjahr 1976
zu verstehen. Ich mochte Sie gern fragen, ob es
stimmt, daB sich die Schwankungsreserve der Ren-
tenversicherung, also der Arbeiter- und der Ange-
stelltenversicherung, von 1974 mit dem Hochststand
von 44,3 Milliarden DM bis zum Ende 1976 auf 35,8
Milliarden DM, also um 8,5 Milliarden DM, gesenkt
hat. Und wiesen nicht schon die Vorausschdtzungen
1976 eine weitere negative Entwicklung der Renten-
finanzen aus? Das alles frage ich vor dem Hinter-
grund einiger Reden im Friihjahr 1976.

Prasident Stiicklen: Einen Augenblick. Ich mé&chte
eine Bemerkung machen. Diese Frage war ganz kurz
und prézise zu beantworten; die Frage war mit ,ob"
formuliert. Aber da Sie, Herr Parlamentarischer
Staatssekretdr, hier inhaltlich das Rentenproblem
dargestellt haben, muf} ich diese Fragen zulassen,
die ich normalerweise nicht zulassen wiirde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Buschfort, Parl. Staatssekretédr: Herr Kollege Miil-
ler, ich wiederhole: Von einer bedrohlichen Finanz-
entwicklung konnte bei einem Riicklagenstand von
43 Milliarden DM kaum die Rede sein. Der Schliissel
war vielmehr die Einschidtzung der mittel- und der
langfristigen Wirtschaftsentwicklung. Herr Kol-
lege Miiller, Sie wissen so gut wie ich, daBl wir uns
mehrfach iiber Liquiditdtsfragen unterhalten haben.
Das ist aber ein ganz anderes Thema als die soge-
nannte Riicklagenentwicklung. Die Liquiditdts-
schwierigkeiten waren uns bekannt. Die Riicklage
war allemal ausreichend, um die notwendigen Aus-
gaben zu finanzieren.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Becker (Frankfurt).

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretér, von Ihrer soeben gegebenen Antwort ausge-
hend frage ich: Wie bewertet die Bundesregierung
die Tatsache, dafl die Schwankungsreserve, in Mo-
natsausgaben gemessen, ab 1973, als das Riicklagen-
polster noch 9,3 Monatsausgaben betrug, laufend zu-
riickgegangen ist, und bedeutet dies nicht, da8 sich
die Finanzsituation der Rentenversicherung einer
Krise né&hert?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege,
diese Fragen werden in jedem Jahr erneut mit dem
Rentenanpassungsbericht diskutiert. Natiirlich hat
man gewisse Schwierigkeiten, wenn man iiber 5
bzw. 15 Jahre Vorausschitzungen vornehmen
muf.

Damals hatten wir eine wirtschaftlich schwierige
Situation. Sie wissen, daf Hunderttausende von
Ausléndern in die Heimat zuriickgegangen sind und
daB es weniger Uberstunden gab. Da8 dies die Ren-
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tenfinanzen beeintrachtigt hat, war uns allen klar,
aber die damaligen Wirtschaftsdaten, die wir zu-
grunde legen muBten, lieBen auch die damaligen 15-
Jahres-Rechnungen zu, allerdings unter der Vor-
aussetzung, daB die einzelnen Kriterien auch ein-
treffen. Wenn dann die wirtschaftliche Entwicklung
anders verlauft, kann natiirlich auch die Berechnung
nicht mehr stimmen.

Ich finde es geradezu eigenartig, daB die Opposi-
tion diesen Punkt so herausstellt. Sie wissen, daB wir
noch 1972 davon ausgegangen sind, daB die Renten-
versicherung in der 15-Jahres-Rechnung eine Riick-
lage in Hohe von tiber 200 Milliarden DM haben
wiirde. Dann kam es ganz anders. Das 148t sich eben
nicht vorausschatzen. Wir miissen gemeinsam dar-
iiber nachdenken, ob es iiberhaupt gut ist, eine 15-
Jahres-Rechnung im voraus bestimmen zu wollen.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Stiicklen: Meine Damen und Herren,
ich lasse noch zwei Zusatzfragen zu.

Herr Abgeordneter Egert, bitte.

Egert (SPD): Herr Staatssekretdr, wiirden Sie mir
bestatigen, daB zum Verstdndnis der damaligen
Fehleinschdtzung die Erkenntnis gehort, daB das
vorher prognostizierte Vermégen — Sie haben das
soeben selbst angesprochen — mit der langfristigen
Rentenvorausschau offensichtlich kein geeignetes
Instrumentarium war und daB diese Einschétzung
bei den Diskussionen um das 20. und 21. Rentenan-
passungsgesetz von allen Fraktionen einvernehm-
lich geteilt worden ist und insofern der Versuch ei-
ner neueren Geschichtsschreibung ein biBchen frag-
wiirdig ist?

(So ist es! bei der SPD)

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Egert, ich freue mich besonders, daB Sie noch einmal
auf dieses Problem aufmerksam machen, und zwar
deshalb, weil Sie als Obmann fiir diese Fragen in der
SPD-Fraktion ein gewisses Gewicht haben.

(Egert [SPD}: In jeder Hinsichtl)
— Nicht nur korperlich, Herr Kollege Egert.

(Besch [CDU/CSUJ:. Das ist eine Bewer-
tungl)

Prasident Stiicklen: Herr Staatssekretér, auch Ih-
ren eigenen Parteifreunden gegeniiber ist es nicht
gestattet, eine Bewertung vorzunehmen.

(Egert [SPD]: Bei mir darf er dasl)

— Ich wollte dem Herrn Staatssekretér die Gelegen-
heit geben, das Wort ,gewisses" zurlickzunehmen.

(Heiterkeit — Franke [CDU/CSU]: Herr
Prisident, obwohl das Gewicht stimmtl)

Buschfort, Parl. Staatssekretir: Herr Kollege
Egert, Sie haben natiirlich véllig recht, daB man mit
schlechten Eingangsdaten, die hochgerechnet wer-
den, auch nicht zu verniinftigen langfristigen Ergeb-

nissen kommen kann, es hingegen noch geféhrlicher

ist, gute Eingangsdaten 15 Jahre lang hochzurech-
nen. Beides birgt einen ganz beachtlichen Unsicher-

heitsfaktor. Ich denke, daB man, wenn das Renten-
thema ein biBchen versachlicht ist,-auch noch ein-
mal iiber diese Fragen diskutieren sollte. Denn die
Erfahrungen der Jahre 1972 und 1974 zeigen uns
ganz deutlich, daB wir mit den damaligen langfristi-
gen Berechnungen nicht gut gefahren sind.

Prasident Sticklen: Die letzte Zusatzfrage des
Herrn Abgeordneten Dr. Méller.

Dr. Méller (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer
Staatssekretdr, konnen Sie bestdtigen, daB die von
Ihnen soeben erwdhnten von Dr. Kohl und Dr.
StrauB damals gegebenen Zusagen zur Rentenan-
passung eine gesetzliche Folge der von der CDU-ge-
fiihrten Regierung eingefiihrten bruttolohnbezoge-
nen Rente gewesen ist?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Buschfort, Parl. Staatssekretér: Ach, Herr Kollege,
so genau haben Sie es mit der gesetzlichen Folge ja
wohl nicht genommen, denn sonst hatten Sie 1958
nicht die Zahlung fiir ein ganzes Jahr ausfallen las-
sen kénnen.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Stiicklen: Ich rufe Frage 51 des Herrn
Abgeordneten Franke auf:

Zu welchem Zeitpunkt vor der Bundestagswahl 1976 ist eine solche
Unterrichtung erfolgt?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, Ihre zweite Frage kann ich nicht beantwor-
ten, weil ich bereits im ersten Teil verneinen muSBte,
daB es sich damals um eine ,bedrohliche Finanzent-
wicklung” gehandelt habe.

Prasident Stiicklen: Zusatzfrage.

Franke (CDU/CSU): Herr Kollege, ich mochte ein-
mal fragen, ob Ihnen nicht in Erinnerung ist, daf wir
in diesem Hause z. B. am 16. Januar und unter ande-
rem auch am 8. April — auf das Datum haben wir so-
eben schon gemeinsam aufmerksam gemacht — un-
ter Bezugnahme auf die Daten der Rentenversiche-
rung darauf hingewiesen haben, daB erstens Liqui-
ditdtsschwierigkeiten auftreten werden und zwei-
tens ein erheblicher Abflu der Riicklagen in der
Rentenversicherung auf Grund der bis -dahin er-
kannten wirtschaftlichen Daten unweigerlich die
Folge sein miiBte.

Prasident Stiicklen: Herr Abgeordneter Franke,
hier oben ist der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretér kein Kollege. Nur wenn er da unten sitzt.
Hier ist er Vertreter der Regierung, Parlamentari-
scher Staatssekretar.

Ich bitte aber — nachdem wir schon bei der Frage
vorher, Frage 50, eine Rentendebatte mit eingeleitet
haben —, die Zusatzfragen doch auf den Kern zu be-
schranken.

(Franke [CDU/CSU]: Herr Prasident, das
war fiir mich der Kern der Fragel)

— Ja. — Ich bitte also auch Sie, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretéar, danach zu verfahren.
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Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Franke, Thre SchluBfolgerung ist auch hier falsch.
Denn bis heute war die Rentenversicherung li-
quide.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?)
Prasident Stiicklen: Zusatzfrage.

Franke (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer
Staatssekretdr Buschfort, darf ich noch einmal dar-
auf abheben, daB dieses Haus, der Sozialbeirat beim
Bundesarbeitsministerium und der Verband der
Rentenversicherungstrdger schon an der Wende
des Jahres 1975/76 auf die bedrohliche Entwicklung
in der Rentenversicherung hingewiesen haben und
daB Sie als Regierung — insbesondere der Kanzler
— die entsprechenden Schluifolgerungen daraus
nicht gezogen haben?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege, der
Sozialbeirat hat damals die Gewédhrung der Renten-
héhe durchaus bestétigt. Sich jetzt auf den Sozialbei-
rat zu beziehen, ist angesichts des damaligen Be-
richts und der Vorschldge falsch.

(Franke [CDU/CSU]: Sind Sie da ganz si-
cher?)

—Ja.

(Franke [CDU/CSU}: Und der Verband der
Rentenversicherungstrédger?)

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage des Herrn
Abgeordneten Miiller (Berlin).

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretir,
wiirden Sie so freundlich sein, mir zu bestéatigen, daB
die CDU/CSU in den AusschuBberatungen gerade
im Zusammenhang mit dem 19. Rentenanpassungs-
gesetz und insbesondere mit dem dazugehérigen
Rentenanpassungsbericht, einen Antrag einge-
bracht hat, wonach man nicht mehr nur eine 15jidh-
rige Vorausschau, sondern eine mittelfristige Vor-
ausschau nehmen sollte, dies aber von den Koali-
tionsparteien abgelehnt worden ist und diese sich
mit einer entsprechenden EntschlieBung begniigt
haben?

Prasident Stiicklen: Bitte, keine Debattel

(Miiller [Berlin] [CDU/CSU]: Das ist wichtig!
— Heiterkeit)

— Das bezweifle ich ja gar nicht.
Herr Parlamentarischer Staatssekretar!

Buschfort, Parl. Staatssekretér: Herr Kollege Miil-
ler, ich habe einen solchen Antrag nicht mehr in Er-
innerung. Ich will allerdings hinzufiigen, daB wir
iiber diese Fragen im Zusammenhang mit der Ant-
wort, die ich vorhin Herrn Egert gegeben habe, gern
noch einmal sprechen kénnen.

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Glombig.

Glombig (SPD): Herr Staatssekretir, wenn es zu-
trifft, daB die Rentenanpassung zum 1. Juli 1976 im
Deutschen Bundestag einstimmig beschlossen wor-
den ist, trifft es dann auch zu, daB alle Rentenanpas-

sungen bis 1976 im Deutschen Bundestag einstim-
mig beschlossen worden sind? Und trifft es ferner zu,
daB die CDU/CSU, wenn sie damals bereits von der
Notwendigkeit einer Rentenkonsolidierung iiber-
zeugt gewesen wire, sich damit den Vorwurf zuge-

zogen haben miiBte, unverantwortlich gehandelt zu -

haben?
(Zustimmung bei der SPD)

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Glombig, es ist richtig, die Opposition hat den Ren-
tenerh6hungen jeweils zugestimmt. Als es aller-
dings um die Konsolidierung ging, hat sie nicht zu-
gestimmt. Ich muB sagen, ich sehe darin auch einen
gewissen Widerspruch. Denn die Konsolidierung
wurde ja nur in Anbetracht der Ausgaben, d. h. also
der Rentenverbesserungen, notwendig.

(Franke [CDU/CSU]: Wir haben eure so-
ziale Demontage nicht mitgemachtl)

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Besch.

Besch (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr, nach Ih-
rer sehr aufschluBreichen Darstellung iiber die heile
Finanzwelt im Bereich der Rentenversicherung im
Jahre 1976 méchte ich Sie doch noch einmal fragen,
was denn der Bundeskanzler ganz konkret gemeint
hat, als er gesagt hat, es gebe da ein Problemchen.

Buschfort, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege, die-
ses ,Problemchen" war sicherlich auf dem Hinter-
grund der damaligen Wirtschaftsdaten zu bewerten.
Es gab ja auch in der Tat einige Fragen. Ich méchte
nur an eines erinnern. Vielleicht haben Sie damals
dem Bundestag noch nicht angehért oder Sie sind
mir personlich nicht aufgefallen; ich wei es nicht.
Sie erinnern sich aber vielleicht noch daran, da8 wir
damals ein Krankenversicherungsweiterentwick-
lungsgesetz behandelten, dieses aber in dem hier
entscheidenden Punkt aus Zeitmangel nicht mehr
verabschiedet werden konnte. Dadurch entstand na-
tirlich ein Problem, weil die weitere Uberzahlung
der Rentenversicherung an die Krankenversiche-
rung erfolgte. Dies soll nur ein Hinweis darauf sein,
daB es damals Fragen gegeben hat. Ich bedauere,
wenn Sie das selber nicht gewuBt haben.

(Franke [CDU/CSU]: Sie wissen es aber
auch nichtl)

Prasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter Kirschner.

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretir, ist es nicht
so, daB der Opposition die gleichen Daten vorlagen
und sie auf Grund dieser Daten — auch der Daten,
die dem Sozialbeirat und den Rentenversicherungs-
tragern vorlagen — dann dem 19.Rentenanpas-
sungsgesetz zugestimmt hat?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege
Kirschner, das ist zutreffend, denn dieser Rentenan-
passungsbericht ist ja hier im Bundestag diskutiert
worden. Dazu hat es Diskussionsbeitrige gegeben.
Dariiber hinaus sind diese Vorgédnge auch in den je-
weils zustdndigen Ausschiissen behandelt worden.
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Président Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten
Miiller (Berlin) auf:

Trifft es zu, daB asylsuchende Auslinder von der Bundesanstalt fir
Arbeit in Beschaftigungsverhéltnisse zu vermitteln sind, wihrend dies
bei Familienangehdrigen angeworbener ausliandischer Arbeitnehmer
iese keine Arbeitserlaubnis erhalten?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Miil-
ler, wenn Sie es gestatten, wiirde ich gern die Fragen
52 und 53 zusammenhéngend beantworten.

(Mtiller [Berlin] [CDU/CSU]: Ja, bitte! Ich
habe nichts dagegenl)

nicht geschieht, weil

Prasident Stiicklen: Dann rufe ich noch die Frage
53 des Herrn Abgeordneten Miiller (Berlin) auf:

Wie viele Asylbewerber haben sich als Arbeitsuchende gemeldet,
und wie viele wurden vermittelt? .

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Asylsuchende
Auslidnder erhalten wéhrend des Asylverfahrens
eine in der Regel auf eine bestimmte Tatigkeit be-
schrankte Arbeitserlaubnis, wenn ein freier
Arbeitsplatz vorhanden ist. Die Zahl der Asylbewer-
ber, die sich arbeitsuchend melden, wird nicht stati-
stisch erfaBBt. Vermittlungszahlen liegen daher nicht
Vor.

Fir Familienangehorige ausldndischer Arbeit-
nehmer gilt folgende, im vergangenen Jahr auch im
Bundestag erdrterte Regelung: Ehegatten auslédndi-
scher Arbeitnehmer erhalten eine Arbeitserlaubnis
fiir Bereiche mit besonderen personellen Engpés-
sen, wenn sie sich vier Jahre — unter bestimmten
Voraussetzungen drei Jahre — im Bundesgebiet
aufgehalten haben.

Kinder auslédndischer Arbeitnehmer erhalten
nach zweijdhriger Wartezeit ohne Einschrédnkung
auf bestimmte Wirtschaftsbereiche eine Arbeitser-
laubnis. Auf die Einhaltung der Wartezeit kann ver-
zichtet werden, wenn der Jugendliche an berufsvor-
bereitenden MaBnahmen von mindestens halbjahri-
ger Dauer teilgenommen hat.

Abgesehen von Harteféllen, in denen die Warte-
zeitregelung auf Ehegatten und Kinder ausldndi-
scher Arbeitnehmer keine Anwendung findet, wird
auch nach Ablauf der Wartezeit der Vorrang deut-
scher und gleichberechtigter ausldndischer Arbeit-
nehmer beachtet.

Die unterschiedliche Regelung fiir Asylbewerber
und Familienangehorige auslédndischer Arbeitneh-
mer beruht darauf, daB vor AbschluBl des Asylver-
fahrens nicht festgestellt werden kann, ob der asyl-
suchende Ausliander in seinem Herkunftsland tat-
sachlich politisch verfolgt worden ist. Die Versa-
gung der Arbeitserlaubnis fiir die Dauer des Asyl-
verfahrens wiirde bedeuten, daB den Antragstellern
versagt wiirde, sich ihren Lebensunterhalt durch Ar-
beit zu verdienen. Die finanziellen Auswirkungen
einer solchen Regelung hitten dann die Sozialhilfe-
trager und damit die Gesamtheit der Steuerzahler
zu tragen.

Priasident Stiicklen: Eine Zusatzfrage, bitte.

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretér,
ist nicht zu beobachten, daB Ausldnder — ich nenne

z. B. die Tiirken, weil diese vorhin in einem anderen
Zusammenhang angesprochen wurden — zur Um-
gehung der Regelung nach § 19 AFG, wonach Nicht-
deutsche im Sinne des Art. 116 des Grundgesetzes
zur Beschiftigung eine Erlaubnis der Bundesanstalt
brauchen, einfach einen Asylantrag stellen?

Buschfort, Parl. Staatssekretar: Herr Kollege Miil-
ler, gesicherte Erkenntnisse liegen hieriiber nicht
vor. Ich kann aber nicht ausschlieBen, daBl dies ge-
schieht.

Préasident Stiicklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te.

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Haben Sie eine Erkla-
rung dafiir, daB die Asylsuchenden, die ja nicht aus
der ndheren Umgebung bzw. der EG kommen, iiber
die Moglichkeit, in Arbeit vermittelt zu werden und,
falls nicht moglich, Arbeitslosenhilfe zu bekommen,

"aufgekldrt werden?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herr Kollege Miil-
ler, zundchst einmal folgendes: Die Angehérigen der
EG haben iiberhaupt keine Begrenzung.

(Miiller [Berlin] [CDU/CSU]: Na ebenl)

Zweitens: Diejenigen, die eine Arbeitserlaubnis ha-
ben, werden hier ebenfalls auszuschlieBen sein.

Der dritte Bereich ist zweifellos der Bereich der
tiirkischen Arbeitnehmer, die wir mit Riicksicht auf
die groBe Zahl der Ehefrauen und Kinder in eine
Wartezeitregelung einbezogen haben.

Richtig ist, daB Sie sagen konnen: Hier ist doch

ein Unterschied vorhanden. Das gestehe ich zu. Al-
lerdings moéchte ich mir nicht anmaBfen, in diesem
Falle vorab schon die Entscheidungen der hiermit
befafiten Gremien vorwegzunehmen. Ich kann also
nicht sagen, man miisse sie wie die anderen behan-
deln, obwohl man noch gar nicht weiB, ob es nicht in
der Tat berechtigte Asylanten sind.

Prasident Stiicklen: Zu einer Zusatzfrage, bitte.

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretdr,
gibt es Anhaltspunkte, aus denen erkennbar ist —
oder kénnen Sie solche Beobachtungen anstellen —,
daB es eine organisierte, nicht ganz uneigenniitzige
Zufiihrung von Asylsuchenden zum Arbeitsamt gibt,
dhnlich wie es zum Beispiel in Berlin eine solche Or-
ganisation gab, die Asylsuchende zum Sozialamt
fiihrte, um ein fiir diesen Personenkreis relativ ho-
hes Einkommen entgegenzunehmen und die ande-
ren dadurch zu finanzieren? Konnten Sie feststellen,
daB es so etwas auch auf diesem Gebiet gibt?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Herrr Kollege
Miiller, ich bin eigentlich fiir diese Frage nicht zu-
stdndig. Ich pers6nlich mdéchte allerdings anneh-
men, daB es so sein kann. Gesicherte Erkenntnisse
miiBte Thnen freilich dann wohl der Innenminister
mitteilen. Ich will gerne veranlassen, daB die Frage
gestellt wird, ob es eine organisierte Zuleitung von
Asylanten gibt; ich selber kann dies, wie gesagt, aus
der Sicht des Arbeitsministeriums nicht bestéti-
gen.
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Prasident Stiicklen: Werden Zusatzfragen ge-
wiinscht? — Das ist nicht der Fall.

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten
Kraus auf. — Er ist nicht im Saal. Dann wird diese
Frage schriftlich beantwortet. Das gleiche gilt fiir
die vom Abgeordneten Kraus ebenfalls gestellte
Frage 55. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt.

Ich teile mit, daB die Fragen 61 und 62 des Abge-
ordneten Pfeffermann auf Wunsch des Fragenstel-
lers schriftlich beantwortet werden. Die Antworten
werden als Anlagen abgedruckt.

Ich rufe die Frage 58 der Abgeordneten Frau Hiir-
land auf: '

Ist die Bundesregierung informiert, daB Schwerbehinderte bei Aus-
stellung ihrer Ausweise durch die Versorgungsimter ungebihrlich
lange Wartezeiten von acht Monaten und lénger in Kauf nehmen miis-
sen und dadurch u.a. vom kostenlosen Nahverkehr ausgeschlossen
sind, und wenn ja, welche Schritte hat sie unternommen, diese Warte-
zeiten abzubauen, und ist eventuell daran gedacht, die Ausstellung der
Ausweise zumindest voriibergehend an die
ren?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Frau Kollegin
Hiirland, die Durchfiihrung des Schwerbehinder-
tengesetzes ist, soweit es um das Verfahren zur An-
erkennung als Schwerbehinderter und die Aus-
stellung von Schwerbehinderten-Ausweisen
durch die Versorgungsdamter geht, Angelegenheit
der Lander.

Der Bund hat auf die personelle und organisatori-
sche Ausstattung der Versorgungsdmter keinen un-
mittelbaren EinfluB. Die Linder wurden aber wie-

“derholt gebeten, durch eine ausreichende Personal-

ausstattung und organisatorische Manahmen dafiir
Sorge zu tragen, daB die Bearbeitungsdauer von An-
tragen auf Feststellung der Schwerbehindertenei-
genschaft und auf die Ausstellung von Ausweisen so
weit wie moglich herabgesetzt wird.

Allerdings kommt eine auch nur voriibergehende
Delegation der Ausstellung der Ausweise auf an-
dere Stellen nicht in Betracht. Sie wiirde die Pro-
bleme nicht 16sen, die die Versorgungsdmter zu be-
wadltigen haben. Die Probleme wiirden vielmehr in
gleicher Weise auch bei diesen anderen Stellen auf-
treten. AuBlerdem trdten Verzégerungen ein, wenn
am Verfahren zwei verschiedene Verwaltungen be-
teiligt wiirden: die Versorgungsdmter mit ihrem
drztlichen Dienst mit der Feststellung der Schwer-
behinderteneigenschaft und der Beurteilung des
Grades der MdE sowie weiterer gesundheitlicher
Merkmale und eine andere Stelle mit der Ausstel-
lung des Ausweises auf Grund der getroffenen Fest-
stellungen.

Président Stiicklen: Frau Hiirland zu einer Zusatz-
frage.

Frau Hiirland (CDU/CSU): Herr Staatssekretar,
konnten Sie sich eine Regelung vorstellen, wonach
den Behinderten, die voriibergehend nicht in den
GenuB der Freifahrt im Nahverkehr kommen, die
zusidtzlich entstandenen Kosten ersetzt werden
kénnten?

Buschfort, Parl. Staatssekretdr: Frau Kollegin, ich
kann mir eine solche Regelung biirotechnisch ein-
fach nicht vorstellen. Allerdings haben wir immer

isverwaltung zu delegie-

wieder die Versorgungsdmter gebeten, dringliche
Félle vorab zu behandeln. Dies waren in der Vergan-
genheit meistens Fille im Zusammenhang mit Kiin-
digungsschutzprozessen oder aber im Zusammen-
hang mit LohnsteuerermédBigungsantréagen. Ich bin
sicher, daf nicht nur die Frage der Anerkennung der
Schwerbehinderteneigenschaft, sondern auch der
Inanspruchnahme dieser Fahrvergiinstigungen ein
wichtiger Punkt ist. Ich will gern veranlassen, daB
die Versorgungsdmter noch einmal insbesondere
auf diesen Punkt hingewiesen werden.

Prasident Stiicklen: Eine Zusatzirage bitte.

Frau Hiirland (CDU/CSU): Sie haben mit den Lén-
dern verhandelt' und um Personalaufstockung bei
den Versorgungsdmtern gebeten, Herr Staatssekre-
tar. Haben Sie auch verfolgt, ob diese Ihre Bitte Er-
folg gehabt hat, bei welchen Léndern in welchem
MafBe?

Buschfort, Parl. Staatssekretir: Frau Kollegin
Hiirland, ich kann Ihnen ein eigenes Erlebnis vortra-
gen. Bei einem Versorgungsamt waren kurzfristig 54
zusdtzliche Arbeitskrifte eingestellt worden. Ich
glaube auch gar nicht, daB die Zahl der Arbeitskrafte
so sehr das Problem ist. Vielmehr meine ich, es gibt
einen EngpaB bei den &rztlichen Begutachtungen.
Dies kann man eben nicht kurziristig verdndern.
Denn die Zahl der Arzte, die bereit sind, in den 6i-
fentlichen Dienst zu gehen, ist sehr gering, und bei
anderen Arzten ist die Dauer der Begutachtungen
zur Zeit immer noch sehr erheblich.

Prasident Stiicklen: Keine weiteren Zusatzfragen.
Wir sind am Ende der Fragestunde.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Beratung des Agrarberichts 1980 der Bun-
desregierung

— Drucksachen 8/3635, 8/3636 —

Das Wort zur Einbringung des Agrarberichts hat
der Herr Bundesminister fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten.

Ertl, Bundesminister fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Prdsident! Meine Damen
und Herren! Am Beginn der 80er Jahre blicken wir
mit Sorge auf weltumspannende politische und 6ko-
nomische Entwicklungen, von denen auch die Land-
wirtschaft — in Deutschland, in Europa und in der
Welt — betroffen wird.

Die Kostenexplosion und die Verknappung beim
Ol zeigen Wirkungen auf Wirtschaft und Landwirt-
schaft bei uns und mehr noch in den bisher schon
benachteiligten Regionen der Erde. Nahrungsmittel
werden als ein Instrument der Politik angesehen
und eingesetzt. Man mag dies begriien oder auch
fiir falsch halten, es ist eine Tatsache, mit der zu
rechnen ist. Einseitige Nutzung des Bodens gefahr-
det regional das 6kologische Gefiige unserer Erde.

In der Gemeinschaft werden Grenzen der Finan-
zierbarkeit des Agrarmarktes sichtbar. Parlamente
und Regierungen haben angezeigt, daB sie nicht
ohne weiteres bereit sind, die Finanzmittel ange-
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Bundesminister Ertl

sichts wachsender Kosten der Agrarmarktpolitik zu
erhohen. :

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, diskutieren wir heute, wie alljdhrlich, die Lage
der Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die Ergebnisse des Agrarberichts liegen Thnen
vor. Die schwierige gesamtwirtschaftliche Situation
zeigt auch hier ihre Spuren.

Im Durchschnitt aller Vollerwerbsbetriebe ver-
zeichnen wir im abgelaufenen Wirtschaftsjahr einen
Einkommensanstieg von 2,9% auf einen Wert von
24 780 DM Reineinkommen je Familienarbeitskraft.
Was die Einkommensvorausschitzung fiir 1979/80
anbelangt, so ist sie alles andere als erfreulich. Bei
den bekannten Risiken einer solchen Vorschitzung
wird es einerseits auf die tatsdchliche Markt- und
Preisentwicklung ankommen und andererseits auf
die Entwicklung der Kostenfaktoren.

Die Einkommenserwartung in der Landwirtschaft
wird zweifelsohne am stdrksten durch die Energie-
verteuerung beeintriachtigt. DaB in unserem Lande
1979 insgesamt ca. 20 Milliarden DM mehr fiir Olim-
porte ausgegeben wurden, erfordert von unserer ge-
samten Gesellschaft Konsumverzicht. Die Landwirt-
schaft mufite 1979 allein im betrieblichen Bereich ca.
1 Milliarde DM mehr fiir O} ausgeben. Aber sie steht
damit, wie gesagt, nicht allein da.

Besonders stark wurden die Unterglasbetriebe
von der Olverteuerung betroffen. Mit der in diesem
Jahr vorgesehenen Liquiditédtshilfe von 6 Pfennigen
pro Liter Heiz6l wird hier wenigstens ein teilweiser
Ausgleich geschaffen werden konnen. Das Problem
der Wettbewerbsverzerrungen im Verhéltnis zu den
Niederlanden ist damit aber noch nicht vom Tisch.
Es laBt sich langfristig nur durch die Beseitigung der
Sondertarife fiir Erdgas zugunsten niederlindischer
Gartenbaubetriebe abbauen. Die Bundesregierung
hat sowohl die Kommission als auch die niederlan-
dische Regierung zum Handeln veranlaBt. Die Kom-
mission will dem Rat in Kiirze einen Bericht vorle-
gen.

Im Gartenbau gibt es andererseits auch Bereiche,
wie Zierpflanzen- und Baumschulbetriebe, mit giin-
stiger Einkommensentwicklung.

Die Ertragslage der Forstwirtschaft hat sich in-
folge steigender Holzpreise verbessert. Hier zeigen
sich auch einmal positive Auswirkungen der Roh-
stoff- und Energieverknappung fiir einen Wirt-
schaftszweig.

Dies ist aber nur die wirtschaftliche Seite. Ebenso
wichtig fiir den Biirger ist der Beitrag der Forstwirt-
schaft fiir Naturhaushalt und Landschaft, fiir die
Reinhaltung von Wasser, Boden und Luft sowie fiir
die vielen Menschen, die im Wald Erholung suchen.
Dafiir mochte ich unseren Waldbesitzern und For-
stern hier einmal ganz ausdriicklich danken. Ob-
wohl Industriestaat, geh6ért Deutschland zu den
waldreichsten Landern Europas.

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch ohne
Grinel)

— Vielleicht sind es die richtigen Griinen!

Die Futterbaubetriebe haben 1978/79 mit einem
Zuwachs von 7,2 Prozent und im 10jahrigen Durch-
schnitt mit einem Einkommensanstieg von 9,3 Pro-
zent jdhrlich weiter aufgeholt. Dies ist einkommens-
politisch erfreulich, insbesondere deshalb, weil es
sich dabei um vorwiegend mittelbéduerliche Betriebe
handelt, von denen zudem ein groBer Teil in Gebie-
ten wirtschaftet, die von der Natur weniger begiin-
stigt sind. Auf dem Markt allerdings bringt uns die-
ses Ergebnis die bekannten Sorgen, auf die ich spa-
ter eingehen werde.

Nach einer Reihe guter Jahre hat sich 1978/79 das
Einkommen der Weinbaubetriebe infolge einer
vergleichsweise niedrigen Weinmosternte nur noch
in der Rheinpfalz verbessert. Fiir die Zukunft giin-
stig diirfte sich die Verabschiedung des Weinpakets
in Briissel auswirken. Sie wird zu einer groBeren
Stabilitit des Weinmarktes in der Gemeinschaft
fithren. ‘

Auch unsere Hopfenbauern konnten dank der
Einfiihrung der Anbauregelung in die Hopfenmarkt-
ordnung auf eine giinstige Markt- und Preisentwick-
lung zuriickblicken. :

All diese Beispiele, meine sehr verehrten Damen
und Herren, zeigen, dafl es heute weniger denn je
moglich ist, die Lage unserer Landwirtschaft in einer
einzigen Zahl zu beschreiben. Dies hat der Gesetz-
geber erkannt, als er im Landwirtschaftsgesetz die
Bundesregierung verpflichtete, Ertrag und Aufwand
gegliedert nach Betriebsgré8en, -typen, -systemen
und Wirtschaftsgebieten festzustellen.

Das untere Viertel der Vollerwerbsbetriebe
zeigt sich wiederum mit nur einem Drittel des ge-
werblichen Vergleichslohnes als die eigentliche
Problemgruppe unserer Betriebe. Sie zieht das
Durchschnittsergebnis erheblich nach unten; eine
Tatsache, die allerdings auch fiir andere Bereiche
und Gruppen der Selbstédndigen zutrifft.

Die Ehrlichkeit in der einkommenspolitischen
Diskussion erfordert es, diesen etwa 100 000 Be-
trieben und vor allem etwaigen Hofnachfolgern die
wahre Einkommenssituation deutlich vor Augen zu
fihren. Es gilt zu erkennen, daf§ die Preispolitik hier
als Mittel der Einkommenspolitik an Grenzen st68t.
Zufriedenstellende Einkommen lassen sich nicht fiir
jeden Einzelbetrieb garantieren. Vielmehr verlan-
gen differenzierte Einkommensergebnisse noch
mehr als bisher einen differenzierten Einsatz der
MaBnahmen.

Fiir bemerkenswert halte ich es, daf die Brutto-
und Nettoinvestitionen der Landwirtschaft im Be-
richtsjahr auf dem hohen Stand des Vorjahres ge-
blieben sind. Die Nettoinvestitionen lagen bei etwa
zwei Milliarden DM. Dies zeigt, daBl die deutsche
Landwirtschaft gewillt ist, ihre Betriebe optimal auf
die Erfordernisse der 80er Jahre einzustellen, und
daB die Ertragssituation ihnen hierzu auch die Mog-
lichkeit gegeben hat. Das beweist aber auch die
wichtige Funktion der Landwirtschaft als Auftrag-
geber fir Industrie, Handwerk und Gewerbe, insbe-
sondere fiir die gewerbliche Wirtschaft im landli-
chen Raum. In strukturschwachen Gebieten ist es
die Landwirtschaft, die so zur Sicherung von
Arbeitsplédtzen entscheidend beitragt.
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Die Zahl der Insolvenzen in der Landwirtschaft
lag 1979 mit 78 noch deutlich unter der Vergleichs-
zahl des Vorjahres. Ich werte dies als einen Beweis
fir die in aller Regel sparsame Lebensfithrung der
bduerlichen Familie und fiir die solide Finanzie-
rungspraxis in unseren Betrieben. Auch die Vermo-
genswerte sind weiter angestiegen und geben der
landwirtschaftlichen Existenz eine Sicherheit, die in
der Gesamtbeurteilung der Lage als Aktivposten
steht.

Insgesamt blicken wir auf ein Jahrzehnt agrarpoli-
tischer Aufwértsentwicklung zuriick, das auch un-
sere Landwirte zu wiirdigen wissen und das ein gu-
tes Fundament fiir die schwierigen 80er Jahre bil-
det.

(Beifall bei der FDP)

Manch einer, der in den 70er Jahren von seiner Posi-
tion aus glaubte, Kritik {iben zu miissen, bewertet
nun dieses Jahrzehnt im Riickblick als ,einigerma-
Ben erfolgreich”. Lassen Sie mich dafiir einige Be-
lege bringen: Die Einkommen je Arbeitskraft haben
sich in diesem Jahrzehnt mehr als verdoppelt. Der
landliche Raum, unsere Dérfer haben an Attraktivi-
tat gewonnen. In der agrarsozialen Absicherung
haben wir die Zielvorstellungen der Bundesregie-
rung weitgehend verwirklicht. Was hier bereits er-
reicht wurde, hat vor uns keine Generation zu hof-
fen gewagt.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Im Jahre 1969 betrug das landwirtschaftliche Alters-
geld 175 DM fiir Verheiratete und 115 DM fiir Al-
leinstehende. 1980 betrégt es in der Grundstufe 432
DM bzw. 288 DM; hinzu kommen noch die Staffel-
zuschldge. In der Krankenversicherung der Land-
wirte haben wir mit der vollen Ubernahme der
Krankheitskosten der Altenteiler durch den Bund
eine wesentliche Entlastung der aktiven Generation
erreicht. Seitens der Bundesregierung habe ich an
das Parlament die dringende Bitte, nun auch noch
den Gesetzentwurf zur Einbeziehung der jlingeren
Hinterbliebenen in die Altershilfe ziigig zu verab-
schieden.

(Susset [CDU/CSUJ: Das wollen wir allel)

Die Entwicklung der finanziellen Leistungen des
Bundes fiir die Agrarsozialpolitik kann jeder im
Agrarbericht nachlesen. Sie erst haben es ermog-
licht, daB der Arbeitskrédfteeinsatz in der Landwirt-
schaft in den letzten zehn Jahren nochmals um etwa
ein Drittel reduziert wurde und da8 dieser Struktur-
wandel in sozial ertrdglichen Bahnen ablaufen
konnte.

Der Erfolg einer gesellschaftspolitisch ausgerich-
teten Strukturpolitik ist {iberall in unserem Lande
sichtbar. Der Bund hat von 1970 bis 1979 allein fiir
Flurbereinigung und Dorferneuerung sowie was-
serwirtschaftliche und kulturbautechnische MaB-
nahmen knapp 7 Milliarden DM bereitgestellt. Jihr-
lich wurden im Durchschnitt rund 230 000 Hektar
flurbereinigt. Dabei handelte es sich keineswegs nur
um eine Verbesserung der Produktionsgrundlagen,
wie oft falschlich angenommen wird. Vielmehr wa-
ren z. B. 30 % der Verfahren des Jahres 1978 soge-
nannte Verbundverfahren, in denen iiber das ge-

woéhnliche MaB hinaus Ziele des Naturschutzes und
der Landschaftspflege berticksichtigt wurden. 202
Natur- und Landschaftsschutzgebiete, geschiitzte
Landschaftsteile oder Natur- und Kulturdenkmadler
wurden dabei geeigneten Tragern iiberlassen.

Im Programm zur Férderung von Zukunftsinvesti-
tionen wurden in iiber 850 Gemeinden Dorferneue-
rungsverfahren eingeleitet. DaB diese MaBnahme
ganz entscheidend zur Verbesserung der Lebens-
qualitdt auf dem Lande beitragt, ist unumstritten. Im
einzelbetrieblichen Bereich stehen fast 50 000 gefor-
derte Betriebe, davon etwa 1 800 Aussiedlungen, auf
der Habenseite. Knapp 160 000 Férderungsfilie hat-
ten die Verbesserung des Wohnteils zum Gegen-
stand.

Das Bergbauernprogramm und die Ausgleichs-
zulage wurden von dieser Regierung in Briissel
durchgesetzt.

(Beifall bei der FDP)

Seit 1975 erhielten knapp 90000 Betriebe eine Aus-
gleichszulage. Damit leistet dieses Programm einen
wesentlichen Beitrag zur Erhaltung der Landwirt-
schaft in landwirtschaftlich schwierigen, aber land-
schaftlich schénen Gebieten.

Sorgen bereitet uns nach wie vor das Nord-Siid-
Gefille in der strukturellen Ausgangssituation. Wir
haben uns in der Gemeinschaftsaufgabe auch darum
bemiiht, diesem Problem Rechnung zu tragen, so-
weit es in dem schwierigen Entscheidungs- und Ab-
stimmungsverfahren im Rahmen des Gemein-
schaftsaufgabengesetzes moéglich war. Dennoch
miissen wir feststellen, daB sich beispielsweise von
1949 bis 1979 in Schleswig-Holstein die Betriebe im
Durchschnitt um 77 % auf ca. 33 Hektar landwirt-
schaftliche Nutzfldche, in Bayern um 46% auf knapp
13 Hektar vergréBert haben. Das Gefille ist also gro-
Ber geworden und hat auch entsprechende Konse-
quenzen fir die Produktivitits- und Einkommens-
entwicklung. Wir miissen den Ursachen sehr sorg-
faltig nachgehen.

Verschérft wiirde dieses Problem sicher dann,
wenn man den steinigen, aber langfristig einzig er-
folgreichen Weg der gezielten Forderung verlieBe
und zur GieBkannenférderung der 50er oder 60er
Jahre zuriickkehrte. Auch undifferenzierte Kredit-
programme sind kein Ersatz fiir die gezielte Forde-
rung.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der SPD)

‘Sie kénnen nur ergdnzenden Charakter haben wie

z. B. das vom Bund angeregte Programm der Kredit-
anstalt fiir Wiederaufbau — dasselbe gilt auch fiir
Landerprogramme —; denn mit einem zinsverbillig-
ten Kredit von 80000 DM kann man heute keine
groBere bauliche MaBnahme finanzieren.

Auf der anderen Seite fiithrt eine zu groBziigige
Férderung von Nebenerwerbsbetrieben zur Inten-
sivierung auf Kosten der Marktanteile von Voller-
werbsbetrieben. Ich will dabei die Bodenpreisent-
wicklung nicht ausklammern. Ich meine, diesen
Weg wollen wir nicht. Ich wiirde ihn fiir einen fal-
schen Weg halten. Die Nebenerwerbsbetriebe miis-
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sen zu arbeitsextensiver Wirtschaftsweise hinge-
fiihrt werden und dabei auch Unterstiitzung ha-
ben.

Agrarstrukturpolitik darf auch nicht isoliert gese-
hen werden. Sie muB Teil eines Gesamtkonzepts
sein; das die Entwicklung von Industrie, Gewerbe
und Landwirtschaft einschlieBlich Urlaub auf dem
Bauernhof umfafit. Die peripheren Rdume unseres
Landes miissen dabei noch mehr als bisher Schwer-
punkte der Forderung sein. Strukturwandel, meine
Damen und Herren, wird es dabei auch in Zukunft
geben. Wer den Strukturwandel ablehnt, der lehnt
auch das Leistungsprinzip ab und wendet sich damit
gegen einen wesentlichen Grundsatz unseres Wirt-
schaftssystems.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Der bauerliche Familienbetrieb wird auch in den
80er Jahren Kern unserer Agrarstrukturpolitik blei-
ben. Wir wollen keine Agrarfabriken. Sozialokono-
mische Vielfalt, eine breite Eigentumsstreuung, eine
ausgewogene Siedlungsstruktur zwischen Stadt und
Land und die Beriicksichtigung der Umweltkompo-
nente, dies sind dariiber hinaus die Ziele, an denen
sich in den 80er Jahren unsere gesellschaftspolitisch
ausgerichtete Agrarpolitik zu orientieren hat.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Eine so ausgerichtete Agrarpolitik liegt auch im
Interesse der Verbraucher. Alles, meine Damen
und Herren, spricht dafiir, da8 der Verbraucher auch
in Zukunft von einem reichhaltigen und preiswerten
Lebensmittelangebot Gebrauch machen kann. Die
Lebensmittelpreise stiegen im vergangenen Jahr
wiederum weniger stark als die Preise fiir sonstige
Giiter und Dienstleistungen des privaten Ver-
brauchs. Sie hatten damit erneut eine ddampfende
Wirkung auf den Kostenanstieg fiir die Lebenshal-
tung insgesamt.

Es ist aber nicht nur das Angebot bei gilinstigen
Preisen gewachsen, sondern auch den gesundheitli-
chen Erfordernissen ist immer mehr Gewicht bei-
gemessen worden. Lebensmittelrecht, Pflanzen-
schutzrecht und Diingemittelrecht sollen hier nur
stellvertretend fiir eine kaum noch zu iibersehende
Zahl von Gesetzen und Verordnungen genannt wer-
den. Manche sprechen hier schon von zuviel staatli-
cher Reglementierung, und ich sage: Auch ich habe
manchmal Zweifel, glaube aber, daB all dies im Inter-
esse des Schutzes der Verbraucher notwendig ist.

SchlieBlich erwdhne ich auch noch den Tier-
schutz, dem in den vergangenen Jahren von mei-
nem Hause viel Kraft und Bemiihen gewidmet wor-
den ist. Hier gilt es, auf europdischer Ebene Losun-
gen zu finden, und wir sind auch aktiv an der Arbeit.
Es arbeitet im Auftrage der Gemeinschaft, im Aui-
trage von Ministerrat und Kommission, ein Gre-
mium an einer Lésung auf europdischer Ebene. Ich
denke, wir miissen dabei die schwierigen Gegen-
sdtze beriicksichtigen, die sich aus berechtigten
Tierschutzanliegen, aus Gerichtsurteilen usw. erge-
ben, die es aber auch notwendig machen, durch wis-
senschaftliche Gutachten letzten Endes objektive
Tatbestdnde zu schaffen. Vergessen méchte ich da-
bei nicht, zu sagen, daB auch die 6konomische Seite

nicht ganz aus den Augen verloren werden darf,
denn es muB unverdndert unser Ziel sein, unseren
Verbrauchern preiswerte Nahrungsmittel von ho-
her Qualitdt zur Verfiigung zu stellen. Es wére nicht
moglich gewesen, 20 Jahre lang nahezu denselben
Eierpreis zu haben, wenn wir nicht auch die 6kono-
mischen Moglichkeiten der Gefliigelhaltung ausge-

.nutzt héatten.

(Dr. Miiller [CDU/CSU]: Das schlieBit aber
den Tierschutz nicht aus!)

Wenden wir uns nun Europa zu. Hier steht die
schwierige Haushalts- und Finanzsituation an vor-
derster Stelle. Wir miissen davon ausgehen, da8 die
Staats- und Regierungschefs auf dem Dublin-Gipfel
im letzten November {ibereinstimmend festgestellt

haben, daB eine Erhdhung der 1-%-Grenze der

Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage gegenwaértig
nicht in Betracht kommt. Schon zu einem fritheren
Zeitpunkt hat auch dieses Hohe Haus mit den Stim-
men aller Parteien beschlossen, daB ,auf absehbare
Zeit der Bundeshaushalt weitere Belastungen zu-
gunsten der EG nicht verkraften kann".

Wenn ich den BeschluB des Bundestages hier zi-
tiere, kann ich nicht umhin, einen deutlichen Wider-
spruch zu den jiingsten agrarpolitischen Forderun-
gen der Opposition festzustellen.

(Beifall bei der FDP)

Ihre Verwirklichung wiirde sicher das Gegenteil der
angestrebten Verringerung des Kostenanstiegs be-
wirken. Dieser Widerspruch mu8 aufgelést werden,
wenn die Opposition glaubwiirdig bleiben will.

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf
von der CDU/CSU: Aber nicht zu Lasten
der Bauern!)

— Ja, man darf nicht zu den Bauern etwas anderes
als im Bundestag sagen, sondern muB in beiden Fil-
len dasselbe sagen.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Das neugewdhlte Europédische Parlament hat mit
der Ablehnung des Haushalts fiir 1980 gleichfalls
ein Signal gesetzt. Wir, die wir stets fiir ein eigen-
stindiges Europdisches Parlament eingetreten sind,
miissen sein Bemiihen um Ausschépfung seines
Mitspracherechts, d. h. insbesondere um Einsparun-
gen bei den obligatorischen Marktausgaben, ernst
nehmen.

Die Ursachen fiir den Kostenanstieg im EG-
Agrarhaushalt sind vielschichtig. Das Kernproblem
liegt, wie schon so oft festgestellt worden ist, im
Mangel an Ubereinstimmung hinsichtlich der Ziele,
die nationale Regierungen im Rahmen der gemein-
samen Agrarpolitik verfolgen. Diese Erkenntnis ent-
bindet uns jedoch nicht davon, jetzt Manahmen zu
ergreifen. Eine teilweise Zahlungsunféhigkeit der
Gemeinschaft schon in naher Zukunft wiirde nicht
nur die Funktionsfdhigkeit des Agrarsystems bedro-
hen und schwerwiegende Folgen fiir die Landwirte
haben, sondern dariliber hinaus auch den Bestand
der Gemeinschaft als Ganzes gefdhrden. In einem
Augenblick wachsender weltweiter Spannungen
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kann und darf sich die Agrarpolitik einer solchen
Gefahr nicht aussetzen.

(Zustimmung bei der SPD)

Wir miissen deshalb die Kostenentwicklung im
Agrarbereich im Rahmen des Anstiegs der eigenen
Einnahmen halten. Wohlgemerkt, dies bedeutet

. nicht Reduzierung der Mittel, sondern immer noch

ein Plus von Jahr zu Jahr.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

‘Welche Lésungen gibt es? Einige, auch Teile der
Opposition, sehen sie in der Belastung der pflanzli-
chen Fett- und EiweiBstoffe oder in der Reduzierung
der Einfuhren von Butter aus Neuseeland und Zuk-
ker aus AKP-Lindern. Auch ich habe oft gesagt, daB
diese Einfuhren die bestehenden Schwierigkeiten
verschéarfen und daB dafiir weder die Agrarpolitik
noch die Landwirte verantwortlich gemacht werden
konnen. Die Gemeinschaft ist jedoch aus anderen
als agrarpolitischen Erwégungen gegeniiber diesen
Lindern internationale Verpflichtungen eingegan-
gen, deren Auflésung aus einer Vielfalt von Griin-
den nicht moglich ist. Ich sage das auch im Interesse
der Sicherung von Arbeitspldtzen in Deutschland,
an denen auch die Bauern Interesse haben. Einseiti-
ges Vorgehen wiirde nicht nur die Glaubwiirdigkeit
der Gemeinschaft erschiittern, sondern zusitzlich
die Gefahr eines Handelskrieges heraufbeschworen.
Das wére nicht zu verantworten.

Orientieren wir uns daher am politisch Machba-
ren. Alle Uberlegungen miissen sich dabei im Rah-
men des gegenwirtig bestehenden Agrarsystems
halten, um in Briissel konsensfdhig zu sein. Hierin
sind sich alle Regierungen und die Kommission ei-
nig. Radikaler Anderungen bedarf es nicht, da dieses
System ein brauchbares Instrumentarium zur
Marktsteuerung enthélt. Niemand sollte sich der II-
lusion hingeben, als fiihre allein schon die bloBe
Auswechslung des Systems, z. B. generelle Einkom-
mensiibertragungen oder Quotierung der Milchpro-
duktion, zu besseren Entscheidungen in der EG-
Agrarpolitik.

Folgende Leitlinien bestimmen unsere Haltung
bei der laufenden Preisrunde. Bei Milch sollten die
durch zukiinftige Mehranlieferungen entstehenden
Verwertungskosten von dem Erzeuger selbst getra-
gen werden. Die Zuckermarktordnung sollte hin-
sichtlich des in der Gemeinschaft erzeugten Zuk-
kers kostenneutral gestaltet werden. Bei einigen an-
deren Produkten, vor allem bei Rindfleisch, sollten
die StiitzungsmaBnahmen wieder stérker als bisher
den Markterfordernissen angepalit werden.

Auf der Basis dieser Grundsé&tze kann der Finan-
zierungsrahmen eingehalten werden. Dadurch
konnte gleichzeitig auch ein Spielraum fiir notwen-
dige Preisanhebungen fiir das kommende Wirt-
schaftsjahr geschaffen werden. Die Kommission hat
bekanntlich durchschnittliche Preiserh6hungen um
etwa 2,4% vorgeschlagen, die sich fiir die deutschen
Erzeuger durch den gleichzeitig vorgesehenen Ab-
bau des Wéhrungsausgleichs um 1% verringern sol-
len. Ich kann hier das Verhandlungsergebnis in ei-
ner schwierigen Phase der Gemeinschaft nicht vor-
aussagen. Es gilt, einen KompromiB zu finden, der es

einerseits unseren Landwirten erméglicht, in den
80er Jahren an der allgemeinen Einkommensent-
wicklung teilzunehmen, und der andererseits die
Markterfordernisse beriicksichtigt. Das ist schwer
genug.

Uber die Einzelheiten der MaBnahmen gehen die
Auffassungen in Briissel noch weit auseinander, ins-
besondere was die Ausgestaltung der Mitverant-
wortungsabgabe bei Milch angeht. Meine Préfe-
renz liegt nach wie vor bei einer gewissen Staffelung
der Mitverantwortungsabgabe, bei der Ricksicht zu
nehmen ist auf Betriebe, die keine Alternative zur
Milcherzeugung haben. Vor allem aber halte ich es
fiir erforderlich, ein Signal zu setzen, daB wir bei der
flaichengebundenen Milcherzeugung bleiben wol-
len. Das konnte durch eine erh8hte Mitverantwor-
tungsabgabe ab einer bestimmten Erzeugungs-
menge je ha geschehen. Ich habe diese Vorstellun-
gen in Briissel eingebracht, muBte aber erkennen,
wie schwer es ist, hier zu einem Konsens zu gelan-
gen.

Die Lage ist: Alle sind fiir Einsparungen, jeder
aber mo6chte diese bevorzugt zu Lasten des anderen
realisieren. Aber es gibt keine Losung, wenn nicht
Opfer von allen Beteiligten gleichermaBen getragen
werden. Nach meinen Erfahrungen sind unsere
Landwirte bereit, auf dieser Basis mitzuwirken. Ich
mochte dem Deutschen Bauernverband fiir das in
dieser Grundfrage gezeigte Verstindnis ausdriick-
lich danken, wenn ich mich auch nicht seinem Vor-
schlag einer Mengenkontingentierung auf dem
Milchmarkt anschlieBen kann.

In der gemeinsamen Fischereipolitik hat es nach
einer gewissen Auflockerung der britischen Hal-
tung etwas Bewegung gegeben. Gewisse Teillosun-
gen konnten gefunden werden, z. B. im internen Be-
reich iiber die Gesamtfangmengen im EG-Meer fiir
1980 sowie liber ein Meldesystem und im externen
Bereich mit der Unterzeichnung einiger Fischerei-
abkommen. Schwierige, ja sogar sehr schwierige
Verhandlungen liegen aber noch vor uns.

Ich kann den vielen Menschen in den Kiistenlédn-
dern, die in der Seefischerei selbst oder in nachgela-
gerten Bereichen ihren Arbeitsplatz und ihr Ein-
kommen finden, versichern, daB der Bundesregie-
rung ihre Sorgen bekannt sind. Sie weiB, daB stei-
gende Kosten und eine oft unbefriedigende Erléssi-
tuation, dazu die Einengung der Fanggriinde, ihre
Lage sehr, sehr schwierig gemacht haben. Deshalb
werden bereits im Rahmen des 1978 verabschiede-
ten Sofortprogramms Hilfen zur Anpassung der Ka-
pazitdten geleistet und damit abrupte wirtschaftli-
che Einbriiche fiir die Betroffenen vermieden.

Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft
bereithalten, um unzumutbare Hirten von unseren
Kutter- und Hochseefischern abzuwenden.

Eines gilt es allerdings klarzustellen: Wer sich
tber die Entwicklung der deutschen Gesamtfidnge,
die Herkunft der deutschen Eigenanlandungen und
die seerechtliche Problematik ein klares Bild ge-
macht hat, der wird mir zustimmen, daB es zur ge-
meinsamen Fischereipolitik — trotz aller derzeiti-
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gen Unvollkommenheiten — keine Alternative
gibt.

Die Bundesregierung muB auch auf der Einhal-
tung politisch ausgehandelter Fangregelungen be-
stehen. Verst68e gegen diese Regelungen konnen
nicht hingenommen werden, schon aus dem Grunde
nicht, weil sonst die Glaubwiirdigkeit der deutschen
Fischereipolitik gefdhrdet wiirde.

(Zustimmung bei der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren, ich habe Thnen die
Probleme der EG ohne Beschénigung geschildert.
Ich wére aber unvollsténdig, lieBe ich es dabei be-
wenden. Trotz aller Schwierigkeiten zeigt sich die
ungebrochene Vitalitit und Anziehungskraft der
Gemeinschaft an den groBen Erwartungen, die neue
Beitrittskandidaten und die nach engeren Bindun-
gen strebenden Lénder in sie setzen. Diese Hoffnun-
gen dirfen wir nicht gefdhrden. Und wir sollten
auch sehen, daB die Erfiillung dieser Erwartungen
Kosten verursachen wird, die nicht allein der Agrar-
politik angelastet werden kénnen. Das priméare In-
teresse der Beitrittsldnder liegt beim Agrarmarkt,
wie mir alle kompetenten Sprecher dieser Regierun-
gen versichert haben. Ich sage das auch im Hinblick
auf den Mehrwertsteueranteil von einem Prozent.
Dies ist nicht zu halten, wenn die Kosten des Bei-
tritts kommen.

(Zustimmung bei der FDP und der SPD)

Wenn ich nun abschlieBend einige Agrarpro-
bleme aus einer weltweiten Sicht anschneide, so
moéchte ich damit weder von den momentanen Pro-
blemen auf unseren Agrarmérkten ablenken noch
sie wegdiskutieren. Es laBt sich nun aber einmal
nicht tbersehen, dafl die krisenhafte Entwicklung
der letzten Wochen in der ,grofen Politik" sowie die
Zuspitzung bei den Energiekosten mehrere aktuelle
Fragen aufgeworfen haben, die hier nicht uner-
wahnt bleiben diirfen.

Erstens. Niemand kann leugnen, daB die jlingsten
Entwicklungen im Agrarhandel zwischen den
USA und der Sowjetunion nicht nur unseren Au-
Benhandel, sondern auch unsere Agrarpolitik insge-
samt beriihren. Die Diskussion liber die strategische
Bedeutung des Getreides ist nicht langer nur akade-
mischer Natur. Die neue Situation konfrontiert uns
vielmehr mit der Frage, wie wir unsere vergleichs-
weise hohe Versorgungssicherheit politisch bewer-
ten und was sie uns finanziell wert ist.

Dabei gilt es zu sehen, daB die ausreichende
Eigenversorgung uns bisher ein hohes MaB an poli-
tischer Eigensténdigkeit und Unabhéngigkeit und
einen erheblichen politischen Spielraum gewdhrt
hat. Langerfristig konnen wir diese Sicherheit aller-
dings nicht durch eine strukturelle UberschuBpro-
duktion erkaufen, die liber ein verniinftiges MaB an
Vorratshaltung, die vorhandene Exportnachfrage
und den Bedarf fiir Nahrungsmittelhilfe hinaus-
geht.

Unsere heutige Landwirtschaft ist in erheblichem
Umfang auf AuBlenversorgung, z. B. bei Energie und
auch bei EiweiBfuttermitteln, angewiesen. Deshalb
kénnen wir die Sicherheit der Nahrungsversor-

gung nur durch eine strukturell vielseitige, in ihrer
Anpassungsfdhigkeit flexible und dynamische, in ih-
rer wirtschaftlichen Basis gesunde Landwirtschaft
erhalten. Dies muB ergénzt werden durch eine aus-
gewogene Vorratspolitik als Krisenvorsorge.

DaB es diese Landwirtschaft bei uns gibt, verdan-
ken wir in erster Linie der Leistungs- und Anpas-
sungsbereitschaft unserer Bauern und ihrer Fami-
lien. Sie wurden dabei von unserer gezielten Struk-
turpolitik wirksam unterstiitzt.

Das zweite Problem erfiillt mich nicht nur als
Agrarpolitiker seit langem mit groBer Sorge: Die ab-
sehbaren Auswirkungen der Energieverteuerung
und -verknappung auf die Nahrungserzeugung
und -versorgung in der Dritten Welt. Die Kosten-
entwicklung auf dem Energiesektor trifft die nicht-
6lféordernden Entwicklungslander in dreifacher Hin-
sicht besonders hart: Sie beansprucht die knappen
Devisen. Viele Entwicklungsldnder miissen heute
schon mehr als die Hilfte ihrer Exporterldse fiir Ul-
einfuhren ausgeben und kénnen dafiir weder Inve-
stitions- noch Nahrungsgiiter kaufen. Sie férdert
den Verbrauch von Holz und Dung als Brennmate-
rial und damit den Raubbau an Naturwéldern, der zu
einer heute noch kaum absehbaren o6kologischen
Bedrohung wird. Sie verteuert die Diingemittel, ins-
besondere die ertragssteigernden Stickstoffdiinger,
ohne die die sogenannte ,Griine Revolution" nicht
denkbar wére und auch nicht fortgeftihrt werden
konnte.

Alle diese Gesichtspunkte, einschlieBlich des Pro-
blems wachsender absoluter Ernteschwankungen in
der Welt, miissen in eine Strategie fiir die Welt-
agrar- und Erndhrungspolitik in den 80er Jahren, fiir
die es schon eine Vielzahl von Ansatzpunkten gibt,
eingebaut werden. Ich habe versucht, dies anldBlich
des kiirzlichen OECD-Agrarministertreffens in Pa-
ris meinen Kollegen klarzumachén und bin dabei
auch auf viel Zustimmung gestoBen.

Bei der Losung der Energieprobleme der rohstofi-
und devisenarmen Entwicklungslander konnten
zum Beispiel die liber Investitionsmittel verfiigen-
den OPEC-Lander und die tiber technisches Know-
how verfligenden Industrielander enger als bisher
zusammenarbeiten. Wahrscheinlich werden die In-
dustrieldnder in Zukunft noch mehr als bisher auf-
gefordert werden, bei akuten oder chronischen Ver-
sorgungskrisen zu helfen.

Diese moralische Verpflichtung entbindet uns
nicht von der Aufgabe, Uberschiisse in der EG zu
vermeiden, wie zum Beispiel bei Wein, der als Nah-
rungsmittelhilfe nicht in Frage kommt. Beim Ge-
treide werden wir uns aber auf jeden Fall einen gré-
Beren Spielraum erhalten miissen, weil dem Ge-
treide als Schliisselprodukt der Versorgung auch

-liber die Nahrungsmittelhilfe hinaus eine grofe Be-

deutung zukommt.

Die in letzter Zeit in aller Welt bekanntgeworde-
nen Ansétze zur Energiegewinnung aus agrari-
schen Reststoffen und Biomasse miissen {iberall
durch Férderung von Forschung, Entwicklung und
praktischer Erprobung unterstiitzt werden, wie dies
bei uns geschieht. Bei der doppelten Nutzung des
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Bundesminister Ertl

Bodens fiir die Nahrungsgiitererzeugung und fiir die
Produktion nachwachsender Rohstoffe gewinnen
die dkologischen Aspekte bei uns, vor allem aber in
Teilen der Dritten Welt, noch mehr an Bedeutung.
Deshalb ist in meinem Hause ein neuer Arbeitsbe-
reich Okologie eingerichtet worden, dessen Haupt-
interesse der dkologischen Vorsorge fiir die 80er
Jahre und dariiber hinaus gilt. Unsere Land- und
Forstwirtschaft hat sich seit jeher um eine pflegliche
und nachhaltige Nutzung ihrer Produktionsgrundla-
gen bemiiht. Sie hat die Chance, auch beim derzeiti-
gen Stand von Wissenschaft und Technik zu bewei-
sen, daB Ukonomie und Ukologie durchaus mitein-
ander in Einklang gebracht werden koénnen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich am
SchluB unserer deutschen Land- und Forstwirtschaft
und den vielen Betrieben des Erndhrungsgewerbes
fiir das im vergangenen Jahr unter erschwerten Be-
dingungen Geleistete danken. Ich schliefe dabei un-
sere jungen Menschen auf dem Lande gerne ein, die
offensichtlich wieder mehr Gefallen an den Berufen
der Land- und Forstwirtschaft sowie des Garten-
baues finden. Ganz besonders aber gilt mein Dank
auch in diesem Jahr unseren Bduerinnen. Dem
Agrarbericht ist zu entnehmen, daB 80 % der Frauen
heute in der Landwirtschaft betriebliche Aufgaben
ibernehmen. Zwischen 31 und 64 % ihrer Gesamtar-
beitszeit bringen die Ehefrauen in Haupterwerbs-
betrieben fiir die Arbeit im Betrieb auf. Wer dariiber
hinaus die Aufgabe der Landfrauen als Hausfrau
und Mutter kennt, mag abschdtzen, welche Last sie
zu tragen haben.

Die 80er Jahre werden von uns allen ein groBes
MaB an Anpassungsbereitschaft verlangen. Sie bie-
ten aber zugleich neue Chancen fiir die Land-, Forst-
und Erndhrungswirtschaft in der Gemeinschaft, sei
es bei der Erndhrung der immer noch rapide wach-
senden Weltbevolkerung, sei es als Produzent nach-
wachsender Rohstoffe, sei es in ihrer Funktion, den
léndlichen Raum und seine kulturellen Werte zu er-
halten. Fiir diese alten und neuen Aufgaben brau-
chen wir eine gesunde und leistungsfdhige Land-
wirtschaft, die sich auf eine Vielfalt gesicherter
Eigentumsformen stiitzen kann und die gleichbe-
rechtigtes Glied unserer Gesellschaft ist.

Ich bin sicher, daB der bduerliche Berufsstand die
Herausforderung der 80er Jahre ebenso meistern
wird, wie er in 35 Nachkriegsjahren eine beispiels-
lose strukturelle Anpassungsleistung vollbracht
hat.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Vizeprésident Leber: Ich danke Herrn Bundesmi-
nister Ertl fiir den erstatteten Bericht. Die Ausspra-
che iiber den Agrarbericht findet am Freitag, dem
21. Miérz, um 9 Uhr statt.

Meine Damen und Herren, wir sind damit am
SchluBl der heutigen Tagesordnung angelangt.

Ich berufe die néchste Sitzung des Deutschen
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 20. Mérz,
9 Uhr ein.

(SchluB der Sitzung: 14.41 Uhr)

Berichtigungen

203. Sitzung, Anlage 68, zweite Zeile der kleinge-
druckten Frage: Statt ,Unterhaltsberechtigten” ist
+Unterhaltsleistungen” zu, lesen.

204. Sitzung, Seite 16343 A, Zeile 17: Statt .,Hoppen-

berg" ist ,Homberg" zu lesen.

206. Sitzung, Anlage 22: In der kleingedruckten
Frage ist in der ersten Zeile statt ,wirtschaftlich”
J~wissenschaftlich”, und in der vorletzten Zeile in
Klammern statt ,Morbiditdt" ,Mortalitdt" zu lesen.
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Anlage 1
Liste der entschuldigten Abgeordneten

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschliefllich
Dr. Abelein 21.3.
Dr. Ahrens** 21. 3.
Amling 21.3.
Dr. Bayerl 21. 3.
Biichner*** 19. 3.
Fellermaier* 21. 3.
Flamig**** 21. 3.
Frau Dr. Focke* 19. 3..
Frau Geier 21. 3.
Dr. GeBner** 20. 3.
Handlos hidd 19. 3.
Frau Hoffmann 19. 3.
Dr. h. c. Kiesinger 19. 3.
Dr. Klepsch* 21. 3.
Lampersbach 21. 3.
Lange* 20. 3.
Lemmrich*** 19. 3.
Luster* 19. 3.
Dr. Mende** 20. 3.
Milz 21. 3.
Mischnick 21. 3.
Miiller (Miilheim) 21. 3.
Pawelczyk *** 19. 3.
Dr. Pfennig* 21. 3.
Reddemann** 20. 3.
Scheffler 19. 3.
Dr. Schmidt (Gellersen) 21. 3.
Schmidt (Wiirgendorf)** 21.3.
Sieglerschmidt* 19. 3.
Schulte (Unna) 21. 3.
Dr. Schwencke (Nienburg)* 21. 3.
Frau Tiibler 21. 3.
Dr. Vohrer** 20. 3.
‘Walkhoff 21. 3.
Wawrzik * 19. 3.
Dr. Wendig 21. 3
Wissmann 21. 3.
‘Wuwer 21. 3.
Zebisch** : 20. 3.

*

fiir die Teilnahme an Sitzungen des Europdischen Par-
laments
** fiir die Teilnahme an Sitzungen des Europarates
*** fiir die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropdischen
Union
**** fiir die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen
Versammlung

Anlage 2

Antwort
des Staatssekretdrs Dr. Lautenschlager auf die
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr.

Schwencke (Nienburg) (SPD) (Drucksache 8/3738
Fragen B 3 und 4):

Anlagen zum Stenographischen Bericht

Kann die Bundesregierung bestitigen, daB 600 Griechen z. Z. in der
Bundesrepublik Deutschland leben, um auf diesem Weg dem Militéar-
dienst in ihrer Heimat zu entgehen?

Welche Maglichl sieht die Bundesregierung, um auf die griechi-
sche Regierung einzuwirken, damit sich die Zahl nicht weiter erhdht?

Zu Frage B 3:

Die Bundesregierung verfiigt iiber kein statisti-
sches Material, das sie in die Lage versetzen wiirde,
Ihre Frage zu beantworten.

Zu Frage B 4:

Die Nichterfiillung der griechischen Wehrpflicht
durch griechische Biirger stellt eine innere Angele-
genheit Griechenlands dar. Die Bundesregierung
hat keine Mdglichkeit, hierauf einzuwirken.

*

Anlage 3
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Stahl auf die Miindliche
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Drucksa-
che 8/3792 Frage A 5):

‘Welche politischen und konomischen SchluBfolgerungen fiir die Zu-
kunft der deutschen Weltraumforschung zieht die Bundesregierung aus
den auf der Mainzer Friihjahrstagung 1980 der Arbeitsgemeinschaft fir
extraterrestrische Physik (aep) bekanntgewordenen Meinungsstreiten

zwischen dem Bundesforschungsministerium (B! und den an Raum-
fahrtprojekten beteiligten Wissenschaftlern?

Das Gebiet der extraterrestrischen Physik ist bis-
her im Rahmen der der Wissenschafts- und For-
schungsférderung zugestandenen iiberproportiona-
len Steigerungsraten angemessen geférdert wor-
den.

Die jetzige Situation ist bestimmt durch

— geringer werdende Zuwachsraten des For-
schungsbudgets,

— Kostensteigerungen in einigen laufenden
GroBprojekten, deren Ursachen wegen der inter-
nationalen Verkniipfung nur in geringem Mafe
zu beeinflussen waren, wie das Spacelabpro-
jekt, :

— die Tendenz zu anspruchsvolleren und gré8eren
Projekten (Planetenforschung)

— und durch den Zwang, neue Programme in den
Bereichen der Klimaforschung und der Geowis-
senschaften, die auch wesentliche Elemente im
Weltraumforschungsprogramm darstellen, eben-
falls zu fordern.

Die Bundesregierung ist daher gezwungen, ihre
Foérderung der extraterrestrischen Physik zu tiber-
priifen. Einige der Uberlegungen hierzu spiegeln
sich in Bemerkungen wider, die der fiir das Welt-
raumforschungsprogramm verantwortliche Abtei-
lungsleiter des Bundesministeriums fiir Forschung
und Technologie auf der diesjihrigen Tagung der
Arbeitsgemeinschaft fiir Extraterrestrische Physik
in Mainz im Rahmen einer Podiumsdiskussion ge-
macht hat.

Es ist versténdlich, daB die sich hieraus ergeben-
den notwendigen Akzentverschiebungen und Um-
schichtungen bei einigen der an dem bisherigen
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Programm beteiligten Wissenschaftler der extrater-
ristrischen Physik auf Zurtickhaltung gestoBen
sind.

Unabhéangig von der Haushaltssituation wird der-
zeit auch geprift, ob und in welchem Umfang lin-
gerfristig die Finanzierung der Experimente der ex-
traterrestrischen Forschung den Selbstverwaltungs-
organisationen der Wissenschaft iibertragen wer-
den kann.

Allerdings wird eine besondere Finanzierung von
Einzelprojekten nach wie vor erforderlich sein.

Anlage 4
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr. von Biilow auf die
Miindlichen Fragen des Abgeordneten Engelsber-
ger (CDU/CSU) (Drucksache 8/3792 Fragen A 11
und 12):

Treffen Pressemeldungen zu, daB Bundesverteidigungsminister Dr.
Apel auf einer sicherheitspolitischen Konferenz der schleswig-holstei-
nischen SPD in Plén erkldrt habe, der Bundesnachrichtendienst habe
bei der Aufkldrung iber die Entscheidungsprozesse im Kreml vor dem
sowjetischen Einmarsch in Afghanistan versagt, da keiner der professio-
nellen Aufklérer es fiir .denkbar oder wahrscheinlich gehalten” habe,
daB die Rote Armee Ende 1979 Afghanistan besetzen wiirde, und ist ge-
gebenenfalls dieser Mangel an zuverldssigen Informationen darauf zu-
rickzuflihren, daB — wie es angeblich ein BND-Mitarbeiter ausge-

. driickt hat — viele Geheimdienstberichte ihre Adressaten nicht er-
reicht haben oder von diesen nicht gelesen worden sind?

Treffen Pressemeldungen zu, da8 der ehemalig? Bundesverteidi-
ngsminister Schmidt Berichte des seinerzeit fiir Afghanistan zustén-
gen Militarattachés Siegel iiber die Vorbereitung einer méglichen mi-
litdrischen Aktion der UdSSR nur als .Spinnereien” abgetan habe, weil
sie nicht in das politische Weltbild der Regierenden von einer entspan-
nungsbereiten Sowjetunion gepaBt hétten und muB die Aussage von
BND-Priasident Wessel im .Ia%u' 1977, auf Grund der politischen Ausein-
andersetzung um den BND miisse die ,weitere erfolgreiche Arbeit" in
Frage gestel?t werden, nicht Anlafi zu ernster Sorge fiir die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland geben?

Zu Frage A 11:

Der Bundesminister der Verteidigung, Dr. Hans
Apel, hat am 8. Marz 1980 in Pl6n in einer 6ffentli-
chen Diskussion auf eine Frage nach der Kalkulier-
barkeit und Vorhersehbarkeit der sowjetischen Poli-
tik sowie nach dem eigenen Nachrichtenaufkom-
men liber sowjetische Truppenbewegungen vor dem
Einmarsch in Afghanistan in freier Rede etwa fol-
gendes geduBert:

Es habe durchaus Hinweise iiber sowijetische
Truppenbewegungen in der Region, auch auf
eigenen Nachrichtenwegen, gegeben.

Man habe damals, und das habe die politische
Gesamtsituation nahegelegt, vermutet, da8
diese Bewegungen im Zusammenhang mit der
Situation im Iran und denkbaren amerikani-
schen Reaktionen darauf zu tun hétten.

Vom Versagen des Bundesnachrichtendienstes
war keine Rede.

Zum letzten Teil Threr Frage bitte ich um Ver-
stdndnis dafiir, daB ich hier nicht dazu Stellung neh-
men kann, ob zu einem bestimmten internationalen
Ereignis als VerschluBsache eingestufte Meldungen
vorlagen und wer diese zur Kenntnis erhalten hat.

Im tbrigen darf ich darauf hinweisen, daB der
Bundesregierung hierzu AuBerungen eines BND-
Mitarbeiters nicht bekannt sind.

Zu Frage A 12:

Trotz umfangreicher Nachforschungen im Bun-
desministerium der Verteidigung sind Berichte des
Militarattachés Dr. Siegel mit einer Randbemer-
kung des damaligen Verteidigungsministers nicht
aufgefunden worden.

Der zweite Teil Threr Frage bezieht sich offen-
sichtlich auf eine Aussage des fritheren BND-Prisi-
denten vor dem Guillaume-AusschuBl des Deut-
schen Bundestages am 9. Oktober 1974.

Die Bundesregierung sieht zwischen den von der
Presse wiedergegebenen AuBerungen und der der-
zeitigen politischen Lage keinerlei Zusammen-
hang.

Anlage 5
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs von Schoeler auf die Miind-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD)
(Drucksache 8/3792 Frage A 13):

Welche Konsequenzen will die Bundesregierung aus den Konilikten
und Rechtsunsicherheiten ziehen, die beim Datenschutz und Betriebs-
verfassungs- bzw. Personalvertretungsrecht aufgetreten sind und die
der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz in Nummer 256 seines
Zweiten Jahresberichts geschildert hat?

Nach Ansicht der Bundesregierung 148t sich ein
Teil der Fragen auf Grund des geltenden Rechts be-
antworten. Sie sieht z. B. den Betriebsrat im Verhalt-
nis zum Arbeitgeber nicht als Dritten, sondern als
Teil der speichernden Stelle im Sinn des Bundesda-
tenschutzgesetzes an; diese grundlegende Frage
wird ibrigens weithin einheitlich so beantwortet.
Die Rechte des Betriebsrates nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz, insbesondere seine Mitwirkungs-
und Mitbestimmungsrechte, werden durch das Bun-
desdatenschutzgesetz grundsétzlich nicht beein-
trachtigt.

Die Bundesregierung teilt allerdings die Ansicht
des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz, da8
sich aus der Uberschneidung von Arbeitsrecht und
Datenschutzrecht Probleme ergeben kénnen, die
sich méglicherweise nicht allein im Wege der Aus-
legung der bestehenden Gesetze zufriedenstellend
16sen lassen. Fiir den Bereich des Arbeitsrechts hat
der Bundesminister fiir Arbeit und Sozialordnung
daher an den hessischen Datenschutzbeauftragten
in seiner Eigenschaft als Hochschullehrer fiir
Arbeitsrecht einen Forschungsauftrag mit dem
Thema ,Feststellung von Regelungsdefiziten beim
Schutz von Arbeitnehmerdaten im Betrieb" verge-
ben, in dem auch die Stellung des Betriebsrats nach
dem Datenschutzrecht untersucht werden soll. Das
umfangreiche Gutachten ist vor kurzem im Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Sozialordnung einge-
gangen und wird dort z. Z. ausgewertet. Nach dieser
Auswertung wird von der Bundesregierung gepriift,
ob und welche bereichsspezifischen Regelungen er-
forderlich sind, um zu verhindern, daB die automati-
sierte Datenverarbeitung oder das Datenschutz-
recht zur Verschiebung des Kréfteverhéltnisses im
Betrieb fiihren.

Die Rechtsposition der Personalvertretung nach
dem Personalvertretungsrecht des Bundes und der
Lander, namentlich ihre Mitbestimmungs- und Mit-
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wirkungsrechte, wird durch das Bundesdatenschutz-
gesetz nicht beeitréchtigt. Auch die Personalvertre-
tung ist im Verhdltnis zum Dienstherrn nicht als
Dritter, sondern als Teil der speichernden Stelle an-
zusehen. Die Bundesregierung bereitet z. Z. unter
Federfiihrung des Bundesministers des Innern All-
gemeine Verwaltungsvorschriften des Bundes zum
Bundesdatenschutzgesetz vor, in denen u.a. die
Stellung des Personalrats im Datenschutzrechtssy-
stem verdeutlicht werden soll.

Anlage 6
Antwort

des Parl. Staatssekretérs von Schoeler auf die Miind-
liche Frage des Abgeordneten Hélscher (FDP)
(Drucksache 8/3792 Frage A 14): )

Trifft es zu, daB in Baden-Wiirttemberg in vielen Féllen Auslindern
aus EG-Staaten rechtswidrig verkiirzte Aufenthaltsgenehmigungen er-
teilt und nach Ablauf der Frist rechtswidrig Geld- und Freiheitsstrafen
verhédngt wurden, wie ein Reutlinger Amtsrichter behauptete, und wenn
ja, welche Moglichkeiten hat die Bundesregierung, auf die Landesregie-
rung Baden-Wiirttemberg mit dem Ziel einzuwirken, die korrekte An-
wendung des EG-Auslédnderrechts sicherzustellen?

Nach Mitteilung des zustindigen Innenministe-
riums des Landes Baden-Wiirttemberg trifft es zu,
daB von 1975 bis 1979 sieben von insgesamt 123 Aus-
landerbehérden im Lande Baden-Wiirttemberg in
mehr als 50 Féllen zu kurz bemessene Aufenthalts-
erlaubnisse an Ausldnder aus EG-Staaten erteilt ha-
ben. Weitere 18 Auslanderbehorden hatten in ganz
wenigen Einzelfdllen zu kurz bemessene Aufent-
haltserlaubnisse an Auslander aus EG-Staaten er-
teilt.

Das Innenministerium Baden-Wiirttemberg hat
— wie es mitgeteilt hat — am 5. Oktober 1979 die
Auslénderbehdrden angewiesen, die besonderen
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts zu beach-
ten. Die einschlagigen Fragen sind dariiber hinaus
mit den Regierungsprasidien des Landes erdrtert
worden. Hierbei wurden die Regierungsprasidien
veranlafit, die richtige Anwendung des Gemein-
schaftsrechts durch die Ausldnderbehorden im Rah-
men der Dienstaufsicht zu gewéhrleisten.

Nachdem der Bundesminister des Innern im De-
zember vergangenen Jahres iiber eine unrichtige
Anwendung des EG-Aufenthaltsrechts unterrichtet
worden war, hat er sich sofort an die fiir den Vollzug
des EG-Aufenthaltsrechts zustdndigen. Lander ge-
wandt mit der Bitte um Priifung und Stellungnahme
zu den Beanstandungen. Gleichzeitig hat der Bun-
desminister des Innern darum gebeten, eine strikte
Anwendung des Gemeinschaftsrechts sicherzustel-
len. Danach sind uns weitere Beanstandungen nicht
mehr bekanntgeworden. Sollten dhnliche Verstée
gegen das Gemeinschaftsrecht bekanntwerden,
wird die Bundesregierung nicht zdgern, unverziig-
lich gegeniiber den Landern auf die Einhaltung der
geltenden Bestimmungen zu drangen.

Anlage 7
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs von Schoeler auf die Miind-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Diederich (Ber-
lin) (SPD) (Drucksache 8/3792 Frage A 15):

‘Welche unmittelbaren praktischen Folgen wird die Bundesregierung
aus der erneuten Warnung des Berliner Umweltbundesamts vor dem
Treibgas ,Frigen 11" ziehen, wonach durch Messungen nachgewiesen
sei, daB mit (ﬁesem Gas die Ozonschicht der Erde zerstért werde, und
wann ist mit einem begrenzten oder unbegrenzten Verwendungsverbot
zu rechnen?

Am 17. Dezember 1979 hat der EG-Rat in Briissel
eine Entscheidung iiber die Verminderung von
FKW fiir den Bereich der Europiischen Gemein-
schaft getroffen, wonach u. a.

— die Produktionskapazititen fiir F-11 und F-12

nicht zu erhéhen und :

— der Einsatz von F-11 und F-12 in Sprithdosen bis
Ende 1981 um mindestens 30 v.H. zu vermindern
sind.

Fiir weitergehende Uberpriifungen und ggf. Ma8-
nahmen ist auf Betreiben der Bundesregierung ein
enger Zeitrahmen vorgesehen.

Die deutsche Industrie hat auf Grund einer Ver-
einbarung mit der Bundesregierung aus dem Jahre
1977 friihzeitig mit einer Reduzierung des FKW-Ein-
satzes in Sprithdosen begonnen und wird die in der
EG-Entscheidung vorgesehene Verwendungsmin-
derung erfiillen. Die Bundesregierung bleibt jedoch
bemiiht, eine weitere Reduzierung in ‘der Anwen-
dung von FKW national und international voranzu-
treiben. )

Neben dem unmittelbaren administrativen Ein-
wirken versucht die Bundesregierung auch das Ver-
braucherverhalten zu beeinflussen. Vor kurzem
wurde erstmals das Umweltzeichen an solche Aero-
sol-Produkte aus dem Bereich der Korperpflegemit-
tel vergeben, die keine FKW-Treibgase enthalten.
Es ist davon auszugehen, daBl diese Produkte in
Kiirze auf dem Markt erscheinen werden. Die Ver-
braucher werden damit Gelegenheit erhalten, bei ih-
rer Kaufentscheidung die Belange des Umwelt-
schutzes zu beriicksichtigen.

Mit seiner kiirzlichen Warnung vor dem Treibgas
F-11 bzw. Frigen 11 ist das Umweltbundesamt Be-
richten in der Uffentlichkeit entgegengetreten, wo-
nach dieses Gas wahrscheinlich in weit héherem als
bisher angenommenem Mabfe in der unteren Atmo-
sphédre abgebaut wird und damit die Ozonschicht
der Stratosphére nur wenig zu schédigen vermag. Es
macht damit den Verbraucher auf die unverandert
aktuelle FKW-Frage aufmerksam und hofft, auf
diese Weise dessen Kaufentscheidung zu beeinflus-
sen.

Anlage 8
Antwort

des Parl. Staatssekretédrs von Schoeler auf die Miind-
lichen Fragen des Abgeordneten Lattmann (SPD)
(Drucksache 8/3792 Fragen A 16 und 17):

‘Wie ist der Stand der Beratungen zwischen den vier deutsch spre-

chenden Lindern tber eine Reform der deutschen Rechtschreibung,
und wann ist damit zu rechnen, daB die Bundesregierung im Einverneh-
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men mit der Stindigen Konferenz der Kultusminister die amtliche
Rechtschreibkommission beruft, die autorisiert ist, um die Bundesrepu-
blik Deutschland in Verhandlungen mit den weiteren deutsch spre-
chenden Lindern zu vertreten?

Hat die &sterreichische Bundesregierung inzwischen die Dokumenta-
tion zur Rechtschreibreform vorgelegt, die die deutsche Bundesregie-
rung nach einer Auskunft des Bundesinnenministers bei einem Sondie-
rungsgesprach mit dem &sterreichischen Unterrichtsminister im Marz
1977 angeregt hat, oder wann’ist andernfalls mit ihr zu rechnen?

Die Bundesregierung mifit im Einvernehmen mit
der Sténdigen Konferenz der Kultusminister der
Lander in der Bundesrepublik Deutschland der
Frage der Rechtschreibreform schon seit langem
eine groBe Bedeutung zu. Wie bereits mehrfach be-
tont (zuletzt in meiner Antwort auf Anfragen der
Frau Kollegin Steinhauer am 13.Juni 1979, Steno-
graphischer Bericht iiber die 159.Sitzung, Seite
12686 C), hélt sie eine Rechtschreibreform nur auf
der Grundlage eines breiten Konsenses unter den
Fachleuten und nur in allen deutschsprachigen Lan-
dern gemeinsam fiir verantwortbar. Sie hatte daher,
gemeinsam mit der KMK, angeregt, daB von der
Osterreichischen Bundesregierung eine Dokumen-
tation erarbeitet wird, die eine umfassende Be-
standsaufnahme und Systematisierung aller rele-
vanten Vorstellungen enthalten sollte.

Nach den mir vorliegenden Informationen liegt
das Material fiir diese Dokumentation inzwischen
dem 6sterreichischen Ministerium fiir Unterricht
und Kunst vor. Zum Komplex ,kiinftige Schreib-
weise der Substantive" ist dieses Material in einer
Broschiire zusammengefaft worden, die Ende Fe-
bruar 1980 dem Bundesministerium des Innern zu-
gestellt wurde.

Im Zusammenhang mit der Erstellung der Doku-
mentation sind in Wien im Herbst 1978 und 1979
zwei wissenschaftliche Fachtagungen durchgefiihrt
worden, in denen die Reformvorstellungen zur kiinf-
tigen Schreibweise der Substantive diskutiert wur-
den. Bei diesen Diskussionen wurden sowohl von
den Vertretern der sogenannten gemdBigten Klein-
schreibung als auch von denen der sogenannten be-
reinigten GroBschreibung neue Uberlegungen ange-
stellt, die in dem erwdhnten Material fiir die Doku-
mentation noch nicht berticksichtigt werden konn-
ten.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dafB die
Wiederbelebung des Arbeitskreises fiir Recht-
schreibfragen, der fiir Verhandlungen mit entspre-
chenden Kommissionen der iibrigen deutschspra-
chigen Lander legitimiert wire, erst dann sinnvoll
ist, wenn die fachliche Diskussion soweit gediehen
ist, daB konkrete Reformschritte in allen wichtigen
Bereichen der Rechtschreibreform moglich sind.

Die Bundesregierung wird die ihr vom &sterrei-
chischen Ministerium fir Unterricht und Kunst
iibersandte Publikation den Kultusministern der
Lander zur Verfiigung stellen und sich mit ihnen
iiber das weitere Vorgehen abstimmen.

Anlage 9
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs von Schoeler auf die Miind-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU)
{Drucksache 8/3792 Frage A 23):

Ist nach Auffassung der Bundesregierung eine Einreise von Angehd-
rigen solcher Staaten, fiir die Visumzwang besteht, in die Bundesrepu-
blik Deutschland in jedem Fall auch dann ausgeschlossen, wenn bei der
Einreise an der Grenze ein Asylantrag gestellt wird, und wenn nein, in
welchen Fillen?

Aus § 38 des Ausldndergesetzes und der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift hierzu ergibt sich,
daB Auslandern, die bei der Einreise einen Asylan-
trag stellen, die Einreise ohne Riicksicht darauf zu
gestatten ist, ob sie der fiir sie bestehenden Sichtver-
merkspflicht nachgekommen sind oder nicht.

Eine Ausnahme gilt nach § 28 Ausléndergesetz in
Verbindung mit Nummer 7 der Verwaltungsvor-
schrift zu § 38 Ausldndergesetz nur, wenn der einrei-
sewillige Ausldnder bereits in einem anderen Staat
als Fliichtling im Sinne der Genfer Konvention aner-
kannt wurde oder dort anderweitig Schutz vor Ver-
folgung gefunden hat.

Falls dies zweifelsfrei feststeht, ist er an der
Grenze zuriickzuweisen, wenn er den vorgeschrie-
benen Sichtvermerk nicht besitzt. Dabei darf eine
Zurtickweisung aber nur in Staaten erfolgen, in de-
nen er keine politische Verfolgung zu befiirchten
hat.

Anlage 10
Antwort

des Parl. Staatssekretérs von Schoeler auf die Miind-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schweitzer (SPD)
(Drucksache 8/3792 Frage A 26):

Bremst oder beschleunigt die Bundesregierung im Rahmen des Mini-
sterrats der EG den EntscheidungsprozeB im Hinblick auf die Einfiih-
rung eines einheitlichen Reisepasses in der Gemeinschaft?

Die beabsichtigte Einfiihrung eines européischen
Passes in den neun Mitgliedstaaten der Europdi-
schen Gemeinschaften beruht auf einem Vorschlag
der Bundesregierung aus dem Jahre 1974. Diese In-
itiative hat seinerzeit zu dem BeschluB gefiihrt, eine
Vereinheitlichung der PaBformulare der Mitglied-
staaten als ersten Schritt auf dem Wege zu einer
umfassenden Europdischen PaBunion anzustreben.

Die Bundesregierung bedauert, daB die in den Fol-
gejahren gefithrten Verhandlungen bislang ohne Er-
gebnis geblieben sind. Dies beruht darauf, daB zwi-
schen den Mitgliedstaaten noch keine Einigung dar-
tiber erzielt werden konnte,

— in welchen Sprachen die Drucktexte des PaBmu-
sters abgefaBt sein sollten,

— durch welchen Rechtsakt der Paf eingefiihrt
werden kénnte und

— ob auf dem Einband und der Titelseite des Passes
an erster Stelle die Bezeichnung ,Européische
Gemeinschaften” oder der Name des jeweiligen
Mitgliedstaates erscheinen sollte.

Die Bundesregierung begriiit deshalb, daB auch
das Européische Parlament sich der PaBfrage ange-
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nommen hat. Sie wird das Projekt weiter unterstiit-
zen und férdern.

Anlage 11
Antwort

des Parl. Staatssekretédrs Gallus auf die Miindlichen
Fragen des Abgeordneten Loffler (SPD) (Drucksache
8/3792 Fragen A 37 und 38):

Inwieweit hdlt die Bundesregierung Experimente mit Tieren in der
medizinischen und pharmakologischen Forschung fiir vereinbar mit
dem Tierschutzgesetz?

Welche MaBnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um Versu-
che mit Tieren zu unterbinden, die fiir diese Forschungen nicht unbe-
dingt erforderlich sind?

Das Tierschutzgesetz enthdlt Regelungen fiir
Tierversuche, die entweder genehmigungspflichtig
oder genehmigungsfrei sind. Tierversuche in der
medizinischen und pharmakologischen Forschung
sind nach § 8 genehmigungspflichtig. Bei der Geneh-
migung ist stets zu beriicksichtigen, daB die Versu-
che auf das unerldBliche Maf zu beschrdnken sind.
Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn
dargelegt wird, daB die angestrebten Versuchser-
gebnisse nicht durch andere zumutbare Methoden
oder Verfahren als den Tierversuch zu erreichen
sind und die Versuche zur Vorbeuge, zum Erkennen
oder Heilen von Krankheiten bei Mensch und Tier
erforderlich sind oder die Versuche sonst wissen-
schaftlichen Zwecken dienen.

Durch das Priifungsverfahren wird dem Auftrag
des Gesetzgebers in § 9 Abs. 1 Nr. 1 Rechnung getra-
gen, die Tierversuche auf das unerléfiliche Ma8 zu
beschranken.

Die Genehmigungen werden von zusténdigen Be-
hérden der Lénder erteilt. Mifistdnde bei der Ertei-
lung der Genehmigungen sind bisher nicht bekannt
geworden. Daher erscheinen Mafnahmen des Bun-
des, die sich nur auf den ErlaB anderer Rechtsvor-
schriften erstrecken kiinnteri. nicht erforderlich.

Anlage 12
Antwort

des Parl. Staatssekretars Gallus auf die Miindlichen
Fragen des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU)
(Drucksache 8/3792 Fragen A 39 und 40):

Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, wie groB der Mitglieder-
bestand der Kleintierzuchtvereine, unterteilt nach Erwachsenen und
Jugendlichen, in der Bundesrepublik Deutschland ist, und welche Be-
deutung miBt sie diesen Vereinen vor allem in lindlichen Riumen
zu?

Welche Férderungsmoglichkeiten kénnen diese Vereine nach gel-
tendem Bundesrecht einerseits allgemein und andererseits fiir ihre Ju-
gendarbeit in Anspruch nehmen?

Die organisierte Kleintierzucht umfat insbeson-
dere die Hundezucht, Rassegefliigelzucht, Kanin-
chenzucht, Brieftaubenzucht und die Imkerei. Die
maBgeblichen Dachverbénde dieser Bereiche um-
fassen zusammen rd. 1 Million Mitglieder. Hiervon

sind rd. 225000 oder knapp ein Viertel Jugendli-
che.

Die Bundesregierung mifit der Kleintierzucht
grofie Bedeutung bei. Fiir den einzelnen Tierhalter
liegt diese auch im wirtschaftlichen Bereich, beson-

ders bei der Kaninchen- und Gefliigelzucht. AuBer--

dem wiren viele wertvolle Rassen ohne die Arbeit
der Ziichter nicht mehr anzutreffen. Die Hauptmo-
tive sind jedoch Freude an der Sache und Liebe zum
Tier. Daher kommt der Kleintierzucht ein hoher
Stellenwert fiir eine sinnvolle und hinsichtlich der
Imkerei auch 6kologisch wertvolle Freizeitgestal-
tung sowie fiir die Erhaltung der Naturverbunden-
heit des Menschen zu.

AuBlerdem leistet die Kleintierzucht durch den
planvollen Umgang mit Tieren einen wertvollen
Beitrag fiir die Erziehung der Kinder und Jugendli-
chen.

Die Zuchtarbeit wird in der Kleintierzucht durch
Bereitstellung von Geld- und Sachpreisen sowie
durch Verleihung von Ehrenpreisen aus dem Agrar-
haushalt geférdert. AuBerdem werden fiir die Ka-
ninchenzucht und die Imkerei Informationsschrif-
ten und Beratungsmaterial aus Bundesmitteln finan-
ziert.

Anlage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Buschfort auf die Miindli-
chen Fragen des Abgeordneten Lutz (SPD) (Druck-
sache 8/3792 Fragen A 46 und 47):

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Runderlasse und Rund-
verfiigungen beispielsweise in Nordrhein-Westfalen in den Jahren 1978
und 1979 an die Xrbeitsémter ergangen sind, und wie beurteilt sie die-
sen Sachverhalt, nachdem Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung in wach-

sendem MaB {ber die groBe Zahl der von ihnen zu behandelnden
Dienstanweisungen klagen?

Ist die Mehrzahl dieser Runderlasse und Rundverfiigungen auf die
Novellierung von Bundesgesetzen zuriickzufiihren, oder gibt es nach
den Erkenntnissen der Bundesregierung andere unabweisbare Gege-
benheiten, die eine ErlaBflut rechtfertigen?

Zu IThren Fragen hat mir der Prasident der Bun-
desanstalt fiir Arbeit mitgeteilt, daB an die Arbeits-
dmter in Nordrhein-Westfalen 1978 insgesamt 1 167
Runderlasse und Rundverfiijgungen ergangen sind;
1979 ergingen genau 1 000 Runderlasse und Rund-
verfligungen. Die Zahl der Runderlasse der Haupt-
stelle ist dabei von 640 im Jahre 1978 auf 610 im
Jahre 1979 und die der Rundverfiigungen des Lan-
desarbeitsamtes von 527 auf 390 gesunken.

Der Président der Bundesanstalt hat mir bestatigt,
daB nicht jeder Mitarbeiter alle, sondern nur die fiir
ihn unerlédBlichen Weisungen und Informationen er-
hélt. Es ist nicht zu verkennen, daf gleichwohl der
einzelne Mitarbeiter u. U. eine groBe Zahl neuer
Weisungen beachten muf.

Die Bundesregierung sieht fiir den Bereich der
Bundesanstalt fiir Arbeit in sogenannten Sammeler-
lassen, wie sie bereits fiir einige Sachgebiete (z. B.
Fortbildung und Umschulung, Winterbau) bestehen,
ein gutes Mittel, die Zahl der Dienstanweisungen zu
verringern und gleichzeitig das geregelte Sachge-
biet tiberschaubarer zu machen.
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Ein sehr groBer Teil der Dienstanweisungen ent-
fallt auf Personalangelegenheiten, Organisation und
Verwaltung, Datenverarbeitung sowie Haushalt und
Finanzen. Fiir diese Bereiche fallen auch in den Ver-
waltungen groBer Privatunternehmen in groBem
Umfang zentrale Weisungen an. Ein weiterer Teil
der Dienstanweisungen ist durch Gesetzesdnderun-
gen veranlaft. In einem anderen Teil werden Folge-
rungen aus der Rechtsprechung insbesondere des
Bundessozialgerichts gezogen. Eine zahlenmadBige
Zuordnung zu bestimmten Ursachen ist ohne einge-
hende und dementsprechend zeitaufwendige Unter-
suchungen nicht méglich.

Anlage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Buschfort auf die Miindli-
chen Fragen des Abgeordneten Kraus (CDU/CSU)
(Drucksache 8/3792 Fragen A 54 und 55):

Haben Asylbewerber Anspruch auf Arbeitslosenhilfe, und wenn ja,

wie hoch waren in solchen Féllen die dlesbezughchen Aufwendungen
der Bundesanstalt fiir Arbeit?

Werden die Asylbewerber, falls sie keine Arbeitslosenhilfe erhalten,
vom Arbeitsamt an die Trager der Sozialhilfe verwiesen?

Asylbewerber haben Anspruch auf Arbeitslosen-
hilfe, wenn sie innerhalb des letzten Jahres vor der
Arbeitslosmeldung u. a. mindestens 70 Tage im In-
oder Ausland als Arbeitnehmer entlohnt beschéftigt
waren.

Nach einer Schéatzung erhalten etwa 700 bis 800
Asylbewerber Arbeitslosenhilfe. Der Jahresaui-
wand diirfte 10 bis 12 Millionen DM betragen. Die
relativ geringe Zahl von Asylbewerbern mit An-
spruch auf Arbeitslosenhilfe geht vermutlich darauf
zurlick, daB dieser Personenkreis in verhéltnismaBig
kurzer Zeit vermittelt werden kann und daB haufig
die Anspruchsvoraussetzung der vorhergegangenen
entlohnten Beschéftigung nicht erfiillt ist.

Die Arbeitsdmter verweisen Asylbewerber wie
auch jeden anderen Antragsteller auf Arbeitslosen-
hilfe regelmaBig dann an die Sozialdmter, wenn der
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe abgelehnt wird oder
die Anspruchsvoraussetzungen noch nicht abschlie-
Bend geklédrt werden konnten.

Anlage 15
Antwort

des Parl. Staatssekretéirs Buschiort auf die Miindli-
chen Fragen des Abgeordneten Frau Médnnle (CDU/
CSU) (Drucksache 8/3792 Fragen A 56 und 57):

Wieviel Teilzeitarbeitsplitze sind im Rahmen des arbeitsmarktpoliti-
schen Programms der Bundesregierung fiir Regionen mit besonderen
Beschéftigu sproblemen geschaffen worden — absolut und im Ver-
héltnis zum (g tprogramm —, und wie verteilen sich diese Arbeits-
platze auf die einzelnen Schwerpunktbereiche? .

‘Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Teilnehmer an den MaBnah-
men zum arbeitsmarktpolitischen Programm der Bundesregierung fiir
Regionen mit besonderen Beschéftigungsproblemen?

Zunéchst eine Vorbemerkung zur "Ausrichtung
des Arbeitsmarktpolitischen Programms fiir Regi-

onen mit besonderen Beschéftigungsproblemen auf
die spezifischen Belange weiblicher Arbeitnehmer:
In § 1 der Durchfiihrungsrichtlinien, in dem die ge-
nerelle Zielsetzung des Programms beschrieben
wird, heiBt es ausdriicklich, daB die Leistungen ins-
besondere auch Frauen zugute kommen sollen.
Diese Zielrichtung findet ihren konkreten Nieder-
schlag z.B. in den Vorschriften zum Schwerpunkt 1
,Berufliche Qualifizierung". Hier kénnen Férdermit-
tel unter erleichterten Bedingungen gewdhrt wer-
den, wenn Frauen fiir Tatigkeiten qualifiziert wer-
den, die iiblicherweise von Méannern ausgetibt wer-
den. Der Schwerpunkt 3 ,ArbeitsbeschaffungsmaB-
nahmen zur Verbesserung der sozialen Dienste und
der sozialen Infrastruktur” ist inhaltlich so gestaltet,
daB insbesondere weibliche Arbeitslose eine Be-
schaftigung finden.

Zu Ihrer ersten Frage bemerke ich folgendes:

Die von der Bundesanstalt fiir Arbeit erstellte Sta-
tistik iber die Abwicklung des Programms enthalt
keine Angaben iliber die Zahl der Teilzeitarbeits-
platze fiir die Schwerpunkte 1 und 2 ,Berufliche
Qualifizierung" und ,Wiedereingliederung und Qua-
lifizierung ungelernter sowie lingerfristig Arbeits-
loser". Fiir den Schwerpunkt 3 ,Allgemeine MaBnah-
men zur Arbeitsbeschaffung” ergibt sich fiir den
Stichtag 25. Februar 1980 folgendes Bild:

Teilbereich ,Soziale Dienste"
Zahl der geférderten Personen
insgesamt:

darunter Teilzeitarbeitspldtze:
davon Frauen:

2 362

534 = 93,36%

Teilbereich ,Umweltschutz und Verbesserung des
Wohnumfeldes"
Zahl der geforderten Fille

insgesamt: 2112
darunter Teilzeitarbeitsplatze: 64 = 3,03%
davon Frauen: 63 = 98,44%

Zu lhrer zweiten Frage ist folgendes zu bemer-
ken:
Zahl der in allen 3 Schwerpunkten
geforderten Personen: 28 126
darunter Frauen: 5490 = 19,52%

Der Anteil der Frauen verteilt sich auf die einzel-
nen Schwerpunkte wie folgt:

Schwerpunkt 1 ,Berufliche Qualifizierung in Be-
trieben mit Anpassungs- und Umstellungsprozes-
sen

Zahl der geférderten Personen:
darunter Frauen:

22331
2986 = 1337%

Schwerpunkt 2 ,Wiedereingliederung ungelernter
sowie langerfristig Arbeitsloser”
Zahl der geférderten Personen:
darunter Frauen:

1321
402 = 30,43 Y%

Schwerpunkt 3 ,Arbeitsbeschaffungsmanahmen
zur Verbesserung der sozialen Dienste und der so-
zialen Infrastruktur"

Zahl der geférderten Personen:
darunter Frauen:

4474
2102 = 4698%

Im Schwerpunkt 1 entspricht die Aufteilung der
Fordermittel auf Manner und Frauen den Antréagen
der Unternehmen. Dies kénnte darauf zuriickzufiih-

572 = 2422%
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ren sein, daB die Anpassungs- und Umstellungspro-
zesse stdarker im Bereich der Produktion als in der
Unternehmensverwaltung stattfinden.

In den Schwerpunkten 2 und 3 hat die Arbeitsver-
waltung dadurch mehr EinfluBmd&glichkeit, daB Ver-
mittlungsangebote fiir weibliche Arbeitslose ver-
starkt unterbreitet werden kénnen.

*

Anlage 16
' Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr.Kreutzmann auf die

Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Kittelmann

(CDU/CSU) (Drucksache 8/3792 Fragen B 142, 143,
144 und 145):

Wieviel Fille, in denen Bundesbiirger bei Verkehrsunféllen mit Per-

sonenschaden in der DDR nur bei %—linterle ung einer Kaution von

30 000 bis 50 000 DM aus der Untersuchungshaft entlassen werden, sind

in den letzten fiinf Jahren bekannt geworden, und in wieviel Fallen durf-

ten die Betroffenen gegen Hinterlegung welcher Summe wieder ausrei-
sen? .

‘Welche Ratschlége erteilt die Bundesregierung vor allem minderbe-
mittelten Autofahrern, wie sie sich im Fall eines Verkehrsunfalls ver-
halten sollen?

Hat die Bundesregierung diese Problematik bei dem AbschluB des
Grundlagenvertrags gesehen, und welcher Schutz vor willkiirlichen
MaBnahmen seitens der DDR-Behérden kann die Bundesregierung fiir
die Betroffenen anbieten?

Gibt es Beispiele vergleichbarer Art Giber die Behandlung von DDR-
Biirgern in der Bundesrepublik Deutschland einschlieBlich Berlin
(West) im Fall eines Verkehrsunfalls mit Personenschéden?

Zu Frage B 142:

Vom 4. Juni 1972 — dem Tag des Inkrafttretens
des Viermédchteabkommens, des Transitabkommens
und der Vereinbarung zwischen dem Berliner Senat
und der DDR-Regierung iiber den Reise- und Besu-
cherverkehr — bis zum 29. Februar 1980 sind nach
den Erkenntnissen der Bundesregierung 191 Rei-
sende aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) in
der DDR wegen der Herbeifiihrung eines schweren
Verkehrsunfalles festgenommen worden. Hiervon
waren 185Deutsche und 6 Ausldnder. Von den
191 Festgenommenen sind 68 Personen gegen Hin-
terlegung einer Kaution aus der Untersuchungshaft
entlassen worden und konnten aus der DDR wieder

_ ausreisen.

Zum Vergleich sei darauf hingewiesen, daB wah-
rend des genannten Zeitraumes vom 4. Juni 1972 bis
29. Februar 1980 Deutsche vom Bundesgebiet und
von Berlin (West) aus rund 170 Millionen mal in
oder durch die DDR gereist sind.

Zu Frage B 143:

Zu lhrer 2. Frage weise ich darauf hin, da8 die
Bundesregierung den Autofahrern, die in der DDR
in einen Verkehrsunfall verwickelt worden sind, zu-
nédchst nur das iibliche Verhalten bei einem Ver-
kehrsunfall empfehlen kann: Sich um Verletzte
kiimmern, die Polizei rufen etc. Bei Festnahmen soll-
ten die Betroffenen oder ihre im Bundesgebiet le-
benden Angehérigen sich sobald wie moglich an die
Standige Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land wenden.

Zu Frage B 144:

Bei AbschluB des Grundlagenvertrages war klar,
daB die Rechtsordnung der DDR fiir alle dort statt-
findenden Ereignisse maBgeblich ist. Alle Kraftfah-
rer, nicht nur diejenigen aus der Bundesrepublik
Deutschland, kénnen dort unter bestimmten Vor-
aussetzungen wegen der Herbeifiihrung eines
schweren Verkehrsunfalles festgenommen werden.
Dies ist auch in anderen Staaten moglich; rechts-

" staatliche Bedenken bestehen hiergegen nicht. Die

Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafiir,
daB die Strafverfolgungsorgane der DDR die Ge-
setze willkiirlich handhaben. Damit stellt sich fiir
die Bundesregierung nicht das Problem eines Schut-
zes der Betroffenen vor ,willkiirlichen Mafnahmen"
der DDR-Behérden. Unabhédngig hiervon ist die Bun-
desregierung selbstverstdndlich bereit, den Betrof-
fenen und ihren Angehéorigen behilflich zu sein, z. B.
durch die Betreuung der Inhaftierten durch die
Stédndige Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land oder durch die Vermittlung von Rechtsanwal-
ten.

Zu Frage B 145:

Zu Threr 4. Frage bemerke ich zunédchst, daB Rei-
sen von DDR-Bewohnern mit Kfz in das Bundesge-
biet oder nach Berlin (West) zahlenméBig kaum eine
Rolle spielen, da die groBe Mehrheit der Besucher
aus der DDR mit der Eisenbahn féhrt. Im iibrigen ist
es Sache der unabhédngigen Rechtspflege, iiber eine
Festnahme und Freilassung gegen Kaution zu ent-
scheiden. In diesen Fillen ist die Zustandigkeit der
Lander gegeben, so daB der Bundesregierung keine
Zahlen zur Verfiigung stehen.

Anlage 17
Antwort

des Parl. Staatssekretirs Stahl auf die Schriftliche
Frage der Abgeordneten Frau Miannle (CDU/CSU)
(Drucksache 8/3792 Frage B 146):

Hat die Bundesregierung im Rahmen des Programms ,Humanisie-
rung des Arbeitslebens” Projekte geférdert, die die Humanisierung der
Arbeit im Biirobereich und hier insbesondere neue Formen der Arbeits-
organisation betreffen, und wenn ja, wieviel solcher Projekte, mit wel-
chem finanziellen Aufwand und Anteil am Gesamtprojekt ,Humanisie-
rung des Arbeitslebens"?

Die Gesamtzahl aller laufenden und abgeschlos-
senen Projekte im Forderschwerpunkt Biiro und
Verwaltung des Programms ,Humanisierung des
Arbeitslebens" (HdA) betragt: 27, das sind 4 % aller
Forderprojekte im HdA-Programmbereich des Bun-
desministeriums fiir Forschung und Technologie.

Die Bewilligungssumme aller Projekte im Bereich
Biiro und Verwaltung betragt: 15 242 032,— DM, das
sind 3,2% der Gesamtbewilligungssumme im Pro-
grammbereich des BMFT.
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Anlage 18
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Stahl auf die Schriftliche
Frage des Abgeordneten Hoffmann (Saarbriicken)
(SPD) (Drucksache 8/3792 Frage B 147):

Ist der Bundesregierung bekannt, daB zur besseren Nutzung des
Brennwerts von Kohle die Entwicklung von kleinen und mittleren Ag-
gregaten mit Wirbelschichtfeuerung geférdert werden solite, und wenn
ja, welche Initiative ergreift sie in dieser Richtung?

Die Entwicklung und Erprobung der Wirbel-
schichtfeuerung fiir die umweltfreundliche und ra-
tionelle Nutzung der Kohle wird vom Bundesmini-
sterium fiir Forschung und Technologie bereits seit
mehreren Jahren geférdert. In der Anlage sind die
13 Projekte aus diesem Entwicklungsschwerpunkt
einzeln aufgefiihrt. Die Gesamtférderungssumme
betrégt 148 Millionen DM.

Dieser Liste ist noch das Modellkraftwerk Vélk-
lingen hinzuzufiigen. Ein Teil der Leistung dieses

Kraftwerks von 230 MW wird tiber eine in den Feu-
erungsraum integrierte Wirbelschichtfeuerung fiir
Ballastkohle bereitgestellt. Das Bundesministerium
fiir Forschung und Technologie fordert dieses Mo-
dellkraftwerk mit 33 %. Die Gesamtkosten liegen bei
500 Millionen DM. )

Fiir die 6ffentliche Versorgung sieht die Bundes-
regierung in der Wirbelschichtfeuerung ein Instru-
ment, um im Rahmen regionaler Versorgungskon-
zepte die Strom- und Fernwérmeversorgung auf Ba-
sis heimischer Kohle aus kleinen standortnahen
Heizkraftwerken umweltfreundlich und energiespa-
rend durchzufiihren.

In der 6ffentlichen Versorgung, wie auch bei indu-
striellen Heiz- bzw. Heizkraftwerken kann die Wir-
belschichtfeuerung direkt dazu beitragen, Mineral6l
durch Kohle zu ersetzen.

Die beiden Demonstrationsanlagen der Ruhr-
kohle AG haben ihren Probebetrieb Ende 1979 be-
reits aufgenommen.

©

(D)



	207. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 19. März 1980
	Inhalt

	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18






